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21. Sitzung 
 
Donnerstag, den 15.09.2005 
 
Erfurt, Plenarsaal 
 
 
Wahl des Präsidenten und  2149 
weiterer Mitglieder des Thü- 
ringer Verfassungsgerichts- 
hofs und ihrer Stellvertreter 
Wahlvorschlag der Fraktionen  
der CDU, Die Linkspartei.PDS  
und SPD 
- Drucksache 4/1214 - 
 
Gemäß Artikel 79 Abs. 3 der Verfassung des Freistaats Thüringen und  
§ 3 Abs. 1 des Thüringer Verfassungsgerichtshofsgesetzes werden der  
Präsident und die weiteren Mitglieder des Verfassungsgerichtshofs vom  
Landtag einzeln und in geheimer Wahl ohne Aussprache auf die Dauer  
von fünf Jahren mit der Mehrheit von zwei Dritteln der gesetzlichen Mit- 
gliederzahl des Landtags gewählt: 
 
1. als Präsident des Verfassungsgerichtshofs 
 Harald Graef 
 
 als dessen berufsrichterlicher Stellvertreter 
 Peter Franz Granderath 
 
2. als berufsrichterliches Mitglied 
 Dr. Hartmut Schwan 
 
 als dessen berufsrichterlicher Stellvertreter 
 Elmar Schuler 
 
3. als berufsrichterliches Mitglied 
 Dr. Bertram Zwanziger 
 
 als dessen berufsrichterliche Stellvertreterin 
 Martina Hornstein 
 
4. als Mitglied mit Befähigung zum Richteramt 
 Prof. Dr. Karl-Ulrich Meyn 
 
 als dessen Stellvertreter mit Befähigung zum Richteramt 
 Prof. Dr. Manfred Baldus 
 
5. als Stellvertreter des Mitglieds Peter Goetze mit Befähigung zum Richteramt 
 Dr. Wolfgang Habel 
 
6. als Mitglied mit Befähigung zum Richteramt 
 Prof. Dr. Walter Bayer 
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7. als weiteres Mitglied 
 Prof. Dr. Johanna Hübscher 
 
 als deren Stellvertreterin 
 Barbara Bechmann 
 
8. als weiteres Mitglied 
 Dr. Iris Martin-Gehl 
 
 als deren Stellvertreter 
 Günter Gabriel 
 
9. als weiteres Mitglied 
 Petra Pollak 
 
 als deren Stellvertreterin 
 Brigitte Baki 
 
Thüringer Verwaltungskosten- 2153 
gesetz (ThürVwKostG) 
Gesetzentwurf der Landesregierung 
- Drucksache 4/912 - 
dazu: Beschlussempfehlung des Haus- 

halts- und Finanzausschusses 
- Drucksache 4/1164 - 

dazu: Änderungsantrag der Fraktion 
der SPD 
- Drucksache 4/1221 -  

ZWEITE BERATUNG 
 
Nach Berichterstattung und Aussprache wird der Änderungsantrag der  
Fraktion der SPD in namentlicher Abstimmung bei 77 abgegebenen  
Stimmen mit 33 Jastimmen und 44 Neinstimmen abgelehnt (Anlage 1).  
 
Der Gesetzentwurf wird in ZWEITER BERATUNG und in der Schluss- 
abstimmung jeweils mit Mehrheit angenommen.  
 
Fünftes Gesetz zur Änderung des  2163 
Thüringer Beamtengesetzes 
Gesetzentwurf der Landesregierung 
- Drucksache 4/917 - 
dazu: Beschlussempfehlung des Innen- 

ausschusses 
- Drucksache 4/1173 - 

ZWEITE BERATUNG 
 
Nach Berichterstattung und Aussprache wird der Gesetzentwurf in  
ZWEITER BERATUNG und in der Schlussabstimmung jeweils mit  
Mehrheit angenommen.  
 
Gesetz zur Änderung des Thürin- 2173 
ger Schulgesetzes 
Gesetzentwurf der Fraktion der SPD 
- Drucksache 4/971 - 
ZWEITE BERATUNG 
 
Nach Aussprache wird der Gesetzentwurf in ZWEITER BERATUNG 
in namentlicher Abstimmung bei 77 abgegebenen Stimmen mit 34 Ja- 
stimmen und 43 Neinstimmen abgelehnt (Anlage 2).  
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Zweites Gesetz zur Änderung des  2180 
Thüringer Gesetzes zur Ausführung  
des Sozialgerichtsgesetzes  
Gesetzentwurf der Landesregierung 
- Drucksache 4/1188 - 
ERSTE BERATUNG 
 
Nach Begründung wird der Gesetzentwurf an den Ausschuss für Justiz,  
Bundes- und Europaangelegenheiten überwiesen.  
 
Fragestunde 2180 
 
a) Die Mündliche Anfrage des Abgeordneten Dr. Hahnemann (Die Linkspartei.PDS) 2181 
 NPD-Aufmarsch und Gegenaktivitäten in Erfurt am 25. Juni 2005 
 - Drucksache 4/1025 -  
 
wird von der Abgeordneten Berninger vorgetragen und  
von Minister Dr. Gasser beantwortet.  
 
b) Die Mündliche Anfrage des Abgeordneten Panse (CDU) 2182 
 Konsumverhalten bei Alkopops 
 - Drucksache 4/1046 - berichtigte Fassung -  
 
wird von Staatssekretär Illert beantwortet. Zusatzfrage. 
 
c) Die Mündliche Anfrage des Abgeordneten Günther (CDU) 2183 
 Rettung von Leben durch Organspenden 
 - Drucksache 4/1047 - 
 
wird von Staatssekretär Illert beantwortet. Zusatzfragen. 
 
d) Die Mündliche Anfrage des Abgeordneten Worm (CDU) 2184 
 Versorgung der Bevölkerung mit Blutkonserven 
 - Drucksache 4/1055 -  
 
wird von Staatssekretär Illert beantwortet. Zusatzfrage. 
 
e) Die Mündliche Anfrage des Abgeordneten Gumprecht (CDU) 2185 
 Fusion der Landesversicherungsanstalten in Mitteldeutschland 
 - Drucksache 4/1059 -  
 
wird von Staatssekretär Illert beantwortet.  
 
f) Die Mündliche Anfrage des Abgeordneten Kuschel (Die Linkspartei.PDS) 2186 
 Aufwandsentschädigung für ehrenamtliche kommunale Wahlbeamte 
 - Drucksache 4/1092 -  
 
wird von Minister Dr. Gasser beantwortet. Zusatzfrage. 
 
g) Die Mündliche Anfrage der Abgeordneten Groß (CDU) 2187 
 Bedeutung der „Reichensteuer“ in Thüringen 
 - Drucksache 4/1101 -  
 
wird von Staatssekretär Dr. Spaeth beantwortet. Zusatzfragen. 
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h) Die Mündliche Anfrage der Abgeordneten Hennig (Die Linkspartei.PDS) 2189 
 Rosa Listen und Code 901 II 
 - Drucksache 4/1113 -  
 
wird von Minister Dr. Gasser beantwortet. Zusatzfragen.  
 
i) Die Mündliche Anfrage der Abgeordneten Berninger (Die Linkspartei.PDS) 2190 
 Ausstellung „African Wildlife“ auf der Erfurter Gartenausstellung (ega) 
 - Drucksache 4/1120 -  
 
wird von Staatssekretär Prof. Dr. Bauer-Wabnegg beantwortet.  
 
j) Die Mündliche Anfrage der Abgeordneten Dr. Fuchs (Die Linkspartei.PDS) 2190 
 Auswirkungen von Hartz IV auf die Entwicklung der Mitgliederzahlen 
 der gesetzlichen Krankenversicherung in Thüringen 
 - Drucksache 4/1124 -  
 
wird von Staatssekretär Illert beantwortet.  
 
k) Die Mündliche Anfrage des Abgeordneten Hauboldt (Die Linkspartei.PDS) 2191 
 Behördenreform - Reduzierung der Forstämter 
 - Drucksache 4/1141 -  
 
wird von Minister Dr. Sklenar beantwortet. Zusatzfrage.  
 
l) Die Mündliche Anfrage des Abgeordneten Bausewein (SPD) 2192 
 Gestaltung des Ausbildungsvertrags der Berufsakademie Thüringen 
 - Drucksache 4/1144 -  
 
wird von Staatssekretär Prof. Dr. Bauer-Wabnegg beantwortet.  
 
m) Die Mündliche Anfrage des Abgeordneten Hausold (Die Linkspartei.PDS) 2193 
 Ausländische Direktinvestitionen in Thüringen 
 - Drucksache 4/1160 -  
 
wird von Minister Reinholz beantwortet.  
 
n) Die Mündliche Anfrage der Abgeordneten Jung (Die Linkspartei.PDS) 2194 
 Schreiben der Flughafen Erfurt GmbH an am Flughafen Erfurt an- 
 sässige Reisebüros 
 - Drucksache 4/1161 -  
 
wird von Staatssekretär Dr. Spaeth beantwortet. Zusatzfragen.  
 
Aktuelle Stunde 2195 
 
a) auf Antrag der Fraktion der CDU  2195 
zum Thema:  
„Thüringer Ergebnisse aus der  
am 14. Juli 2005 veröffentlichten  
PISA-E-Studie“ 
Unterrichtung durch die Präsidentin  
des Landtags 
- Drucksache 4/1086 - 
 
 
 
 
 



 Thüringer Landtag - 4. Wahlperiode - 21. Sitzung, 15.09.2005 2145 
 
 
b) auf Antrag der Fraktion der SPD  2202 
zum Thema: 
„Auswirkungen einer möglichen  
Abschaffung der Investitionszulage 
auf den Freistaat Thüringen und die  
Thüringer Wirtschaft“ 
Unterrichtung durch die Präsidentin  
des Landtags 
- Drucksache 4/1152 - 
 
Aussprache 
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Anwesenheit der Abgeordneten: 
 
Fraktion der CDU: 
 
Althaus, Bergemann, Carius, Diezel, Emde, Prof. Dr. Goebel, Grob, Groß, 
Grüner, Gumprecht, Günther, Heym, Holbe, Jaschke, Köckert, Kölbel, 
Dr. Krapp, Dr. Krause, Krauße, Kretschmer, von der Krone, Lehmann, Lie-
berknecht, Mohring, Panse, Primas, Reinholz, Rose, Prof. Dr.-
Ing. habil. Schipanski, Schröter, Schugens, Schwäblein, Seela, Dr. Sklenar, 
Stauch, Stauche, Tasch, Trautvetter, Walsmann, Wehner, Wetzel, Worm, 
Dr. Zeh, Zitzmann 
 
Fraktion der Linkspartei.PDS: 
 
Bärwolff, Berninger, Blechschmidt, Buse, Enders, Dr. Fuchs, Gerstenberger, 
Dr. Hahnemann, Hauboldt, Hausold, Hennig, Huster, Jung, Dr. Kaschuba, 
Dr. Klaubert, Kummer, Kuschel, Lemke, Leukefeld, Naumann, Nothnagel, 
Ramelow, Reimann, Dr. Scheringer-Wright, Sedlacik, Skibbe, Thierbach, 
Wolf 
 
Fraktion der SPD: 
 
Bausewein, Becker, Doht, Döring, Ehrlich-Strathausen, Gentzel, Höhn, 
Künast, Matschie, Pelke, Dr. Pidde, Pilger, Dr. Schubert, Taubert 
 
 
Anwesenheit der Mitglieder der Landesregierung: 
 
Ministerpräsident Althaus, die Minister Diezel, Dr. Gasser, Prof. Dr. Goebel, 
Reinholz, Schliemann,  Dr. Sklenar, Trautvetter, Wucherpfennig, Dr. Zeh 
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Rednerliste: 
 
Präsidentin Prof. Dr.-Ing. habil. Schipanski   2148, 2149, 2150, 2151, 2152, 2199, 2200, 2201,  
  2202, 2203, 2204, 2206, 2208, 2209, 2210 
Vizepräsidentin Dr. Klaubert   2154, 2156, 2157, 2158, 2160, 2162, 2163, 2165,  
  2166, 2168, 2169, 2171, 2172, 2174 
Vizepräsidentin Pelke  2176, 2177, 2178, 2179, 2180, 2181, 2182, 2183,  
  2184, 2185, 2186, 2187, 2188, 2189, 2190, 2191,  
  2192, 2193, 2194, 2195, 2197, 2198 
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Ehrlich-Strathausen (SPD)   2150, 2151, 2152, 2198, 2199 
Emde (CDU)   2173, 2199, 2200 
Dr. Fuchs (Die Linkspartei.PDS)   2184, 2190 
Gentzel (SPD)   2166 
Gerstenberger (Die Linkspartei.PDS)   2188, 2206 
Groß (CDU)   2163, 2179, 2180, 2187 
Gumprecht (CDU)   2185 
Günther (CDU)   2183 
Hauboldt (Die Linkspartei.PDS)   2163, 2172, 2191 
Hausold (Die Linkspartei.PDS)   2193, 2202, 2203 
Hennig (Die Linkspartei.PDS)   2189 
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Dr. Spaeth, Staatssekretär   2187, 2188, 2194, 2195 
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Die Sitzung wird um 9.01 Uhr von der Präsidentin 
des Landtags eröffnet. 
 
Präsidentin Prof. Dr.-Ing. habil. Schipanski: 
 
Meine Damen und Herren Abgeordneten, ich heiße 
Sie sehr herzlich willkommen zu unserer heutigen 
21. Plenarsitzung des Thüringer Landtags, die ich 
hiermit eröffne. Ich begrüße heute ganz besonders 
herzlich unsere Gäste auf der Zuschauertribüne. Ich 
begrüße das dienstälteste ständige berufsrichterliche 
Mitglied des Verfassungsgerichtshofs, Herrn Harald 
Graef. Ich begrüße weiterhin ganz herzlich die wei-
teren anwesenden Mitglieder des Verfassungsge-
richtshofs und die anwesenden Kandidaten und Kan-
didatinnen für die heutigen Wahlen. Ich begrüße 
ebenso herzlich die Vertreter und Vertreterinnen der 
Medien und unsere Gästezuhörer.  
 
Als Schriftführer hat neben mir Platz genommen der 
Abgeordnete Rose. Die Rednerliste führt die Abge-
ordnete Ehrlich-Strathausen.  
 
Mir liegen für die heutige Sitzung folgende Entschul-
digungen vor: Herr Abgeordneter Fiedler und Herr 
Abgeordneter Ohl. Herr Ministerpräsident Althaus hat 
sich ab 12.00 Uhr entschuldigt.  
 
Ich möchte Ihnen folgende allgemeine Hinweise zu 
Beginn der heutigen Sitzung geben: Die Fraktion der 
PDS hat mit Schreiben vom 8. September dieses 
Jahres gemäß § 8 Abs. 2 Geschäftsordnung mit-
geteilt, dass sie sich mit Wirkung vom 7. Septem-
ber 2005 umbenannt hat. Sie trägt jetzt den Namen 
„Die Linkspartei.PDS-Fraktion im Thüringer Land-
tag“. Die Unterrichtung dazu liegt Ihnen in Druck-
sache 4/1210 vor. 
 

(Beifall bei der Linkspartei.PDS) 
 
Wie bereits in der Einladung mitgeteilt, ist der Äl-
testenrat übereingekommen, in der heutigen Ple-
narsitzung keine Mittagspause durchzuführen und 
die Sitzung gegen 16.00 Uhr zu beenden.  
 
Weiterhin hat die Fraktion der CDU informiert, dass 
Herr Stephan Witthöft heute in der Zeit von 9.00 bis 
11.00 Uhr Filmaufnahmen für die Fraktion der CDU 
macht.  
 
Der Thüringer Initiativkreis „Das Erdgasfahrzeug“ hat 
uns heute zu einem parlamentarischen Abend ein-
geladen, der ab 20.00 Uhr stattfindet.  
 
Ich möchte Sie alle auf die Ausstellung aufmerksam 
machen, die wir gestern Abend eröffnet haben. Es 
ist eine Ausstellung von Volkmar Kühn und Jost 
Heyder, Gemälde und Plastiken, die in den Ausstel-

lungsräumen des Landtags aufgestellt sind. Ich emp-
fehle Ihnen diese Ausstellung sehr, denn sie prä-
sentiert zwei bekannte Thüringer Künstler.  
 
Ich möchte Ihnen weiter folgende Hinweise zur Ta-
gesordnung geben.  
 
Zu TOP 1: Der angekündigte gemeinsame Wahlvor-
schlag der Fraktionen liegt Ihnen in der Drucksa-
che 4/1214 vor. Der Ältestenrat hat sich für die Ein-
bringung der Wahlvorschläge zur „Wahl des Präsi-
denten und der weiteren Mitglieder des Thüringer 
Verfassungsgerichtshofs und ihrer Stellvertreter“ auf 
Fristverkürzung geeinigt. Von der Einhaltung der Re-
gelung, wonach Wahlvorschläge spätestens 48 Stun-
den vor Beginn der Plenarsitzung einzureichen sind, 
soll abgewichen werden. Ich gehe davon aus, dass 
dem nicht widersprochen wird. 
 
Da kein Einspruch erhoben worden ist, möchte ich 
Sie nur darauf aufmerksam machen, dass wir dann 
die Wahl entsprechend durchführen. 
 
Zu TOP 2 - Zustimmung des Landtags zur Ernen-
nung eines weiteren Mitglieds des Landesrechnungs-
hofs - Antrag der Landesregierung - Drucksache 
4/1148 - wurde Ihnen eine Neufassung verteilt. 
 
Zu TOP 3 - Thüringer Verwaltungskostengesetz - Ge-
setzentwurf der Landesregierung - Drucksache 
4/912 - wurde ein Änderungsantrag der Fraktion der 
SPD in Drucksache 4/1221 verteilt, der Ihnen vor-
liegt. 
 
Zu TOP 19 - Fragestunde - kommen folgende Münd-
liche Anfragen hinzu: - Drucksachen 4/1201, 4/1206, 
4/1211 -. 
 
Der Abgeordnete Mohring hat seine Mündliche An-
frage in Drucksache 4/1142 zurückgezogen. 
 
Die Landesregierung hat angekündigt, zu den Tages-
ordnungspunkten 11, 12, 13, 14 b, 15 b und 16 b von 
der Möglichkeit eines Sofortberichts gemäß § 106 
Abs. 2 Geschäftsordnung Gebrauch zu machen. 
 
Wird der Ihnen vorliegenden Tagesordnung zuzüg-
lich der von mir genannten Ergänzungen widerspro-
chen? Abgeordneter Stauch. 
 
Abgeordneter Stauch, CDU: 
 
Frau Präsidentin, wir bitten wegen des Sachzusam-
menhangs die Tagesordnungspunkte 11 und 13 ge-
meinsam zu beraten und im Übrigen bitten wir den 
Tagesordnungspunkt 2 von der heutigen Tagesord-
nung abzusetzen. 
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Präsidentin Prof. Dr.-Ing. habil. Schipanski: 
 
Ich lasse über die Anträge abstimmen. Die Frak-
tion der CDU hat beantragt, die Tagesordnungs-
punkte 11 „Auswirkungen einer möglichen Mehrwert-
steuererhöhung auf den Freistaat Thüringen und sei-
ne Bürger“, Antrag der Fraktion der SPD - Druck-
sache 4/1057 -, und 13 „Auswirkungen der Senkung 
von Lohnnebenkosten auf die wirtschaftliche Ent-
wicklung des Freistaats Thüringen“, Antrag der Frak-
tion der CDU in Drucksache 4/1081, gemeinsam zu 
beraten. Wer stimmt dem zu, dass wir das gemein-
sam beraten, den bitte ich um das Handzeichen. Wer 
stimmt gegen die gemeinsame Beratung, den bitte 
ich um das Handzeichen. Das sind 4 Gegenstim-
men. Wer enthält sich der Stimme? Danke. Damit 
werden die beiden Anträge gemeinsam beraten. 
 
Ich lasse abstimmen über den weiteren Antrag der 
Fraktion der CDU, den Tagesordnungspunkt 2 heute 
nicht zu behandeln. Wer ist dafür, diesen Tages-
ordnungspunkt heute nicht zu behandeln, den bitte 
ich um das Handzeichen. Wer ist dagegen? 7 Ge-
genstimmen. Wer enthält sich der Stimme? Damit 
wird der Tagesordnungspunkt 2 abgesetzt.  
 
Wir werden jetzt in der veränderten Form in die Ta-
gesordnung eintreten. Ich rufe den Tagesordnungs-
punkt 1 auf 
 

Wahl des Präsidenten und  
weiterer Mitglieder des Thü- 
ringer Verfassungsgerichts- 
hofs und ihrer Stellvertreter 
Wahlvorschlag der Fraktionen  
der CDU, Die Linkspartei.PDS  
und SPD 
- Drucksache 4/1214 - 

 
Ich möchte Ihnen dazu folgende Hinweise geben: 
Gemäß Artikel 79 Abs. 3 Satz 3 der Verfassung des 
Freistaats Thüringen und § 3 Abs. 1 des Thüringer 
Verfassungsgerichtshofsgesetzes werden der Präsi-
dent und die weiteren Mitglieder des Verfassungs-
gerichtshofs vom Landtag einzeln, in geheimer Wahl 
und ohne Aussprache auf die Dauer von fünf Jah-
ren gewählt. Gewählt ist, wer die Stimmen von zwei 
Dritteln der gesetzlichen Mitgliederzahl des Land-
tags, also 59 Stimmen, auf sich vereinigt. Von den 
neun Mitgliedern und neun stellvertretenden Mitglie-
dern des Thüringer Verfassungsgerichtshofs sind 
je acht neu zu wählen.  
 
Der Präsident und zwei weitere Mitglieder werden 
gemäß § 2 Abs. 1 Satz 2 des Thüringer Verfassungs-
gerichtshofsgesetzes aus dem Kreis der Berufs-
richter gewählt. Drei weitere Mitglieder müssen nach 
§ 2 Abs. 1 Satz 3 des Thüringer Verfassungsgerichts-
hofsgesetzes die Befähigung zum Richteramt ha-

ben. Für die drei weiteren Mitglieder sind im Thü-
ringer Verfassungsgerichtshofsgesetz keine geson-
derten Voraussetzungen genannt. Nach § 2 Abs. 2 
des Thüringer Verfassungsgerichtshofsgesetzes wird 
für jedes Mitglied ein eigener Stellvertreter gewählt.  
 
Der gemeinsame Wahlvorschlag der Fraktionen liegt 
Ihnen in der Drucksache 4/1214 vor.  
 
Ich berufe für diese Wahl als Wahlhelfer die Abge-
ordneten Berninger, Carius und Künast.  
 
Zum Wahlablauf möchte ich Ihnen Folgendes be-
kannt geben: Für jedes zu wählende Mitglied des 
Verfassungsgerichtshofs und dessen Stellvertreter 
liegt ein gesonderter, farblich unterschiedlich gestal-
teter Wahlschein vor. Da wir in einem Fall nur ein 
Mitglied und in einem anderen Fall nur ein stellver-
tretendes Mitglied wählen, haben wir insgesamt 
neun Wahlscheine - ich habe sie hier mal mit farb-
licher Gestaltung vorn hingelegt.  
 
Auf den einzelnen Wahlscheinen befindet sich also 
die Möglichkeit, für das jeweilige Mitglied und des-
sen Stellvertreter jeweils mit Ja, Nein oder Enthal-
tung zu stimmen. In einem Fall wird, wie gesagt, nur 
ein Mitglied und in einem anderen Fall nur ein stell-
vertretendes Mitglied mit Ja, Nein oder Enthaltung 
gewählt.  
 
Wir werden in vier Wahlgängen wählen. Im ersten 
Wahlgang wählen wir den Präsidenten des Verfas-
sungsgerichtshofs und seinen berufsrichterlichen 
Stellvertreter.  
 
In einem zweiten Wahlgang wählen wir die zwei wei-
teren berufsrichterlichen Mitglieder und ihre Stell-
vertreter. Ich weise darauf hin, dass für jedes Mit-
glied und seinen Stellvertreter ein eigener Stimm-
zettel ausgefertigt ist. Sie erhalten also für diesen 
Wahlgang zwei Stimmzettel.  
 
Im dritten Wahlgang wählen wir dann die Mitglieder 
des Verfassungsgerichtshofs mit Befähigung zum 
Richteramt und ihre Stellvertreter. Sie erhalten drei 
Stimmzettel.  
 
Im vierten und letzten Wahlgang kommen wir dann 
zur Wahl der Gruppe der weiteren Mitglieder und 
ihrer Stellvertreter. Sie erhalten drei Stimmzettel.  
 
Nach jedem Wahlgang erfolgt die Auszählung der 
Stimmen und die Bekanntgabe des Wahlergebnis-
ses. Ich betone nochmals, gewählt ist, wer die Zwei-
drittelmehrheit der gesetzlichen Mitglieder des Land-
tags auf sich vereinigt, also 59 Stimmen.  
 
Ich möchte Ihnen an dieser Stelle den Stimmzettel 
vorstellen: Bei sieben Stimmzetteln ist im oberen Teil 



2150 Thüringer Landtag - 4. Wahlperiode - 21. Sitzung, 15.09.2005 
 
 
der Kandidat als Mitglied des Verfassungsgerichts-
hofs benannt, im unteren Teil der Kandidat für sei-
nen Stellvertreter. Es ist also jeweils zweimal mit Ja, 
Nein oder Enthaltung zu stimmen.  
 
Auf zwei Stimmzetteln haben wir nur einen Kandi-
daten als Mitglied bzw. Stellvertreter aufgeführt. Das 
ergibt sich daraus, dass die Amtszeiten jeweils ei-
nes Mitglieds bzw. eines stellvertretenden Mitglieds 
des Verfassungsgerichtshofs erst im Jahre 2008 
auslaufen.  
 
Meine Damen und Herren Abgeordneten, wir kom-
men nun zum ersten Wahlgang, der Wahl des Prä-
sidenten und seines berufsrichterlichen Stellvertre-
ters.  
 
Vorgeschlagen ist als Präsident Harald Graef und 
als dessen berufsrichterlicher Stellvertreter Peter 
Franz Granderath.  
 
Ich bitte die Wahlhelfer, den Wahlgang vorzuneh-
men. Ich eröffne den ersten Wahlgang und bitte die 
Schriftführer, die Namen zu verlesen.  
 
Abgeordnete Ehrlich-Strathausen, SPD: 
 
Althaus, Dieter; Bärwolff, Matthias; Bausewein, And-
reas; Becker, Dagmar; Bergemann, Gustav; Ber-
ninger, Sabine; Blechschmidt, André; Buse, Wer-
ner; Carius, Christian; Diezel, Birgit; Doht, Sabine; 
Döring, Hans-Jürgen; Emde, Volker; Enders, Petra; 
Fiedler, Wolfgang; Dr. Fuchs, Ruth; Gentzel, Heiko; 
Gerstenberger, Michael; Prof. Dr. Goebel, Jens; 
Grob, Manfred; Groß, Evelin; Grüner, Günter; Gump-
recht, Christian; Günther, Gerhard; Dr. Hahnemann, 
Roland; Hauboldt, Ralf; Hausold, Dieter; Hennig, Su-
sanne; Heym, Michael; Höhn, Uwe; Holbe, Gudrun; 
Huster, Mike; Jaschke, Siegfried; Jung, Margit; 
Dr. Kaschuba, Karin; Dr. Klaubert, Birgit; Köckert, 
Christian; Kölbel, Eckehard; Dr. Krapp, Michael; 
Dr. Krause, Peter; Krauße, Horst; Kretschmer, Tho-
mas; von der Krone, Klaus und Ehrlich-Strathausen, 
Antje. 
 
Abgeordneter Rose, CDU: 
 
Künast, Dagmar; Kummer, Tilo; Kuschel, Frank; Leh-
mann, Annette; Lemke, Benno; Leukefeld, Ina; Lie-
berknecht, Christine; Matschie, Christoph; Mohring, 
Mike; Naumann, Kersten; Nothnagel, Maik; Panse, 
Michael; Pelke, Birgit; Dr. Werner Pidde; Pilger, Wal-
ter; Primas, Egon; Ramelow, Bodo; Reimann, Mi-
chaele; Reinholz, Jürgen; Dr.Scheringer-Wright, Jo-
hanna; Prof. Dr. Schipanski, Fritz Schröter; Dr. Hart-
mut Schubert; Gottfried Schugens; Jörg Schwäblein; 
Heidrun Sedlacik; Reyk Seela; Diana Skibbe; 
Dr. Volker Sklenar; Harald Stauch; Carola Stauche; 
Christina Tasch; Heike Taubert; Tamara Thierbach; 

Andreas Trautvetter; Marion Walsmann; Wolfgang 
Wehner; Siegfried Wetzel; Katja Wolf; Henry Worm; 
Dr. Klaus Zeh; Christine Zitzmann; Wieland Rose.  
 
Präsidentin Prof. Dr.-Ing. habil. Schipanski:  
 
Ich frage die Abgeordneten: Hatten Sie alle die Mög-
lichkeit, Ihre Stimme abzugeben? Es kommt keine 
gegenteilige Meldung, dann beende ich diesen ersten 
Wahlgang.   
 
Meine Damen und Herren Abgeordneten, ich gebe 
Ihnen das Ergebnis des ersten Wahlgangs bekannt: 
Es sind 86 abgegebene Stimmzettel, gültige Stimm-
zettel 86. Für den Präsidenten sind abgegeben 71 Ja-
stimmen, 7 Neinstimmen, 8 Enthaltungen. Damit ist 
die Zweidrittelmehrheit der gesetzlichen Mitglieder-
zahl des Landtags erreicht.  
 
Für den berufsrichterlichen Stellvertreter Herrn Pe-
ter Franz Granderath sind 72 Jastimmen, 4 Nein-
stimmen, 9 Enthaltungen abgegeben worden. Damit 
ist die Zweidrittelmehrheit erreicht worden und auch 
er ist gewählt.  
 
Ich möchte den beiden Gewählten recht herzlich gra-
tulieren. 
 

(Beifall im Hause) 
 
Wir kommen damit zum zweiten Wahlgang, der Wahl 
der berufsrichterlichen Mitglieder des Verfassungs-
gerichtshofs und ihrer Stellvertreter. Vorgeschlagen 
ist als berufsrichterliches Mitglied Dr. Hartmut Schwan 
und als dessen berufsrichterlicher Stellvertreter El-
mar Schuler. Außerdem erfolgt in diesem Wahl-
gang die Wahl des berufsrichterlichen Mitglieds Dr. 
Bertram Zwanziger und als dessen berufsrichter-
liche Stellvertreterin Frau Martina Hornstein. 
 
Ich eröffne hiermit den zweiten Wahlgang und bitte 
die Schriftführer, die Namen zu verlesen. 
 
Abgeordnete Ehrlich-Strathausen, SPD: 
 
Althaus, Dieter; Bärwolff, Matthias; Bausewein, And-
reas; Becker, Dagmar; Bergemann, Gustav; Ber-
ninger, Sabine; Blechschmidt André; Buse, Wer-
ner; Carius, Christian; Diezel, Birgit; Doht, Sabine; 
Döring, Hans-Jürgen; Emde, Volker; Enders, Petra; 
Fiedler, Wolfgang; Dr. Fuchs, Ruth; Gentzel, Hei-
ko; Gerstenberger, Michael; Prof. Dr. Goebel, Jens; 
Grob, Manfred; Groß, Evelin; Grüner, Günter; 
Gumprecht, Christian; Günther, Gerhard; Dr. Hah-
nemann, Roland; Hauboldt, Ralf; Hausold, Dieter; 
Hennig, Susanne; Heym, Michael; Höhn, Uwe; Holbe, 
Gudrun; Huster, Mike; Jaschke, Siegfried; Jung, Mar-
git; Dr. Kaschuba, Karin; Dr. Klaubert, Birgit; Kö-
ckert, Christian; Kölbel, Eckehard; Dr. Krapp, Michael; 
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Dr. Krause, Peter; Krauße, Horst; Kretschmer, Tho-
mas; von der Krone, Klaus; Ehrlich-Strathausen, 
Antje.  
 
Abgeordneter Rose, CDU: 
 
Dagmar Künast, Tilo Kummer, Frank Kuschel, Annet-
te Lehmann, Benno Lemke, Ina Leukefeld, Christi-
ne Lieberknecht, Christoph Matschie, Mike Moh-
ring, Kersten Naumann, Maik Nothnagel, Birgit Pelke, 
Dr. Werner Pidde, Walter Pilger, Egon Primas, Bo-
do Ramelow, Michaele Reimann, Jürgen Reinholz, 
Dr. Johanna Scheringer-Wright, Prof. Dr.-Ing. habil. 
Dagmar Schipanski, Fritz Schröter, Dr. Hartmut Schu-
bert, Gottfried Schugens, Jörg Schwäblein, Heid-
run Sedlacik, Reyk Seela, Diana Skibbe, Dr. Vol-
ker Sklenar, Harald Stauch, Carola Stauche, Chris-
tina Tasch, Heike Taubert, Tamara Thierbach, And-
reas Trautvetter, Marion Walsmann, Wolfgang Weh-
ner, Siegfried Wetzel, Katja Wolf, Henry Worm, 
Dr. Klaus Zeh, Christine Zitzmann, Wieland Rose. 
 
Präsidentin Prof. Dr.-Ing. habil. Schipanski: 
 
Hatten alle Abgeordneten die Möglichkeit ihre Stimme 
abzugeben? Es ist offensichtlich so, dann schließe 
ich diesen Wahlgang und bitte um Auszählung der 
Stimmen. 
 
Meine Damen und Herren Abgeordneten, ich möchte 
Ihnen das Ergebnis der Wahlen bekannt geben.  
 
Wahl für das Mitglied des Verfassungsgerichtshofs 
- Gruppe II: berufsrichterliche Mitglieder und ihre 
Stellvertreter: Es wurden 86 Stimmzettel abgege-
ben, davon sind 86 Stimmzettel gültig. Für Dr. Hart-
mut Schwan sind abgegeben worden 76 Jastim-
men, 5 Neinstimmen, 5 Enthaltungen. Damit ist die 
Zweidrittelmehrheit der gesetzlichen Mitgliederzahl 
des Landtags erreicht. Für den berufsrichterlichen 
Stellvertreter Herrn Elmar Schuler wurden 76 Jastim-
men abgegeben, 3 Neinstimmen, 7 Enthaltungen. 
Auch hier ist die Zweidrittelmehrheit erreicht. Beide 
sind gewählt. Ich gratuliere den Gewählten recht 
herzlich. 
 

(Beifall im Hause) 
 
Ich gebe Ihnen das Ergebnis für das Mitglied des 
Verfassungsgerichtshofs - Gruppe II: berufsrichter-
liche Mitglieder und ihre Stellvertreter - bekannt:  
 
Abgegebene Stimmzettel 86, gültige Stimmzettel 86. 
Für Herrn Dr. Bertram Zwanziger sind abgegeben 
worden 76 Jastimmen, 4 Neinstimmen, 6 Enthaltun-
gen. Damit ist die Zweidrittelmehrheit erreicht. Für 
die berufsrichterliche Stellvertreterin Frau Martina 
Hornstein wurde 71 Jastimmen, 8 Neinstimmen und 
7 Enthaltungen abgegeben. Damit ist auch hier die 

Zweidrittelmehrheit der gesetzlichen Mitgliederzahl 
des Landtags erreicht. Beide sind gewählt und ich 
gratuliere recht herzlich zu dieser Wahl.  
 

(Beifall im Hause) 
 
Damit kommen wir zum dritten Wahlgang, der Wahl 
der Mitglieder des Verfassungsgerichtshofs mit Be-
fähigung zum Richteramt und ihrer Stellvertreter. 
Vorgeschlagen ist als Mitglied mit Befähigung zum 
Richteramt Prof. Dr. Karl-Ulrich Meyn und als des-
sen Stellvertreter mit Befähigung zum Richteramt 
Prof. Dr. Manfred Baldus. Außerdem erfolgt in die-
sem Wahlgang die Wahl des Stellvertreters mit Be-
fähigung zum Richteramt, Dr. Wolfgang Habel, und 
schließlich steht als Mitglied mit Befähigung zum 
Richteramt Prof. Dr. Walter Bayer zur Wahl an.  
 
Ich eröffne hiermit den dritten Wahlgang und bitte 
die Schriftführer, die Namen zu verlesen.  
 
Abgeordnete Ehrlich-Strathausen, SPD: 
 
Althaus, Dieter; Bärwolff, Matthias; Bausewein, And-
reas; Becker, Dagmar; Bergemann, Gustav; Bernin-
ger, Sabine; Blechschmidt, André; Buse, Werner; 
Carius, Christian; Diezel, Birgit; Doht, Sabine; Dö-
ring, Hans-Jürgen; Emde, Volker; Enders, Petra; 
Fiedler, Wolfgang; Fuchs, Ruth; Gentzel, Heiko; 
Gerstenberger, Michael; Prof. Dr. Goebel, Jens; 
Grob, Manfred; Groß, Evelin; Grüner, Günter; 
Gumprecht, Christian; Günther, Gerhard; Dr. Hah-
nemann, Roland; Hauboldt, Ralf; Hausold, Dieter; 
Hennig, Susanne; Heym, Michael; Höhn, Uwe; Holbe, 
Gudrun; Huster, Mike; Jaschke, Siegfried; Jung, 
Margit; Dr. Kaschuba, Karin; Dr. Klaubert, Birgit; Kö-
ckert, Christian; Kölbel, Eckehard; Dr. Krapp, Mi-
chael; Dr. Krause, Peter; Krauße, Horst; Kretsch-
mer, Thomas; von der Krone, Klaus; Ehrlich-Strat-
hausen, Antje.  
 
Abgeordneter Rose, CDU: 
 
Dagmar Künast, Tilo Kummer, Frank Kuschel, Annet-
te Lehmann, Benno Lemke, Ina Leukefeld, Christine 
Lieberknecht, Christoph Matschie, Mike Mohring, 
Kersten Naumann, Maik Nothnagel, Michael Pan-
se, Birgit Pelke, Dr. Werner Pidde, Walter Pilger, 
Egon Primas, Bodo Ramelow, Michaele Reimann, 
Jürgen Reinholz, Dr. Johanna Scheringer-Wright, 
Prof. Dr.-Ing. habil. Schipanski, Fritz Schröter, 
Dr. Hartmut Schubert, Gottfried Schugens, Jörg 
Schwäblein, Heidrun Sedlacik, Reyk Seela, Diana 
Skibbe, Dr. Volker Sklenar, Harald Stauch, Carola 
Stauche, Christina Tasch, Heike Taubert, Tamara 
Thierbach, Andreas Trautvetter, Marion Walsmann, 
Wolfgang Wehner, Siegfried Wetzel, Katja Wolf, 
Henry Worm, Dr. Klaus Zeh, Christine Zitzmann, 
Wieland Rose. 
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Präsidentin Prof. Dr.-Ing. habil. Schipanski: 
 
Haben alle Abgeordneten ihre Stimme abgegeben? 
Das ist offensichtlich der Fall, dann beende ich den 
Wahlgang und bitte um Auszählung. 
 
Meine Damen und Herren Abgeordneten, ich gebe 
Ihnen das Ergebnis des dritten Wahlgangs bekannt. 
Es wurden abgegeben 86 Stimmzeittel, davon sind 
86 gültig - für die Gruppe III: Mitglieder mit Befä-
higung zum Richteramt und ihre Stellvertreter.  
 
Für Prof. Dr. Meyn wurden 68 Jastimmen abgege-
ben, 11 Neinstimmen, 7 Enthaltungen. Damit ist die 
Zweidrittelmehrheit der gesetzlichen Mitglieder des 
Landtags erreicht und er ist gewählt. 
 
Für den Stellvertreter mit Befähigung zum Richter-
amt, Prof. Dr. Baldus, wurden 76 Jastimmen abgege-
ben, 6 Neinstimmen, 4 Enthaltungen. Damit ist auch 
er gewählt. 
 
Für das Mitglied mit Befähigung zum Richteramt, 
Prof. Dr. Walter Bayer, wurden 86 Stimmzettel abge-
geben, davon sind 86 Stimmzettel gültig. Prof. Bayer 
erhielt 76 Jastimmen, 4 Neinstimmen, 6 Enthaltun-
gen. Damit ist die Zweidrittelmehrheit der gesetzlichen 
Mitglieder des Landtags erreicht und er ist gewählt.  
 
Für den Stellvertreter mit Befähigung zum Richter-
amt, Dr. Habel, wurden 86 Stimmzettel abgegeben, 
gültig sind 86 Stimmzettel. Er erhielt 77 Jastimmen, 
3 Neinstimmen, 6 Enthaltungen. Damit ist auch 
Dr. Habel gewählt.  
 
Ich gratuliere den Gewählten recht herzlich 
 

(Beifall im Hause) 
  
und eröffne damit den vierten Wahlgang, die Wahl 
der Gruppe der weiteren Mitglieder des Verfassungs-
gerichtshofs und ihrer Stellvertreter.  
 
Vorgeschlagen ist Prof. Dr. Johanna Hübscher und 
als ihre Stellvertreterin Frau Barbara Bechmann.  
 
Außerdem ist für diesen Wahlgang Dr. Iris Martin-
Gehl und als deren Stellvertreter Günter Gabriel vor-
geschlagen.  
 
Schließlich sind vorgeschlagen Petra Pollak und als 
deren Stellvertreterin Brigitte Baki.   
 
Ich eröffne hiermit den vierten Wahlgang und bitte 
die Schriftführer, die Namen zu verlesen.  
 
 
 
 

Abgeordnete Ehrlich-Strathausen, SPD: 
 
Althaus, Dieter; Bärwolff, Matthias; Bausewein, And-
reas; Becker, Dagmar; Bergemann, Gustav; Bernin-
ger, Sabine; Blechschmidt, André; Buse, Werner; 
Carius, Christian; Diezel, Birgit; Doht, Sabine; Döring, 
Hans-Jürgen; Emde, Volker; Enders, Petra; Fiedler, 
Wolfgang; Dr. Fuchs, Ruth; Gentzel, Heiko; Gers-
tenberger, Michael; Prof. Dr. Goebel, Jens; Grob, 
Manfred; Groß, Evelin; Grüner, Günter; Gumprecht, 
Christian; Günther, Gerhard; Dr. Hahnemann, Ro-
land; Hauboldt, Ralf; Hausold, Dieter; Hennig, Su-
sanne; Heym, Michael; Höhn, Uwe; Holbe, Gudrun; 
Huster, Mike; Jaschke, Siegfried; Jung, Margit; 
Dr. Kaschuba, Karin; Dr. Klaubert, Birgit; Köckert, 
Christian; Kölbel, Eckehard; Dr. Krapp, Michael; 
Dr. Krause, Peter; Krauße, Horst; Kretschmer, Tho-
mas; von der Krone, Klaus; Ehrlich-Strathausen, 
Antje. 
 
Abgeordneter Rose, CDU: 
 
Dagmar Künast, Tilo Kummer, Frank Kuschel, Annet-
te Lehmann, Benno Lemke, Ina Leukefeld, Christi-
ne Lieberknecht, Christoph Matschie, Mike Mohring, 
Kersten Naumann, Maik Nothnagel, Michael Pan-
se, Birgit Pelke, Dr. Werner Pidde, Walter Pilger, 
Egon Primas, Bodo Ramelow, Michaele Reimann, 
Jürgen Reinholz, Dr. Johanna Scheringer-Wright, 
Prof. Dr. Dagmar Schipanski, Fritz Schröter, Dr. Hart-
mut Schubert, Gottfried Schugens, Jörg Schwäb-
lein, Heidrun Sedlacik, Reyk Seela, Diana Skibbe, 
Dr. Volker Sklenar, Harald Stauch, Carola Stauche, 
Christina Tasch, Heike Taubert, Tamara Thierbach, 
Andreas Trautvetter, Marion Walsmann, Wolfgang 
Wehner, Siegfried Wetzel, Katja Wolf, Henry Worm, 
Dr. Klaus Zeh, Christine Zitzmann, Wieland Rose.  
 
Präsidentin Prof. Dr.-Ing. habil. Schipanski: 
 
Haben alle Abgeordneten ihre Stimme abgegeben? 
Das ist offensichtlich der Fall. Damit schließe ich 
den Wahlgang und bitte um Auszählung.  
 
Meine Damen und Herren Abgeordneten, ich gebe 
Ihnen das Ergebnis des vierten Wahlganges be-
kannt. Für das Mitglied Prof. Hübscher wurden 86 
Stimmen abgegeben, davon sind 86 Stimmen gül-
tig. Sie erhielt 75 Jastimmen, 10 Neinstimmen, 1 Ent-
haltung und ist damit gewählt.  
 
Für die Stellvertreterin Barbara Bechmann wurden 
85 Stimmen abgegeben, davon sind 85 Stimmen 
gültig. Es waren 77 Jastimmen, 6 Neinstimmen und 2 
Enthaltungen. Damit ist auch Barbara Bechmann ge-
wählt.  
 
Für das Mitglied Dr. Iris Martin-Gehl wurden 86 Stim-
men abgegeben, davon waren 86 Stimmen gültig. 
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Sie erhielt 78 Jastimmen, 7 Neinstimmen und 1 Ent-
haltung. Damit ist sie gewählt. 
 
Für den Stellvertreter Herrn Günter Gabriel wurden 
85 Stimmen abgegeben, davon sind 85 Stimmzet-
tel gültig. Es waren 77 Jastimmen, 7 Neinstimmen 
und 1 Enthaltung. Damit ist auch Herr Günter Gabriel 
gewählt. Die Zweidrittelmehrheit der gesetzlichen Mit-
gliederzahl des Landtags ist erreicht. 
 
Für das Mitglied Petra Pollak wurden 86 Stimmen 
abgegeben, davon sind 86 Stimmzettel gültig. Es 
sind 72 Jastimmen, 9 Neinstimmen, 5 Enthaltungen. 
Damit ist Petra Pollak gewählt.  
 
Für die Stellvertreterin Brigitte Baki wurden 85 Stim-
men abgegeben, davon sind 85 Stimmen gültig. Es 
sind 74 Jastimmen, 7 Neinstimmen und 4 Enthal-
tungen. Damit ist auch Brigitte Baki gewählt worden.  
 
Ich möchte allen Gewählten nochmals recht herz-
lich gratulieren. 
 

(Beifall im Hause) 
 
Ich gehe davon aus, dass sie die Wahl annehmen 
und teile mit, dass die Vereidigung in den nächsten 
Plenarsitzungen am 6. und 7. Oktober dieses Jah-
res erfolgen wird. Die Einladung dazu erhalten die 
Gewählten in den nächsten Tagen. Nochmals herz-
lichen Glückwunsch! 
 
Damit fahren wir in der Tagesordnung fort. Tages-
ordnungspunkt 2 entfällt, da er auf Antrag zurück-
gestellt worden ist.  
 
Ich rufe hiermit auf den Tagesordnungspunkt 3 
 

Thüringer Verwaltungskosten- 
gesetz (ThürVwKostG) 
Gesetzentwurf der Landesregierung 
- Drucksache 4/912 - 
dazu: Beschlussempfehlung des Haus- 

halts- und Finanzausschusses 
- Drucksache 4/1164 - 

dazu: Änderungsantrag der Fraktion 
der SPD 
- Drucksache 4/1221 -  

ZWEITE BERATUNG 
 
Ich erteile der Abgeordneten Lehmann das Wort, 
die aus dem Haushalts- und Finanzausschuss be-
richten wird.  
 
Abgeordnete Lehmann, CDU: 
 
Sehr geehrte Frau Präsidentin, sehr geehrte Damen 
und Herren, werte Gäste, durch Beschluss des Land-
tags vom 2. Juni 2005 ist die Drucksache 4/912, Thü-

ringer Verwaltungskostengesetz, an den Haushalts- 
und Finanzausschuss überwiesen worden. 
 
Der Haushalts- und Finanzausschuss hat den Ge-
setzentwurf erstmals in seiner 17. Sitzung am 16. Ju-
ni beraten und eine schriftliche Anhörung von acht 
Verbänden und Interessenvertretern beschlossen. 
Bemerkenswert ist dabei zu erwähnen, dass SPD 
und PDS ein mündliches Anhörungsverfahren zu-
mindest für die kommunalen Spitzenverbände be-
antragten, jedoch im Anhörungsverfahren der Ge-
meinde- und Städtebund selbst sogar auf eine schrift-
liche Stellungnahme gegenüber dem Parlament ver-
zichtete. Begründet wurde dies mit der bereits ab-
gegebenen Stellungnahme gegenüber der Landes-
regierung im Vorfeld des Gesetzerstellungsverfah-
rens. 
 
Sehr geehrte Damen und Herren, unser Ausschuss 
befasste sich dann in seiner Sitzung am 1. Sep-
tember eingehend mit den Stellungnahmen der An-
zuhörenden und dem Gesetzentwurf. Von den ein-
gegangenen Stellungnahmen möchte ich die der 
Liga der freien Wohlfahrtsverbände erwähnen. Die 
Liga fordert, dass für die Träger der freien Wohl-
fahrtspflege die persönliche Gebührenbefreiung er-
halten bleibt. Diesem Ansinnen ist die Mehrheit des 
Ausschusses nicht gefolgt, da kein hinreichender 
Grund für die Privilegierung der Wohlfahrtsverbän-
de vor dem Hintergrund der angespannten Lage der 
öffentlichen Haushalte mehr gegeben ist, zumal die 
Wohlfahrtsverbände in hohem Maße bereits aus öf-
fentlichen Mitteln unterstützt werden. Ein entspre-
chender Änderungsantrag der SPD-Fraktion wurde 
im Ausschuss mehrheitlich abgelehnt. Ein erstaun-
liches Ergebnis wurde dem Ausschuss von der Lan-
desregierung über die Anzahl der Gebührentatbe-
stände in Thüringen mitgeteilt. Ca. 5.900 Gebühren-
tatbestände sind in den Verwaltungskostenordnun-
gen des Freistaats aufgelistet. Fragen zum Zeitraum, 
der seit dem Bundesverfassungsgerichtsurteil und 
der heutigen Umsetzung vergangen sei, wurden vom 
Ministerium mit der Schwierigkeit, Abgrenzungskri-
terien von Gebührentatbeständen zu finden, und den 
erst in den 90er-Jahren ergangenen Bundesverwal-
tungsgerichtsrechtsprechungen begründet. Man habe 
auf einen Gesetzesvorschlag des Bundes gewar-
tet, der jedoch bis heute nicht erarbeitet wurde.  
 
Eine Klärung musste im Nachgang zur Ausschuss-
beratung noch zu Gebührentatbeständen erfolgen, 
die im Widerspruchsverfahren entstehen. Hier wur-
de die Frage aufgeworfen, was geschieht mit zu-
rückgenommenen Widersprüchen, die infolge von 
geänderten Gesetzen und Verordnungen vom Wi-
derspruchsführer nicht weiterverfolgt werden. Kann 
dafür eine Gebühr von bis zu 75 Prozent erhoben 
werden? Dieser Sachverhalt könnte speziell im Be-
reich Wasser und Abwasser in Thüringen vorkom-
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men. Das Ministerium wollte dazu noch bis zur Ver-
abschiedung des Gesetzes heute eine Klärung her-
beiführen. Eine entsprechende Zuarbeit ist uns - wie 
auch zugesagt - zwischenzeitlich durch das Thürin-
ger Finanzministerium zugeleitet worden. Hieraus 
geht hervor, dass im Rahmen einer Anordnung durch 
das Thüringer Innenministerium in Verbindung mit 
dem Thüringer Finanzministerium aufgefordert wird, 
in diesen Fällen keine Verwaltungsgebühren zu er-
heben. Auch von der Erhebung von Auslagen könnte 
abgesehen werden, was eine für den Bürger güns-
tigere Rechtslage sogar als bisher bedeuten wür-
de.  
 
Ich möchte als Berichterstatter weiterhin darauf hin-
weisen, dass in § 16 Abs. 2 die Möglichkeiten von 
Billigkeitsregelungen eröffnet werden. Diese soll-
ten sowohl von den Betroffenen als auch von der 
Verwaltung entsprechend dann auch genutzt wer-
den. In seiner 18. Sitzung am 1. September 2005 hat 
der Haushalts- und Finanzausschuss dem Gesetz-
entwurf ohne Änderungen mit Mehrheit zugestimmt. 
Die Empfehlung unseres Ausschusses liegt Ihnen 
in der Drucksache 4/1164 vor und wir bitten um Zu-
stimmung des Landtags. Vielen Dank. 
 

(Beifall bei der CDU) 
 
Vizepräsidentin Dr. Klaubert: 
 
Ich eröffne die Aussprache und rufe als ersten Red-
ner für die Fraktion der Linkspartei.PDS den Abge-
ordneten Kuschel auf. 
 
Abgeordneter Kuschel, Die Linkspartei.PDS: 
 
Frau Präsidentin, meine sehr geehrten Damen und 
Herren, zunächst eine Anmerkung zu den Ausfüh-
rungen von Frau Lehmann, die heute hier darauf ver-
wiesen hat, dass der Gemeinde- und Städtebund 
selbst auf die schriftliche Anhörung verzichtet hat, und 
das mit dem Verweis, er habe sich als kommunaler 
Spitzenverband bereits ausführlich zum Referen-
tenentwurf der Landesregierung geäußert. Wir be-
dauern, dass der Gemeinde- und Städtebund der-
art verfährt, weil offenbar auch er zwischenzeitlich 
den Eindruck hat, dass nicht der Landtag das höchs-
te Verfassungsgremium dieses Landes ist, sondern 
offenbar die Landesregierung und die Landesregie-
rung Herr des Verfahrens sei und nicht der Land-
tag. Wir können hier nur an den kommunalen Spit-
zenverband appellieren, diese Wahrnehmung zu kor-
rigieren und zu akzeptieren, dass der Thüringer Land-
tag das Gesetzgebungsorgan ist. Insofern wäre es 
auch gut gewesen, das in Form einer Stellungnah-
me kundzutun.  
 
Meine sehr geehrten Damen und Herren, die Aus-
wirkungen dieses Gesetzes werden die Bürger und 

die Wirtschaft erst mit einer zeitlichen Verzögerung 
wahrnehmen. Die Auswirkungen werden also nicht 
sofort sichtbar. Um es auf den Punkt zu bringen: 
Wir gehen davon aus, dass in Umsetzung dieses 
Gesetzes in absehbarer Zeit zusätzliche finanzielle 
Belastungen für die Bürger und für die Wirtschaft 
auftreten werden, und zwar in Form höherer Ver-
waltungsgebühren und Verwaltungskosten. Inwie-
weit das in das politische Konzept der CDU passt, 
da sie die Bürger und die Wirtschaft entlasten wol-
len, muss die CDU selbst beantworten. 5.900 ver-
schiedene Verwaltungskosten hat die Landesregie-
rung allein für die Landesbehörden ermittelt. Hinzu 
kämen noch die Verwaltungskosten, die auf kom-
munaler Ebene erhoben werden. Es ist ja bekannt, 
dass sich die Kommunen letztlich am Verwaltungs-
kostengesetz und den Verwaltungskostenverordnun-
gen des Landes orientieren werden. Die Landesre-
gierung beabsichtigt dabei neue Gebührentatbestän-
de und höhere Gebühren einzuführen. Beispielhaft 
hat das die Landesregierung auch im Ergebnis der 
Ausschuss-Sitzungen und unserer Forderungen dar-
gelegt. Ich möchte darauf verweisen, dass die Min-
destgebühr zum Beispiel bei erfolglosen Widersprü-
chen oder ähnlichen Verfahren von 5 auf 30 € er-
höht wurde. Das heißt, wenn Bürger ihr Rechtsmit-
tel wahrnehmen, um noch mal Verwaltungsentschei-
dungen überprüfen zu lassen, müssen sie schon 
mit einer stärkeren Eingangsgebühr rechnen. Dies 
finden wir äußerst bedenklich. In die Verwaltungs-
kalkulation sollen darüber hinaus künftig auch die 
kalkulatorischen Abschreibungen und Zinsen für das 
Verwaltungshandeln mit einfließen. Das war bisher 
nicht Bestandteil, weil man davon ausgegangen ist, 
dass öffentliche Verwaltungen natürlich im Rahmen 
der Daseinsvorsorge auch bestimmte Vorhalteleis-
tungen für die Bürger und die Wirtschaft zu erbrin-
gen haben. Auch von diesem Grundsatz verabschie-
det sich offenbar die Landesregierung und man fragt 
sich, weshalb dann die Bürger über ihre Steuern auch 
öffentliche Verwaltungen vorfinanzieren und vorhal-
ten. Auch das wird zu einer Verteuerung führen.  
 
Besonders skandalös empfinden wir es, dass künf-
tig die Wohlfahrtsverbände von der bisherigen Ge-
bührenfreiheit ausgeschlossen werden, also künf-
tig für Verwaltungshandeln ebenfalls Verwaltungs-
gebühren zu entrichten haben. Dabei ist bekannt, 
dass sich eine Vielzahl der Wohlfahrtsverbände letzt-
lich auch aus Zuschüssen der öffentlichen Hand 
finanzieren, und da stellt sich natürlich die Frage 
nach der Sinnhaftigkeit. Wenn die Wohlfahrtsver-
bände künftig Verwaltungsgebühren zu entrichten 
haben, wird das unweigerlich dazu führen, dass ein 
höherer Bedarf an öffentlichen Zuschüssen entsteht 
oder die Landesregierung beabsichtigt, die Finanz-
not bei den Wohlfahrtsverbänden selbst mit zu ver-
schärfen, indem dann die finanziellen Mittel, die frei 
für die Arbeit zur Verfügung stehen, eben für Ver-
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waltungskosten an die öffentliche Hand zurückflie-
ßen. Es ist bekannt, dass nicht alle Bundesländer in 
der Bundesrepublik so verfahren, Thüringen schließt 
sich bedauerlicherweise den Bundesländern an, die 
diese Gebührenfreiheit für die Wohlfahrtsverbände 
streichen wollen.  
 
Besonders interessant wird es bei den Sozialver-
bänden der Kirchen, also der Diakonie und Caritas, 
weil dort völlig unklar ist, ob die nun künftig für Ver-
waltungshandeln Gebühren zu entrichten haben oder 
nicht. In der schriftlichen Anhörung haben beide Kir-
chen darauf verwiesen, dass sie davon ausgehen, 
dass die jetzige Gebührenfreiheit für sie erhalten 
bleibt. Jetzt muss man mal erklären, weshalb zum 
Beispiel für einen Bauantrag, den eine Kirchenge-
meinde stellt, keine Gebühren erhoben werden, wenn 
es aber der Sozialverband dieser Kirche macht, wer-
den Gebühren erhoben. Das wird zu einem weite-
ren Chaos und Unverständnis führen. Wir wollen aber 
nicht hoffen, dass die Landesregierung die Wohl-
fahrtsverbände künftig unterschiedlich behandelt, 
indem sie die kirchlichen Wohlfahrtsverbände von 
der Gebührenpflicht freistellt, während alle anderen 
Wohlfahrtsverbände Gebühren zu entrichten haben. 
Das wäre dann tatsächlich eine Ungleichbehand-
lung, die nicht mitzutragen ist. Insofern unterstützen 
wir ausdrücklich den Änderungsantrag der SPD-Frak-
tion, die den bisherigen Zustand beibehalten will, 
dass die Wohlfahrtsverbände von den Verwaltungs-
gebühren befreit sind. 
 

(Beifall bei der Linkspartei.PDS) 
 
Meine Damen und Herren, auch wenn die Landes-
regierung immer wieder etwas anderes behauptet, 
wir gehen davon aus, dass das Rechtsmittelverfahren 
für die Bürger zur Überprüfung von Verwaltungsak-
ten künftig mit höheren Kosten belegt wird, selbst 
dann, wenn dieses Verwaltungsverfahren sich im 
Wesentlichen in der Bearbeitung erledigt. Wir glau-
ben, dass das hohe Gut des Rechtsmittelverfahrens 
im Rechtsstaat nicht durch finanzielle Hürden er-
schwert werden sollte, sondern dass die jetzige Re-
gelung eigentlich fortbestehen könnte. Es gibt kei-
nen Grund, weshalb hier höhere auch finanzielle Be-
lastungen für die Bürger eingeführt werden, außer 
dass die Landesregierung auch im Ergebnis der 
Entwicklung der letzten Jahre, insbesondere im Be-
reich der Kommunalabgaben, nicht will, dass die Bür-
ger von ihrem Recht der nochmaligen Überprüfung 
von Verwaltungshandlungen Gebrauch machen will.  
 
Ein besonderes Problem bildeten Rechtsmittelver-
fahren, die sich erledigen. Das wurde beispielhaft 
am Problem „Wasser“ diskutiert. Dort sind nach un-
seren Kenntnissen rund 60.000 Widerspruchsver-
fahren gegenwärtig bei den Kommunalaufsichten 
anhängig. Der Gesetzgeber hat am 01.01.2005 be-

schlossen, dass keine Wasserbeiträge mehr erho-
ben werden. Die verfehlte Kommunalabgabenpoli-
tik der letzten zehn Jahre wurde korrigiert. Damit 
haben die Bürger, die sich mit diesem Rechtsmit-
telverfahren gegen diese Kommunalabgabenpolitik 
gewendet haben, letztlich von der Politik Recht be-
kommen. Jetzt stellt sich die Frage: Wie geht man 
mit diesen Rechtsmittelverfahren - also Wider-
spruchsverfahren - in der öffentlichen Verwaltung 
um? Da ist es schon erstaunlich, dass jetzt mitge-
teilt wird, dass das Innenministerium in Zusammen-
arbeit mit dem Finanzministerium nach einer Lö-
sung sucht, so dass sich diese Widerspruchsver-
fahren nicht kostenseitig für die Widerspruchsfüh-
rer auswirken. Wir haben jetzt September; die Neu-
regelung besteht seit neun Monaten und es ist zu 
hinterfragen, weshalb im Innenministerium nach wie 
vor noch darüber diskutiert wird, wie man denn nun 
verfährt. Das bringt ein hohes Maß an Verunsiche-
rung bei den Betroffenen. Betroffene sind nicht nur 
die Bürger, die wenig Verständnis haben, warum sie 
von der Politik Recht bekommen und dann trotzdem 
noch eine Verwaltungsgebühr zu entrichten haben. 
Natürlich gibt es auch Verunsicherung bei den Kom-
munalaufsichten, weil die nicht wissen, müssen sie 
jetzt - selbst wenn sich der Widerspruch erledigt 
hat oder von dem Widerspruchsführer zurückgezo-
gen wird - eine Gebühr erheben oder nicht. Das In-
nenministerium wäre gut beraten, wenn zumindest 
noch in diesem Jahr dort eine Lösung auf den Weg 
kommt. Denn Sie wissen ja, nach dem 31. Januar 
2006 müssen zumindest im Bereich Wasser die zu 
viel gezahlten Beiträge auch zurückerstattet werden.  
 
Wir halten hier ein schnelleres Handeln der Lan-
desregierung für erforderlich und dies wäre auch hilf-
reich, denn so ganz überraschend hat ja diese Neu-
regelung die Landesregierung nicht getroffen. Ihr 
Ministerpräsident hat das ja schon am 1. Mai 2004 
angekündigt.  
 

(Beifall bei der Linkspartei.PDS) 
 
Sie hatten eigentlich eineinhalb Jahre Zeit, sich nun 
endlich zu überlegen, wie Sie mit diesem Problem 
umgehen. Dass Sie nicht ganz so schnell handeln, 
wie eigentlich erwartet, zeigt sich auch darin, dass 
Ihnen jetzt einfällt, den Gebührenbegriff an die De-
finition einer Gerichtsentscheidung von 1979 anzu-
passen. Das ist eine Politikergeneration, die Sie jetzt 
gebraucht haben, um diesen Gebührenbegriff anzu-
passen. Ihre Verweise darauf, dass Sie nun erst ab-
warten, wie das Bundesverwaltungsgericht entschie-
den hat - das war dann in den 80er-Jahren -, ist 
doch erstaunlich. Letztlich hätten Sie sich schon in 
den 90er-Jahren, als das Verwaltungskostenrecht 
in Thüringen erstmals geschaffen wurde, auf diese 
Gerichtsentscheidung von 1979 berufen können. Es 
ist ein weiterer Beleg dafür, dass es ganz so schnell 
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bei Ihnen offenbar nicht geht.  
 
Bei dem vorgenannten Thema habe ich Ihnen ja 
die Möglichkeit eingeräumt, ggf. dieses Mal etwas 
schneller zu reagieren. Denn weitere 25 Jahre soll-
ten Sie die Leute nicht im Unklaren lassen, ob nun 
für die erledigten Wasserbescheide Gebühren ent-
stehen oder nicht. Danke. 
 

(Beifall bei der Linkspartei.PDS) 
 
Vizepräsidentin Dr. Klaubert: 
 
Für die SPD-Fraktion hat sich der Abgeordnete 
Dr. Pidde zu Wort gemeldet.  
 
Abgeordneter Dr. Pidde, SPD: 
 
Frau Präsidentin, meine Damen und Herren, mit dem 
vorgelegten Gesetzentwurf will die Landesregierung 
das Thüringer Verwaltungskostengesetz komplett 
überarbeiten. Grundlage dafür bildet ein Muster-
entwurf, welcher im Auftrag der Finanzministerkon-
ferenz und der Innenministerkonferenz erarbeitet wor-
den ist. Mit dem neuen Gesetz soll die Verwaltungs-
kostenerhebung von Bund und Ländern harmoni-
siert, also vereinfacht und einander angeglichen wer-
den.  
 
Die SPD-Fraktion im Thüringer Landtag begrüßt den 
Gesetzentwurf vom Grundsatz her. Wir sehen auch 
nicht, wie es von der PDS-Fraktion - an den neuen 
langen Namen werde ich mich schon noch gewöh-
nen - ins Gespräch gebracht wird, die Gefahr, dass 
mit den vorgesehenen Änderungen die Verwaltungs-
kosten unangemessen steigen würden. Das Ver-
waltungskostengesetz ist ja nur ein Rahmengesetz. 
Die konkrete Höhe der Verwaltungskosten in dem 
jeweiligen zu regelnden Fall wird durch die einzel-
nen Verwaltungskostenordnungen festgelegt, wel-
che von der Landesregierung erlassen werden, nach-
dem das jeweils federführende Fachressort eine 
entsprechende Vorlage unterbreitet hat. Die gesetz-
liche Neuregelung, die uns jetzt vorgelegt wird, hat 
eigentlich nur zwei unmittelbare Auswirkungen auf 
die Gebührenhöhe: Das eine ist die Mindest- und 
Höchstgebühr im Widerspruchsverfahren und das 
Zweite ist der Sachverhalt, der durch die Erweite-
rung der Legaldefinition des Verwaltungsaufwandes 
entsteht.  
 
Was die Frage der Widerspruchsgebühren angeht, 
die mein Vorredner hier gerade angesprochen hat, 
so ist das im alten wie im vorgeschlagenen neuen 
Gesetz geregelt, so dass es also nicht neu einge-
führt wird, sondern die Regelung vorhanden ist. Au-
ßerdem besteht ja sowohl nach der alten Regelung 
- dort ist es der § 4 Abs. 4 des Verwaltungskosten-
gesetzes und bei der Neuregelung § 16 Abs. 2 - 

die Möglichkeit, dass von der Erhebung der Gebüh-
ren zum Teil oder auch vollständig abgesehen wird. 
Wo ich Ihnen vollkommen Recht gebe, das ist die 
Frage der langen Bearbeitungszeit der Widersprüche. 
Es wäre wirklich wünschenswert, dass hier schnel-
ler gehandelt würde und dass möglichst bald Rechts-
sicherheit in den verschiedenen Punkten einzieht.  
 

(Beifall bei der SPD) 
 
Meine Damen und Herren, das eigentlich Interessan-
te sind die einzelnen Gebührenordnungen, die dann 
auf der Basis dieses Verwaltungskostengesetzes er-
lassen werden. In verschiedenen Bereichen, z.B. 
im Katasterwesen, können zu hohe Gebühren zu 
einem Wirtschaftshemmnis werden oder die Bürger 
übermäßig belasten. Da gilt es dann auch genauer 
hinzuschauen. In den Beratungen des Haushalts- und 
Finanzausschusses - Frau Lehmann hat darauf hin-
gewiesen - haben wir versucht, diesen Sachverhalt 
näher zu beleuchten. Leider erklärte die Finanzminis-
terin, dass die Erstellung der von uns gewünschten 
Übersicht zu den existierenden Kostenordnungen 
und ein entsprechender Vergleich der Gebührenhöhe 
in den einzelnen Bundesländern wegen der mangeln-
den Vergleichbarkeit nicht möglich sei. Es wurde uns 
dann eine Vorlage übergeben, Vorlage 4/517, die 
einige Tatbestände mit den fünf angrenzenden Bun-
desländern vergleicht. Es ist schon interessant, wenn 
man sieht, dass bei bestimmten Punkten, z.B. bei 
den Beglaubigungen von Unterschriften oder auch bei 
den Beglaubigungen von Abschriften oder Fotoko-
pien, die die Behörde selbst hergestellt hat, Thürin-
gen im Schnitt der Nachbarländer liegt. Bei Beglau-
bigungen in anderen Fällen, wie es so schön heißt, 
oder auch bei den Gebühren nach dem Zeitaufwand 
je 15 Minuten liegt Thüringen deutlich über Sach-
sen und Sachsen-Anhalt, also den beiden angren-
zenden neuen Bundesländern. Interessant ist auch, 
wenn man feststellt, dass die Ausfertigung von 
Kopien bis DIN A3, die vom Kostenschuldner be-
sonders beantragt oder die aus vom Kostenschuld-
ner zu vertretenden Gründen notwendig wurden, un-
abhängig von der Art der Herstellung, in Thüringen 
50 Cent kostet, in Hessen 0,20 € pro Seite. Das 
sind schon interessante Fakten, aber ich muss noch 
einmal sagen, es sind halt nur Beispiele. Der gene-
relle Vergleich, wie Sie es, Frau Finanzministerin, 
oder Ihre Mitarbeiter im Haushalts- und Finanzaus-
schuss erläutert haben, wäre nicht möglich. Wir wer-
den demzufolge auch in der kommenden Zeit die 
Gebührenordnungen, die in Thüringen geändert wer-
den, genau unter die Lupe nehmen, ob die Gebüh-
ren auch entsprechend angemessen sein werden.  
 
Meine Damen und Herren, in einem Punkt kann die 
SPD-Fraktion allerdings mit dem Gesetzentwurf der 
Landesregierung nicht mitgehen. Es ist hier schon 
gesagt worden, dass die Landesregierung die Freien 
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Wohlfahrtsverbände benachteiligen will. Sie haben 
bisher die persönliche Gebührenfreiheit gehabt. Die-
se Vergünstigung soll mit dem neuen Gesetz weg-
fallen. Wir halten das für unangemessen und leh-
nen diesen Tatbestand auch ab. 
 

(Beifall bei der SPD) 
 
Man muss doch sehen, dass die Freie Wohlfahrts-
pflege in Thüringen viele Leistungen anstelle der 
öffentlichen Hand und im Auftrag der öffentlichen 
Hand erledigt. In den letzten Jahren sind auch im-
mer mehr öffentliche Aufgaben an die freien Träger 
übergeben worden. Das spricht dafür, dass man die 
persönliche Gebührenbefreiung auch in der Zukunft 
beibehalten sollte. Wir wissen noch nicht, wie es mit 
den Kindertagesstätten weitergeht. Darüber werden 
wir heute oder morgen und auch in der Folgezeit 
noch ausführlich reden, was dort noch alles - auch 
in Zukunft - weiter an freie Träger abgegeben wird. 
Dort ist es so, dass die freien Träger natürlich auch 
für die baulichen Mängel an den Gebäuden und 
Ähnliches dann Teile der Finanzierung übernehmen 
müssen. Wir wissen, dass es bei der Heimaufsicht für 
Pflegeheime und Ähnliches Auflagen des Brandschut-
zes und Qualitätsbestimmungen gibt, die eingehalten 
werden müssen, Heimmindestbauverordnung und 
andere Verordnungen, und dass dort die Träger zu 
schnellem und auch zu kostenintensivem Handeln 
praktisch gezwungen werden. Gleichzeitig werden 
aber Gelder gekürzt, die öffentliche Förderung geht 
zurück und das trifft die freien Träger natürlich dop-
pelt, besonders die, die im Einvernehmen des Land-
kreises bedarfsorientierte stationäre Pflege ohne 
öffentliche Förderung durchführen müssen.  
 
Deshalb denken wir, dass die freien Träger finanziell 
in der letzten Zeit Mehrbelastungen haben und dass 
sie durch die Gesetzesänderung, die hier vorgeschla-
gen wird, noch zusätzlich belastet werden. Wie ge-
sagt, wir halten diesen Schritt für unangemessen und 
lehnen ihn ab. Man muss auch sagen, dass ande-
re Länder diese Form der Unterstützung der Wohl-
fahrtspflege im Gesetz beibehalten haben und dass 
auch die Kirchen in Thüringen nach wie vor von der 
persönlichen Gebührenbefreiung profitieren sollen. 
Ich denke, hier muss einfach eine Art der Gleich-
behandlung vorhanden sein.  
 
Deshalb hat die SPD-Fraktion diesen Änderungs-
antrag, der vorhin schon erwähnt worden ist, in der 
Drucksache 4/1221 eingebracht, mit dem wir for-
muliert haben, dass wir die Fortschreibung der Ge-
bührenbefreiung für die Freien Wohlfahrtsverbände 
gesichert haben wollen. Im Haushalts- und Finanz-
ausschuss fand dieser Antrag keine Mehrheit. Ich 
hoffe, dass noch ein Umdenken eingesetzt hat, und 
bitte Sie hiermit um Zustimmung zu diesem Antrag. 
 

(Beifall bei der SPD) 
 
Vizepräsidentin Dr. Klaubert: 
 
Für die CDU-Fraktion hat sich Frau Abgeordnete 
Lehmann zu Wort gemeldet. 
 
Abgeordnete Lehmann, CDU: 
 
Sehr geehrte Frau Präsidentin, meine Damen und 
Herren, werte Gäste, wir befassen uns heute mit dem 
Thüringer Verwaltungskostengesetz, welches die 
Grundlage für unser Thüringer Verwaltungskosten-
recht bildet. Bei den von der Landesregierung vor-
geschlagenen Änderungen geht es insbesondere 
um Anpassungen an tatsächliche Verhältnisse, an 
Rechtsprechungen sowie um Definitionen von Be-
griffen. Die persönlichen Gebührenbefreiungen wer-
den neu geregelt. Meine Vorredner sind darauf be-
reits eingegangen. Mit diesem Gesetz soll auch der 
Verwaltungsaufwand erheblich reduziert werden. Das 
Prinzip „linke Tasche, rechte Tasche“ innerhalb der 
Verwaltungen der verschiedensten Ebenen findet 
dann so nicht statt und wirkt sich daher auch posi-
tiv auf unseren Landeshaushalt aus, denn eine Auf-
blähung und viel Verwaltungsarbeit wird so vermie-
den. Kollege Kuschel hat bei der ersten Lesung des 
Entwurfs hier im Plenum wie auch eben bei seinem 
Redebeitrag einige Bedenken in Sachen Erhebung 
von Gebühren bei Widerspruchsbearbeitung genannt. 
Hierzu fand im Ausschuss - ich hatte es vorhin als 
Berichterstatter schon erwähnt - eine ausführliche 
Diskussion statt. Ich möchte dazu anmerken, dass 
grundsätzlich bei positivem Ausgang für den Wi-
derspruchsführer, also wenn er Recht bekommt, auch 
zukünftig, so wie bisher, keine Verwaltungskosten 
erhoben werden. Darüber hinaus hat das Thüringer 
Finanzministerium in der bereits genannten uns über-
sandten Zuarbeit erklärt bzw. angekündigt, dass ge-
meinsam mit dem Thüringer Innenministerium eine 
Verwaltungsanordnung erarbeitet werden soll, wo-
nach die Verwaltungskosten für bisher oder zukünftig 
noch zurückgenommene Widersprüche - und ins-
besondere geht es uns ja um den Bereich Was-
ser/Abwasser - nicht erhoben werden. Auch unse-
re Fraktion erwartet, dass die Landesregierung diese 
Verwaltungsanordnung zeitnah auf den Weg bringt 
und hier Klarheit schafft. 
 

(Beifall bei der Linkspartei. PDS) 
 
Somit, Herr Kollege Kuschel, können die Befürch-
tungen vieler tausend Bürger auch entkräftet wer-
den und Sie sollten an dieser Stelle nicht zur wei-
teren Verunsicherung mit Ihrem Redebeitrag bei-
tragen. Dieses Thema, meine Damen und Herren, 
kommt für die Betroffenen zu einem positiven Ende.  
 

(Beifall bei der CDU) 
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Und ich will es noch mal zusammengefasst sagen: 
Niemand muss Sorge haben, dass nun plötzlich für 
den eingelegten Widerspruch, über den noch nicht 
entschieden ist oder der aufgrund der Änderung, in 
diesem Fall des Kommunalabgabengesetzes, zu-
rückgenommen wird und der auch übrigens in den 
meisten Fällen wohl noch bei den Verbänden gele-
gen hat, Kostenbescheide kommen könnten. Das 
wollen wir vermeiden, das soll nicht geschehen. 
 

(Beifall bei der CDU) 
 
Im Übrigen stimmt die Aussage, Herr Kollege Ku-
schel, Ihrerseits vom Plenum am 02.06. so nicht,  
 

(Beifall Abg. Kuschel,  
Die Linkspartei.PDS) 

 
dass mit diesem Gesetz neue Hürden für die Inan-
spruchnahme eines Rechtsbehelfs aufgebaut wür-
den, denn es gab ja bereits schon die Regelung, 
dass in Fällen, in denen der Widerspruchsführer kein 
Recht bekam, Gebühren und Auslagen für die Be-
arbeitung zu zahlen waren. Wie wir alle wissen, 
hat das niemanden abgeschreckt, trotzdem einen 
Rechtsbehelf einzulegen. Ich kann Ihnen versichern, 
ich selbst habe diese Erfahrung auch schon gemacht 
in den 90er-Jahren und musste dann auch meine 
Gebühr bezahlen. Es ging um Regenwassereinlei-
tung. Aber das erkläre ich Ihnen gern mal, das ist 
auch noch ein weites Feld,  
 

(Zwischenruf Abg. Hauboldt, Die  
Linkspartei.PDS: Abwasser!) 

 
über das wir uns gern mal verständigen könnten. 
 
Nein, meinen persönlichen Fall trage ich jetzt hier 
nicht vor, das werden Sie mir nachsehen. Aber ich 
berichte das gern mal in kleiner Runde, vielleicht 
auch mal im Innenausschuss, wenn das Thema wie-
der dran ist. Grundsätzlich möchte ich gerade im 
Hinblick auf die Neuregelungen zur persönlichen Ge-
bührenbefreiung auf den § 16 im Gesetzentwurf 
hinweisen. Es gibt eine Reihe von Vorgaben zu Bil-
ligkeitsregelungen, die der Verwaltung einen Ermes-
sensspielraum eröffnen und die der Betroffene, der 
aus welchen Gründen auch immer die Gebühr nicht 
zahlen kann, auch nutzen sollte. Gleiches gilt na-
türlich auch für die Verwaltung, die diesen Ermes-
sensspielraum natürlich ebenfalls nutzen sollte. Und 
das, Herr Kollege Pidde, gilt auch für die LIGA der 
Freien Wohlfahrtsverbände. Der Antrag, den die Frak-
tion der SPD heute vorgelegt hat, lag in gleicher Form 
auch schon in der Ausschussberatung vor und wurde 
dort mehrheitlich abgelehnt. In diesem Zusammen-
hang möchte ich nochmals darauf verweisen, dass 
sieben Bundesländer - wie auch übrigens der Bund in 
seinem Gesetzentwurf oder Mustergesetz selber - 

diese Gebührenbefreiung für die Wohlfahrtsverbände 
bereits haben wegfallen lassen. Für Thüringen möch-
te ich erwähnen, als Destinatär der Staatslotterie 
erhält die LIGA der Freien Wohlfahrtsverbände im 
Jahr 2005 voraussichtlich mehr als 5 Mio. € an Lan-
deszuschüssen allein aus dieser Haushaltsstelle. 
Darüber hinaus, wie gesagt, kann die LIGA in Einzel-
fällen, wenn sie es aus wirtschaftlichen Gründen 
nicht leisten kann, eine Gebühr zu bezahlen, natür-
lich auch einen Antrag gemäß der Billigkeitsrege-
lung in § 16 stellen.  
 
Meine Damen und Herren, positiv für unsere Frak-
tion ist auf jeden Fall, dass im Gesetzentwurf der 
Landesregierung enthalten ist, dass dieses Gesetz 
im Jahr 2010 auf den Prüfstand kommt und dann, 
wenn Erfahrungswerte damit vorliegen, gegebenen-
falls angepasst werden kann oder auch wieder Än-
derungen erfolgen können. Unabhängig kann das 
natürlich jederzeit auch der Fall sein, aber wir be-
werten es positiv, dass es die Landesregierung von 
vornherein auch so eingearbeitet hat.  
 
Meine Damen und Herren, namens meiner Fraktion 
beantrage ich, den Änderungsantrag der SPD ab-
zulehnen, und bitte um Zustimmung zum Gesetz-
entwurf der Landesregierung zum Thüringer Verwal-
tungskostengesetz. Vielen Dank.  
 

(Beifall bei der CDU) 
 
Vizepräsidentin Dr. Klaubert: 
 
Seitens der Abgeordneten liegen keine weiteren Re-
deanmeldungen vor. Ich bitte für die Landesregie-
rung die Finanzministerin.  
 
Diezel, Finanzministerin: 
 
Frau Präsidentin, meine sehr geehrten Damen und 
Herren Abgeordneten, der vorliegende Gesetzent-
wurf wurde in der 17. Plenarsitzung am 2. Juni 2005 
erstmals beraten und dann im Haushalts- und Fi-
nanzausschuss weiterberaten. Im Ergebnis der dort 
durchgeführten Anhörungen zeigt sich, dass die be-
absichtigte Regelung bei den angehörten Stellen 
nahezu einhellig Zustimmung fand. Lediglich der 
Bund der Öffentlich bestellten Vermessungsingenieu-
re sah allerdings eine Wettbewerbsbenachteiligung 
darin, dass die Katasterbehörden gegenüber den 
Landesbehörden keine Gebühren mehr erheben. 
Dieser vermeintliche Wettbewerbsnachteil ist durch 
die Aufgabentrennung des Thüringer Gesetzes zur 
Neuorganisation des Kataster- und Vermessungs-
wesens ausgeräumt worden. Insoweit bestand auch 
Einvernehmen im Haushalts- und Finanzausschuss.  
 
Der Wegfall der gegenseitigen Zahlung von Gebüh-
ren aus der öffentlichen Kasse ist ein wichtiges An-
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liegen des Gesetzentwurfs. Mit dem soll vermieden 
werden, dass ein höherer Verwaltungsaufwand ent-
steht und der Haushalt aufgebläht wird. Die Ein-
wände der LIGA der Freien Wohlfahrtspflege gegen 
die Streichung ihrer persönlichen Gebührenbefrei-
ung waren intensiv zu diskutieren. Diese Regelung 
nach § 3 Abs. 1 Nr. 5 des geltenden Thüringer Ver-
waltungskostengesetzes befreit Freie Wohlfahrts-
verbände von der Entrichtung von Verwaltungsge-
bühren. Persönliche Gebührenbefreiungen enthalten 
aus verwaltungskostenrechtlicher Sicht ihre Recht-
fertigung aus den Gesichtspunkten der Gegensei-
tigkeit. Es soll aus Gründen der Verwaltungsverein-
fachung vermieden werden, dass Gelder aus der ei-
nen öffentlichen Kasse in eine andere öffentliche Kas-
se fließen. Das trifft im Verhältnis zwischen den Be-
hörden des Landes untereinander, für die Bundes-
republik Deutschland, die Länder sowie die Thüringer 
kommunalen Körperschaften zu, jedoch nicht für die 
LIGA der Freien Wohlfahrtspflege. Die evangelische 
und katholische Kirche sind durch Staatsvertrag ge-
bührenbefreit. Diese Gebührenbefreiung wird aus 
Gründen der religionsrechtlichen Parität auf alle als 
öffentlich-rechtliche Körperschaften anerkannten Reli-
gions- und weltanschaulichen Gemeinschaften über-
tragen. Eine entsprechende Kostenbefreiung für die 
LIGA der Freien Wohlfahrtspflege lässt sich nicht aus 
dem Status einer Körperschaft des öffentlichen 
Rechts, einer Religionsgemeinschaft oder aus dem 
Gesichtspunkt der Verwaltungsvereinbarung begrün-
den. Persönliche Gebührenbefreiung ohne Gegensei-
tigkeit ist aus haushaltsrechtlicher Sicht problema-
tisch. Bei der persönlichen Gebührenbefreiung der 
Freien Wohlfahrtspflege handelt es sich um eine mit-
telbare Unterstützung einzelner Körperschaften. Die 
finanziellen Auswirkungen sind nicht vorhersehbar. 
Zahl und Umfang der gebührenbefreiten öffentlichen 
Leistung werden weitgehend von der befreiten Ein-
richtung selbst bestimmt. In Anbetracht der ange-
spannten Haushaltslage ist es erforderlich, ein 
Höchstmaß an Planungssicherheit und Transparenz 
zu garantieren. Eine nicht quantifizierbare mittelbare 
Förderung ist damit nicht vereinbar. Deshalb wurde 
im vorliegenden Gesetzentwurf auf eine persönliche 
Gebührenbefreiung für die Freien Wohlfahrtsverbän-
de verzichtet. Frau Kollegin Lehmann hat es ange-
sprochen, im Ländervergleich gewähren sieben Län-
der und auch der Bund, Herr Kollege Pidde, keine 
Gebührenbefreiung für die Freien Wohlfahrtsverbän-
de.  
 
Das Thüringer Recht wurde seinerseits an das hes-
sische Recht angelehnt. Damals war Hessen noch 
SPD-regiert. Auch das Land Hessen hat die Freien 
Wohlfahrtsverbände nicht mehr gebührenbefreit. Die 
LIGA schlug vor, nicht nur ihre Mitgliedsverbände von 
der Gebührenbefreiung zu umfassen, sondern da-
rüber hinaus auch deren Verbände wieder. Ein ent-
sprechender Änderungsantrag lag durch die SPD-

Fraktion im Haushalts- und Finanzausschuss und 
liegt auch heute hier vor. Die Berücksichtigung die-
ses SPD-Antrags widerspricht dem Prinzip der Haus-
haltsklarheit und ist darüber hinaus verfassensrecht-
lich bedenklich. 
 

(Unruhe bei der SPD)  
 
Neben den Mitgliedern der Freien Wohlfahrtsverbän-
de gibt es eine Vielzahl gemeinnütziger Einrichtun-
gen. Deren Gemeinnützigkeit und deren soziales En-
gagement stehen außer Frage. Sie kämen dennoch 
nicht in den Genuss der Gebührenbefreiung. Befreit 
man nur einige der gemeinnützigen Einrichtungen 
und andere nicht, würde man im Wesen Gleiches 
ungleich behandeln bzw. gemeinnützige Einrichtun-
gen mittelbar zum Beitritt in einen anderen begüns-
tigten Verband bewegen. Gerichtliche Streitigkeiten 
wären vorprogrammiert. Der Wegfall der Gebühren-
befreiung für Wohlfahrtsverbände darf jedoch nicht 
dahin gehend missverstanden werden - und hier be-
kräftige ich noch mal das Gesagte von Frau Kolle-
gin Lehmann -, dass der Freistaat sich künftig aus 
jeglicher Förderung zurückziehen will. Nein, im Ge-
genteil! Wir sind gerade mit unserer Destinatärre-
gelung für die LIGA beispielgebend auch für an-
dere Bundesländer. Über 5 Mio. € erwarten wir in 
diesem Jahr an Einnahmen für die LIGA der Freien 
Wohlfahrtspflege aus der Staatslotterie.  
 
Der Gesetzentwurf zum Thüringer Verwaltungskos-
tengesetz gab auch Anlass, im Ausschuss über die 
Kostenregelung des verwaltungsrechtlichen Wider-
spruchsverfahrens zu diskutieren. Die Widerspruchs-
gebühr wird nicht neu eingeführt, das hat Herr Pidde 
ja ebenfalls erklärt. Die Bearbeitung eines Wider-
spruchs verursacht Kosten, diese Kosten fallen dem 
Widerspruchsführer, also dem Bürger, zur Last, so-
weit er mit seinem Widerspruch nicht Recht behält. 
Diese grundsätzliche Regelung ist im geltenden Thü-
ringer Verwaltungskostengesetz ebenso verankert 
wie im vorliegenden Gesetzentwurf. Dies entspricht 
der grundsätzlichen Kostentragungsregelung in allen 
Verwaltungsstreitigkeiten, auch in gerichtlichen Ver-
fahren. Der Widerspruch wird bisher als ein beson-
deres kostenpflichtiges Verwaltungsverfahren ge-
sehen. Vor diesem Hintergrund erschien eine be-
sondere Regelung entbehrlich. Die Höhe der Wider-
spruchsgebühr wurde in der Anlage 1 § 1 der Thürin-
ger Allgemeinen Verwaltungskostenordnung geregelt. 
Sie beträgt bisher eine Mindestgebühr von 5 € und 
eine Höchstgebühr von 2.500 €. Diese Mindestge-
bühr von 5 € war nicht mehr geeignet, den Aufwand 
bei der Bearbeitung eines Widerspruchs zu decken. 
Der Gesetzentwurf sieht jetzt eine Mindestgebühr 
von 30 € vor. Wenn man berücksichtigt, dass Kos-
ten für eine Stunde Zeitaufwand im gehobenen Dienst 
ca. 44 € für den Freistaat betragen, so ist die Min-
destgebühr von 30 € eine der unteren Grenze. Es 
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gibt Bundesländer, die bei Weitem darüber liegen. Die 
nunmehr gesetzliche Normierung dient der Rechts-
klarheit. Im Interesse des Verwaltungskostenschuld-
ners wurden die Regelungen detailliert und damit 
nachvollziehbar gefasst. Für die Fälle einer Erledi-
gung des Widerspruchs regelt ein anderes Gesetz, 
nämlich das Thüringer Verwaltungsverfahrensgesetz, 
die Kostentragung. Über die Kosten ist nach billi-
gem Ermessen zu entscheiden. Im Übrigen besteht 
auch weiterhin die Möglichkeit der so genannten Bil-
ligkeitsanordnung. Nach den Entwurfsregelungen 
wird es im geltenden Verwaltungskostengesetz wei-
terhin möglich sein, für bestimmte Arten von Amts-
handlungen von der Erhebung einer Gebühr ganz 
oder zum Teil abzusehen, auch dann, wenn eigent-
lich Gebühren festzusetzen wären. Dies kann der 
Fachminister im Einvernehmen mit dem Finanzmi-
nister entscheiden. Das Thüringer Innenministerium 
prüft derzeit den Erlass einer entsprechenden Anord-
nung. Der Gesetzentwurf sieht für den Fachminis-
ter darüber hinaus das Recht vor, und das ist neu, 
auch Auslagen nicht mehr zu erheben in der Billig-
keitsregelung. In allen Fällen, in denen der Wider-
spruch zurückgenommen wurde, ist es bisher eben-
falls und jetzt geregelt, entsteht übrigens keine Wider-
spruchsgebühr.  
 
Mit dem vorliegenden Gesetzentwurf, meine sehr ge-
ehrten Damen und Herren, setzt Thüringen einen 
neuen Maßstab für ein modernes, rechtssicheres und 
anwenderfreundliches Gesetzeswerk. Das kommt 
auch in vielen Anhörungsprotokollen zum Ausdruck. 
Es ist aus den seit seiner Entstehung 1991 gesam-
melten fundierten Erfahrungen entstanden und es 
ist an den Mustergesetzentwurf, der von Bund und 
Ländern erarbeitet wurde, angelehnt. Dieser Gesetz-
entwurf ist bisher in Baden-Württemberg und jetzt in 
Thüringen umgesetzt. Also wir sind hier, Herr Ku-
schel, weiß Gott nicht im Zeitverzug. Vielleicht wä-
re dort, wo Ihre Linkspartei mitregiert, ein bisschen 
mehr Zeit angebracht, sich diesem zu widmen.  
 
Die eingebrachten Definitionen in den Gesetzent-
wurf dienen der Rechtsklarheit. Das Gesetz wird auf-
grund seiner Bestimmtheit zur Vermeidung von Strei-
tigkeiten zwischen Bürgern und Verwaltung beitra-
gen, es leistet damit einen Beitrag zur Verwaltungs-
vereinfachung. Der Verwaltungsvereinfachung dient 
ebenso, dass die Thüringer Behörden untereinander 
keine Gebühr mehr in Rechnung stellen.  
 
Ich bitte, dem Gesetzentwurf zuzustimmen und den 
Antrag der SPD abzulehnen. Vielen Dank. 
 

(Beifall bei der CDU) 
 
 
 
 

Vizepräsidentin Dr. Klaubert: 
 
Der Abgeordnete Kuschel hat noch eine Wortmel-
dung signalisiert.  
 
Abgeordneter Kuschel, Die Linkspartei.PDS: 
 
Frau Präsidentin, meine sehr geehrten Damen und 
Herren, insbesondere infolgedessen, was Frau Leh-
mann hier ausgeführt hat und auch die Finanzmi-
nisterin, machen sich noch einmal ein paar Anmer-
kungen erforderlich.  
 
Frau Ministerin, Sie haben gesagt, mit dem Gesetz 
setzt das Land neue Maßstäbe. Das ist unbestrit-
ten. Aber das müssen ja nicht immer positive Maß-
stäbe sein, vielleicht aus Sicht der Verwaltung ja, 
aber hinsichtlich des Umgangs mit dem Bürger ha-
ben wir erhebliche Zweifel, ob tatsächlich diese Maß-
stäbe für eine bürgerfreundliche Verwaltung geeignet 
sind.  
 
Frau Lehmann, Sie haben sicherlich registriert, dass 
ich während Ihrer Rede entgegen Ihrer Fraktions-
mitglieder Ihnen Beifall gezollt habe. Dass Ihre Frak-
tion da nicht klatscht, müssen Sie mit Ihrer Fraktion 
abklären. Aber ich habe das bewusst gemacht, weil 
Sie zu Recht Forderungen hier an die Landesregie-
rung gestellt haben hinsichtlich der Gebührenfrei-
heit für die anhängigen Widerspruchsverfahren im 
Bereich Wasser, die sich durch die gesetzliche Neu-
regelung nun erledigt haben. Ich wünsche Ihnen 
nur die Kraft, dass Sie diese Forderungen gegen-
über der Landesregierung hier nicht nur verbal vom 
Rednerpult äußern, sondern sie tatsächlich auch in 
der Praxis umsetzen, denn die Leute draußen war-
ten darauf und ich hoffe, es war nicht nur eine Aus-
sage mit Blick auf den bevorstehenden Sonntag und 
am Montag erinnern Sie sich nicht mehr daran. Sie 
können sich sicher sein, ich werde überall im Land 
erzählen, was Sie hier vom Rednerpult verkündet 
haben.  
 

(Beifall bei der Linkspartei.PDS) 
 
Da Sie der Mehrheitsfraktion angehören und da es 
Ihre Landesregierung ist, gehe ich einmal davon aus, 
dass Ihre Landesregierung Sie nicht im Regen ste-
hen lässt, wie in der Vergangenheit manchmal schon 
geschehen. Frau Lehmann, Sie haben darüber hi-
naus zu Recht darauf verwiesen, mit dem Gesetz 
soll es auch zu einer Art Entbürokratisierung kom-
men, zu Verwaltungsvereinfachungen, und haben 
aber in Ihrer Rede ein Beispiel genannt, das genau 
das Gegenteil belegt. Sie haben gesagt, die LIGA 
der Freien Wohlfahrtsverbände bekommt 5 Mio. €, 
die persönliche Gebührenfreiheit fällt weg, aber sie 
könnten ja einen Antrag im Einzelfall auf Gebüh-
renfreiheit für Verwaltungshandeln stellen. Sie wer-
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den zugestehen, dass das kein Beitrag zur Verwal-
tungsvereinfachung ist, sondern das verkompliziert 
Verfahren, weil nämlich natürlich aus der finanziel-
len Not heraus jeder Mitgliedsverband der Freien 
Wohlfahrtspflege dann derartige einzelne Anträge 
stellen wird, und das bindet natürlich dann entspre-
chend wieder das Verwaltungshandeln. Besonders 
bedenklich finde ich es immer, wenn Vertreter der 
Landesregierung, in dem Fall die Finanzministerin, 
versuchen, Probleme dieses Landes nicht politisch zu 
lösen, sondern rechtlich, weil ich mich dann immer 
frage: Was machen wir hier in diesem Hause? Sol-
len wir die Sache nicht lieber einem Gericht über-
lassen? Wenn man Ihrer Argumentation folgt, sind 
die Richter in diesem Land so etwas wie die mora-
lische Instanz, die letztlich darüber zu entscheiden 
haben, wohin sich dieses Land entwickelt. Diese Ent-
wicklung betrachte ich als sehr bedenklich. Ich ge-
he davon aus, wir sind hier ein Landtag, der poli-
tische Entscheidungen trifft, natürlich in einem vor-
handenen Rechtsrahmen. Wenn Sie hier verfas-
sungsrechtliche Bedenken hinsichtlich der persön-
lichen Gebührenfreiheit für die Wohlfahrtsverbände 
äußern, betonen Sie im gleichen Atemzug, dass of-
fenbar neun Bundesländer in dieser Bundesrepublik 
verfassungswidrig handeln. Ich glaube, wir haben 
in unserem Land genug zu tun. Wir sollten uns nicht 
dazu äußern, was andere Länder machen, aber ich 
kann mir kaum vorstellen, dass es in diesem Land 
möglich ist, dass neun Länder verfassungswidrig han-
deln. Im Übrigen wäre das auch das Eingeständ-
nis, dass Ihre Landesregierung bisher 15 Jahre ver-
fassungswidrig gehandelt hat, denn seit 15 Jahren 
gilt die persönliche Gebührenfreiheit für die Wohl-
fahrtsverbände. Ihre Argumente sind hier wenig über-
zeugend, wenn Sie es versuchen ausschließlich 
rechtlich zu begründen. Sie sollten offen sagen, Sie 
wollen es politisch nicht mehr, dass die Mitglieds-
verbände der LIGA der Freien Wohlfahrt für Verwal-
tungshandeln gebührenbefreit sind. Das wäre doch 
wenigstens ein ehrliches Wort 
 

(Beifall bei der Linkspartei.PDS) 
 
und dann können das auch die Wohlfahrtsverbän-
de einschätzen und entsprechend bewerten.  
 
Einen weiteren Verweis haben Sie hinsichtlich der 
Haushaltslage getroffen. Wenn ich Sie richtig ver-
standen habe, ist die Haushaltssituation ein Haupt-
argument dafür, diese persönliche Gebührenfreiheit 
für die Wohlfahrtsverbände aufzuheben. Also, wenn 
ich es anders formulieren soll: Sie haben das Land 
finanziell ruiniert und die Freien Wohlfahrtsverbän-
de sollen jetzt einen Beitrag leisten, Ihre Fehlleis-
tungen - zumindest in Teilen - zu korrigieren. Auch 
das ist eine Sache, wo man sagen muss: alle Ach-
tung.  
 

(Beifall bei der SPD) 
 
Noch eine letzte Bemerkung zu den Widerspruchs-
gebühren: Sie haben es selbst gesagt, wenn Sie 
die Eingangs- oder Mindestgebühren im Wider-
spruchsverfahren von 5 € auf 30 € erhöhen, dann 
kommt das zu einer Verteuerung und ist eine zu-
sätzliche Hürde. Sie müssen sich vorstellen, ich neh-
me mal ein Beispiel, ich wohne im Ilm-Kreis, bei 
uns beträgt die Abfallgebühr 63 € im Jahr. Wenn 
ich dagegen Widerspruch einlege, dann muss ich 
jetzt schon mit einer Mindestgebühr von 30 € rech-
nen. Dass das natürlich Leute abhält, dieses Recht 
wahrzunehmen, weil sie natürlich die Gebührenhö-
he vom Bescheid gegen die anfallenden Verwaltungs-
kosten abwägen, ist doch wohl klar. Hinzu kommt, 
dass Sie die Gebühr neu kalkulieren, nämlich dass 
zu den bisherigen Aufwendungen die kalkulatorischen 
Abschreibungen und Zinsen kommen. Das führt zu 
einer weiteren Verteuerung. Da habe ich so das Ge-
fühl, Sie wollen ganz bewusst, dass Verwaltung mög-
lichst ohne Bürger stattfindet. Die wäre so schön, 
wenn da der Bürger nicht wäre. Sie sollten doch froh 
sein, wenn sich Bürger noch mal an die Verwaltung 
wenden und sagen, ich bitte noch mal um Überprü-
fung ihres Verwaltungshandelns. Das ist auch ein 
Ausdruck von Vertrauen. Denn wenn ich in die Be-
hörde kein Vertrauen habe, dann mache ich da auch 
keinen Widerspruch mehr.  
 

(Beifall bei der Linkspartei.PDS) 
 
Das ist auch Vertrauen in den Rechtsstaat. Sie soll-
ten es also positiv formulieren und da sollten Sie 
nicht einfach eine finanzielle Hürde aufbauen, son-
dern sollten sagen: Liebe Bürger, jawohl, es ist euer 
Recht, dass das Verwaltungshandeln noch mal über-
prüft wird. Und eigentlich müsste dafür - ich hatte 
das ja schon vorhin betont - Gebührenfreiheit be-
stehen, weil nur dann der Bürger dieses Recht wahr-
nimmt. Der Widerspruch ist übrigens dann auch Aus-
druck von Verwaltungshandeln.  
 

(Unruhe bei der CDU) 
 
Jede Behörde, die ordnungsgemäß mit ihren Bür-
gern arbeitet, braucht Widersprüche nicht zu befürch-
ten, weil sie dann höchstens im Einzelfall kommen, 
aber nicht als Masse.  
 

(Beifall Abg. Sedlacik,  
Die Linkspartei.PDS) 

 
Dass Sie im Wasserbereich mit einer Flut von Wi-
dersprüchen zu tun haben, war das Ergebnis Ihrer 
gescheiterten Abgabenpolitik, die Sie ja selbst kor-
rigiert haben. Insofern waren Sie lernfähig, weil Sie 
den Mut hatten, nach zehn Jahren endlich einzu-
gestehen, dass das, was Sie das letzte Jahrzehnt 
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gemacht haben, eben fehlerhaft war. Danke.  
 

(Beifall bei der Linkspartei.PDS) 
 
Vizepräsidentin Dr. Klaubert: 
 
Die Finanzministerin hat sich noch einmal zu Wort 
gemeldet. Bitte schön. 
 
Diezel, Finanzministerin: 
 
Also, Herr Kuschel, meine sehr geehrten Damen und 
Herren, einige Sachen müssen hier schon einmal 
richtig gestellt werden. Ich bitte Sie, demnächst richtig 
hinzuhören und richtig zu lesen, Herr Kuschel. Die 
neun Länder, die freigestellt haben, die haben alle im 
Sinne der Steuerrechts tätigen Wohlfahrts- und mild-
tätigen Verbände der Gemeinnützigkeit freigestellt. 
Das sind alle. Hier sollten nur die LIGA der Wohl-
fahrtsverbände und deren Verbände freigestellt wer-
den. Das wäre eine Ungleichbehandlung der ande-
ren, im Kulturbereich, in vielen anderen Bereichen, 
als steuerlich mildtätig behandelte Verbände, die 
im Steuerrecht mildtätig behandelt werden. Das ist 
der Unterschied.  
 

(Beifall bei der CDU) 
 

(Zwischenruf aus der Linkspartei.PDS-
Fraktion: Das ist nicht verfassungsge-
mäß?) 

 
Ja, das habe ich doch eben erklärt.  
 

(Unruhe bei der Linkspartei.PDS) 
 
Nein. Und so ein bisschen die Bemerkung, die Rich-
ter, diese moralische Instanz, wir haben eben die 
Verfassungsrichter gewählt, gestatten Sie mir die 
persönliche Bemerkung: Ich 
 

(Zwischenruf Abg. Gentzel, SPD:  
Hey, nicht so schnippisch.) 

 
sehe den Rechtsstaat und die Richter, die wir heu-
te gewählt haben, schon als moralische Instanz mit 
in diesem Land. 
 

(Beifall bei der CDU) 
 
Noch einmal zur Klarstellung: Sie wollten die Befrei-
ung nicht aller Mildtätigen im Sinne des Steuerrechts. 
Wir sagen, wir befreien keinen, aber wir haben die 
Billigkeitsregelung, im Einzelfall von der Gebühr zu 
befreien. Das handhaben der Bund und viele an-
dere Länder genauso. Vielen Dank. 
 

(Beifall bei der CDU) 
 

Vizepräsidentin Dr. Klaubert: 
 
Mir liegen jetzt keine weiteren Redeanmeldungen 
vor, so dass ich die Aussprache schließen kann und 
wir zu den Abstimmungen kommen. Als Erstes stim-
men wir ab über den Änderungsantrag der Frak-
tion der SPD in der Drucksache 4/1221. Es gibt ei-
nen Geschäftsordnungsantrag. Bitte, Herr Abgeord-
neter Höhn. 
 
Abgeordneter Höhn, SPD: 
 
So ist es, Frau Präsidentin; ich beantrage für diese 
Abstimmung namentliche Abstimmung. 
 
Vizepräsidentin Dr. Klaubert: 
 
Wir stimmen über den Änderungsantrag der Fraktion 
der SPD namentlich ab. Ich bitte die Schriftführer, 
die Stimmkarten einzusammeln.  
 
Ich nehme an, es hatte jeder die Möglichkeit, seine 
Stimmkarte abzugeben. Ich bitte um das Auszäh-
len.  
 
Mir liegt das Ergebnis der namentlichen Abstim-
mung zum Änderungsantrag in Drucksache 4/1221 
vor. Es wurden 77 Stimmen abgegeben, mit Ja ha-
ben 33 gestimmt, mit Nein 44, es gab keine Enthal-
tungen (namentliche Abstimmung siehe Anlage 1). 
Der Änderungsantrag ist damit abgelehnt.  
 
Nun stimmen wir, weil die Beschlussempfehlung des 
Haushalts- und Finanzausschusses die Annahme 
des Gesetzentwurfs vorsieht, gleich über den Ge-
setzentwurf der Landesregierung in der Drucksache 
4/912 nach zweiter Beratung ab. Wer für diesen Ge-
setzentwurf stimmt, den bitte ich um das Handzei-
chen. Danke schön. Die Gegenstimmen bitte. Dan-
ke schön. Gibt es hier Stimmenthaltungen? Stimm-
enthaltungen gibt es nicht. Die Zustimmung mit Ja 
ist eine Mehrheit und damit ist der Gesetzentwurf 
angenommen.  
 
Das bitte ich in der Schlussabstimmung zu doku-
mentieren. Wer für den Gesetzentwurf ist, den bitte 
ich, sich von den Plätzen zu erheben. Danke schön. 
Wer gegen den Gesetzentwurf stimmt, den bitte ich 
jetzt, sich von den Plätzen zu erheben. Danke schön.  
 

(Heiterkeit im Hause) 
 
Gibt es hier vielleicht Stimmenthaltungen überra-
schenderweise? Die gibt es nicht. Der Gesetzent-
wurf ist damit angenommen. 
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Ich rufe den Tagesordnungspunkt 4 auf 
 

Fünftes Gesetz zur Änderung des  
Thüringer Beamtengesetzes 
Gesetzentwurf der Landesregierung 
- Drucksache 4/917 - 
dazu: Beschlussempfehlung des Innen- 

ausschusses 
- Drucksache 4/1173 - 

ZWEITE BERATUNG 
 
Frau Groß ist zur Berichterstatterin bestimmt wor-
den. Ich bitte um die Berichterstattung, Frau Abge-
ordnete Groß. 
 
Abgeordnete Groß, CDU: 
 
Sehr geehrte Frau Präsidentin, meine sehr verehr-
ten Damen und Herren, der Entwurf des Gesetzes 
„Fünftes Gesetz zur Änderung des Thüringer Be-
amtengesetzes“ wurde von der Landesregierung in 
die Plenarberatung am 02.06.2005 eingebracht und 
in erster Beratung behandelt. Der Gesetzentwurf wur-
de in dieser Plenartagung einstimmig an den Innen-
ausschuss überwiesen. Es handelt sich hier um eine 
Anpassung des Thüringer Beamtengesetzes. Durch 
die Modernisierung der Verwaltung in Thüringen er-
folgen Veränderungen in der Struktur, das heißt Ver-
schmelzungen und Auflösungen von Behörden, so 
dass sich hier modernisierungsbedingte Freisetzun-
gen von Personal in der öffentlichen Verwaltung er-
geben.  
 
Der Innenausschuss hat sich in seiner Ausschuss-
beratung am 23.06.2005 mit dem Gesetzentwurf be-
fasst. Es gab Einigkeit, dass eine Anhörung erfol-
gen soll. Mehrheitlich wurde eine schriftliche Anhö-
rung beschlossen. Angehört wurden die kommunalen 
Spitzenverbände, der Thüringer Beamtenbund, der 
DGB, ver.di, die Gewerkschaft der Polizei und die 
Deutsche Polizeigewerkschaft Thüringen. In seiner 
Beratung am 02.09. erfolgte eine Auswertung der 
Anhörung. In den Anhörungen waren oft Zustimmung 
zum Gesetz, aber natürlich auch Bedenken zu fin-
den. Wichtig war, dass im Gesetzentwurf die Zu-
stimmung der betroffenen Beamten für den Eintritt 
in den vorzeitigen Ruhestand festgeschrieben wur-
de. In der Beratung stellte sich heraus, dass es sich 
hierbei mit diesem Gesetzentwurf um einen Baustein 
der angestrebten Einsparungen im Land Thüringen 
handelt.  
 
Die Beschlussempfehlung des Innenausschusses in 
Drucksache 4/1173 liegt vor. Hier wird Annahme 
empfohlen. Danke schön. 
 

(Beifall bei der CDU) 
 
 

Vizepräsidentin Dr. Klaubert: 
 
Ich eröffne die Aussprache. Für die Fraktion der 
Linkspartei.PDS hat sich der Abgeordnete Hauboldt 
zu Wort gemeldet. 
 
Abgeordneter Hauboldt, Die Linkspartei.PDS: 
 
Frau Präsidentin, meine Damen und Herren Abge-
ordneten! Herr Baldus, ich kann Sie beruhigen, wir 
sind identisch, Linkspartei.PDS, ich weiß, Sie haben 
da noch ein bisschen Probleme. Wir sorgen für Auf-
klärung, keine Bange. 
 

(Zwischenruf Baldus, Staatssekretär: 
Zum Namen der PDS.) 

 
Wir beraten heute, meine Damen und Herren, in 
zweiter Lesung das „Fünfte Gesetz zur Änderung des 
Thüringer Beamtengesetzes“. Ich habe den Eindruck, 
so richtig reißt das Beamtengesetz die Mehrheit die-
ses Hauses nicht vom Hocker. Auch die entspre-
chende ministerielle Ebene ist diesbezüglich besetzt.  
 

(Zwischenruf Abg. Höhn, SPD: Oh doch!) 
 
 Ich will das nicht werten, Entschuldigung. 
 

(Zwischenruf Abg. Höhn, SPD: Wieso, 
die liegen doch alle schon darnieder.) 

 
Grundlage des in Drucksache 4/917 vorliegenden 
Gesetzentwurfs der Landesregierung bildet das Bun-
desbeamtenrechtsrahmengesetz, denn das eröff-
net ja für den Landesgesetzgeber Spielräume, die 
mit dem vorliegenden Entwurf ausgestaltet werden. 
Neu geregelt wird mit der Einführung des § 41a die 
modernisierungsbedingte Freisetzung von Personal 
in der öffentlichen Verwaltung. Des Weiteren wer-
den die arbeitsmarktpolitischen Instrumente der Be-
urlaubung, § 76 d, und der begrenzten Dienstfähig-
keit, § 46 a, dauerhaft verankert. Thüringen zieht da-
mit in Analogie zu anderen Bundesländer nach, ohne 
aber - das möchte ich betonen - eine umfassende 
Aufgabenkritik vorgenommen zu haben. Wir vermis-
sen auch die finanzielle Untersetzung. Hier sage ich 
ganz deutlich, dass auch Anfragen im Ausschuss 
diesbezüglich nicht beantwortet werden konnten oder 
wollten.  
 
Meine Damen und Herren, rechtlich ist ja die vierte 
Novelle nicht zu beanstanden, was auch aus den 
zugegangenen Stellungnahmen - meine Vorredne-
rin hat darauf verwiesen - im Rahmen der schrift-
lichen Anhörung deutlich geworden ist. Daher ver-
weigern wir uns dem gegenständlichen Gesetzes-
werk auch nicht gänzlich. Wir haben aber, das will 
ich hier noch einmal ausführen, wesentliche Beden-
ken. Auch im Rahmen der schriftlichen Anhörung 
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fand das Änderungsgesetz keine gänzlich vorbe-
haltlose Zustimmung. Es sind Bedenken geäußert 
worden, die auch für uns von bedeutender Natur 
sind und die wir daher nochmals aufgreifen und dar-
legen wollen. Auf Bemerkungen genereller Art zur 
Entwicklung des Beamtentums will ich heute nicht 
wesentlich eingehen, zumal ich ja hier in meinem 
ersten Redebeitrag zur ersten Lesung bereits et-
was ausführlicher darauf eingegangen bin. Ich möch-
te aber trotzdem die Gelegenheit nutzen, um et-
was Werbung zu machen für eine Internetseite der 
Gewerkschaft der Polizei, die mich diesbezüglich 
beeindruckt hat, wo formuliert wird - Sie gestatten, 
Frau Präsidentin, dass ich kurz zitiere: „Vom Fürs-
tendiener zum Beamten im modernen Rechtsstaat“. 
Ich denke, das sollte man sich noch einmal zu Ge-
müte führen. Historisch betrachtet, ist es ein frühes 
Kind der Monarchie. Seine Anfänge lassen sich in 
Deutschland bis in das 16. Jahrhundert zurückver-
folgen. Damals waren Beamte Diener des Fürsten. 
Doch allmählich übertrug sich die Bindung an den 
einzelnen Feudalherren auf den Staat allgemein. 
Die Beamten wurden zu Staatsdienern. Ich darf auch 
darauf verweisen: Das allgemeine preußische Land-
recht von 1794 enthält das erste Kompendium des 
Beamtenrechts in Deutschland. Ein Berufsbeam-
tentum, vergleichbar mit dem, wie wir es heute ken-
nen, bildete sich erst im Laufe des 19. Jahrhunderts 
aus. Zu Kaisers Zeiten und in der Weimarer Re-
publik hatte sich das Berufsbeamtentum längst etab-
liert. Die Nazi-Diktatur, die viele Staatsorgane für 
ihre Verstöße und Verbrechen missbrauchte, brachte 
die Beamtenschaft in die schwerste Krise ihres Be-
stehens. Nach 1945 schwebten über der Zukunft 
des Beamtentums in Deutschland deshalb zunächst 
große Fragezeichen. Das Grundgesetz, meine Da-
men und Herren, schuf eine neue Grundlage für das 
Berufsbeamtentum im demokratischen Rechtsstaat. 
Doch was für mich neu war und was auch viele 
von Ihnen sicherlich nicht wissen, ist, das Berufs-
beamtentum als Institution ist im Grundgesetz gar 
nicht explizit festgeschrieben. Artikel 33 Abs. 4 und 5 
der Verfassung sprechen ja lediglich vom öffent-
lichen Dienst. Das zeigt eigentlich, dass es da noch 
viel Bewegungsspielraum und Verhandlungsspiel-
raum gibt. Ich habe die Hoffnung, meine Damen und 
Herren, dass auch der neue Bundestag sich grund-
sätzlich mit dieser Problematik auseinander setzen 
muss und auseinander setzen wird. Logischerweise 
habe ich auch die Hoffnung, dass sich eine Frak-
tion Linkspartei dieser Thematik im neuen Bundes-
tag annehmen wird.  
 
Einen Punkt möchte ich kurz in Erinnerung rufen und 
nochmals herausgreifen. Ich denke, der Mut zu ei-
ner wirklichen Reform kann der Landesregierung hier 
in diesem Hause abgesprochen werden. Die PDS-
Fraktion hatte immer wieder betont, dass sie das 
Beamtenrecht für überholt hält. Es ist letztlich da-

rauf gerichtet, die öffentliche Verwaltung zu spal-
ten. Wir setzen uns - und das sage ich auch ganz 
deutlich - dafür ein, ein einheitliches öffentliches 
Dienstrecht zu schaffen.  
 
Nun zu unseren Bedenken, die auch in den Zuschrif-
ten der Verbände und Gewerkschaften angemahnt 
wurden. So wurde beispielsweise die Befürchtung 
geäußert, dass die Nutzung des in § 41 a vorge-
sehenen Personalsteuerungsinstruments in einzel-
nen Verwaltungszweigen mit einem hohen Verlust 
an Sach- und Fachkompetenz einhergehe. Des Wei-
teren wurde kritisiert, dass diese Bestimmungen 
die Möglichkeiten eröffnen, Druck auf unliebsame 
Beamte auszuüben, sich freiwillig in den einstwei-
ligen Ruhestand versetzen zu lassen. Hier sage 
ich auch, meine Damen und Herren, ich kann mich 
noch ganz deutlich an eine ähnliche Vorgehens- 
und Verfahrensweise erinnern, sprich: Floating-Mo-
delle bei den Thüringer Lehrerinnen und Lehrern.   
 
Ich frage auch Frau Diezel - jetzt ist sie nicht mehr 
im Raum -: Wie bewerten Sie im Einzelnen diese Be-
denken? Auf die Fragestellung, die wir im Ausschuss 
diesbezüglich geäußert haben, fanden wir keine Re-
sonanz und auf die Antwort warte ich heute noch.  
 
Meine Damen und Herren, unsere Kritik gilt in die-
sem Zusammenhang insbesondere der Personal-
politik der Landesregierung. Nicht nur, dass sie ge-
heim, nicht öffentlich, am Landtag und den Perso-
nalvertretungen vorbei entscheidet. Meine Damen 
und Herren, diese Art von Personalpolitik führt lo-
gischerweise unweigerlich in eine Sackgasse.  
 

(Unruhe bei der SPD) 
 
Das vorliegende Gesetz soll primär als Personal-
steuerungsinstrument genutzt werden, was im Grund-
satz legitim ist und auch funktionieren kann, sofern 
man einen Schritt nach dem anderen macht und 
nicht den zweiten vor dem ersten. Es ist wichtig und 
dringend notwendig, dass personalwirtschaftliche 
Maßnahmen durchdacht und untersetzt sind, Eigen-
schaften, die die Politik der Landesregierung bis heu-
te vermissen lässt. So stellt sich uns die Frage, ob 
die Landesregierung schon Vorstellungen für die zu-
künftige Personalstruktur hat. Das Gesetz ist eine 
Reaktion auf die Überverwaltung Thüringens, auf 
die Forderung nach Personalabbau sowie der An-
ordnung desselben. Der Ministerpräsident hat ja in 
seiner Regierungserklärung im September 2004 ver-
kündet, 7.400 Stellen bis 2009 einsparen zu wol-
len. Das in Folge erarbeitete und im März 2005 vor-
gestellte Behördenstrukturkonzept der Landesregie-
rung ist nach unserer Auffassung - das haben wir 
mehrfach betont - konzeptions- und planlos. Einem 
sinnlosen Personalabbau soll letztendlich damit der 
Weg geebnet werden.  
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Meine Damen und Herren, wenn schon Personalab-
bau, dann muss auch geregelt sein, wer letztendlich 
die Arbeit machen soll. Die Frage, wer den verblei-
benden Arbeitsaufwand erledigt, bleibt offen. Auch 
bis heute sind Sie diese Antwort schuldig geblie-
ben. Die Einführung der Arbeitszeitverlängerung für 
Beamte um zwei Wochenstunden löst das Problem 
nicht. Frust und Demotivation unter den Beamten, 
die in der Vergangenheit schon von Kürzungsmaß-
nahmen bezüglich des Urlaubs- und Weihnachts-
geldes betroffen waren, werden die Folge sein. Wie 
Sie vielleicht vor Kurzem in der Presse verfolgt ha-
ben, hat ein Viertel der 33.000 Thüringer Beamten 
gegen die Weihnachtsgeldkürzungen Widerspruch 
eingelegt. Von welchen Kriterien lässt sich also un-
sere Fraktion leiten? Auch wir sehen die Notwen-
digkeit eines Personalabbaus in der Thüringer Lan-
desverwaltung, aber - und darin unterscheiden wir 
uns gänzlich - der Weg dahin muss ein grundsätz-
lich anderer sein.  
 

(Zwischenruf Abg. Buse, Die Linkspar-
tei.PDS: Mit den Ministern haben wir 
schon angefangen. Keiner mehr da.)  

 
Das ist ein teurer Vorschlag. Die Landesregierung 
betreibt Politik, gekennzeichnet durch ungezielten 
Stellenabbau nach dem Zufallsprinzip. Damit wird die 
Leistungsfähigkeit des öffentlichen Dienstes gefähr-
det. Wir fordern eine umfassende Aufgabenkritik des 
öffentlichen Dienstes. Nur im Ergebnis solcher Un-
tersuchungen nachgewiesene Stelleneinsparungen 
gewährleisten letztendlich den Erhalt der Leistungs-
fähigkeit des öffentlichen Dienstes und sichern da-
bei gleichzeitig die Interessen der Beschäftigten. Auch 
wir sehen Probleme im Kompetenzverlust der Thü-
ringer Verwaltung, hier wird an der falschen Stelle ge-
spart. Mit zukunftsweisender Novellierung hat das 
nichts zu tun, es geht lediglich um die Kürzung der 
finanziellen Mittel. Es sollen Personalkosten einge-
spart und eine unmittelbare Haushaltsentlastung rea-
lisiert werden. Die Einspareffekte, die man sich da-
von verspricht, konnte die Landesregierung bisher 
nicht beziffern und finanziell unterlegen. Angaben 
zum Einsparvolumen ist sie bisher schuldig geblie-
ben. Eine Folgenabschätzung fehlt. Auch die Kon-
sequenz der Inanspruchnahme der durch das Gesetz 
eröffneten Möglichkeiten für den Einzelnen bleibt 
im Dunkeln. So geht beispielsweise die frühzeitige 
Versetzung in den Ruhestand mit erheblichen Ver-
sorgungsabschlägen einher. Dies wird insbesondere 
die ostdeutschen Beamtinnen und Beamten treffen, 
die ja aufgrund späterer Verbeamtungen noch kei-
ne vollen Pensionsansprüche erworben haben. Und 
da sage ich auch, die Beamtinnen und Beamten aus 
den alten Bundesländern, die ja Anfang der 90er-
Jahre mit Buschzulage von der Notwendigkeit des 
Verwaltungsaufbaus Ost überzeugt wurden, können 
nun per Gesetz ab 50 Jahren den einstweiligen Ru-

hestand in vollen Zügen genießen. Das ist, denke 
ich, der Unterschied zu den ostdeutschen Beam-
tinnen und Beamten. Aber, meine Damen und Her-
ren, Beamte kosten Geld, nicht nur wenn sie arbei-
ten, auch wenn sie nicht arbeiten. Ich denke, auch 
im Ruhestand wird die finanzielle Belastung weiter-
hin enorm sein.  
 
Meine Damen und Herren, zusammenfassend kann 
festgestellt werden, man kann aufgrund des origi-
nären Grundes der Gesetzesänderung dieses sehr 
kritisch sehen. Im Vordergrund des Gesetzes ste-
hen die leeren öffentlichen Kassen. Arbeitszeitan-
teile, auf die die Beschäftigten verzichten, sollen aus-
schließlich zum Stellenabbau benutzt werden. Um 
aus der Schuldenfalle herauszukommen und um 
sinnvolle Perspektiven für den Freistaat zu schaffen, 
braucht Thüringen eine planvolle strukturelle und im 
Gesamtkonzept eingekleidete Veränderung und Ein-
sparmaßnahmen, die mit den Beschäftigten und Be-
troffenen gemeinsam erarbeitet werden müssen. Der 
Mut zu solchen Entscheidungen fehlt der Landes-
regierung. Sie verweigert sich letztendlich der ge-
samten Problematik. Die Linkspartei.PDS-Fraktion 
setzt sich jedoch mit aller Entschiedenheit auch wei-
ter dafür ein. Ich danke Ihnen. 
 

(Beifall bei der Linkspartei.PDS) 
 
Vizepräsidentin Dr. Klaubert: 
 
Ich mache mal eine Anmerkung zur Geschäftsord-
nung, weil das jetzt debattiert worden ist während 
der Rede des Abgeordneten Hauboldt. Nach § 34 
kann ein Mitglied der Landesregierung auf Antrag 
herbeigerufen werden, wenn eine Fraktion oder zehn 
Abgeordnete den Antrag stellen. Falls Ihnen die An-
wesenheit des Staatssekretärs und des Sozialminis-
ters nicht reicht, müssten Sie das tun. Alle anderen 
Fragen sind Fragen der politischen Kultur und des 
politischen Stils. 
 

(Beifall bei der Linkspartei.PDS, SPD) 
 
Das bezieht sich aber gleichermaßen auf die Re-
gierungsbank wie auf die Bänke der Abgeordne-
ten, das möchte ich auch dazu noch anmerken vor 
unseren Besuchern auf der Zuschauertribüne. 
 

(Zwischenruf Abg. Becker, SPD: Aber 
prozentual stimmt es nicht. Da ist die 
Landesregierung unterlegen.) 

 
Das diskutieren wir jetzt nicht aus. Ich rufe jetzt den 
nächsten Redner auf, und zwar für die SPD-Fraktion 
den Abgeordneten Gentzel. 
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(Zwischenruf Dr. Zeh, Minister für Sozia-
les Familie und Gesundheit: Anwesende 
sind immer von der Kritik ausgenom-
men.) 

 
Ich merke das jetzt mal ausdrücklich an. Auf Zuruf 
des Ministers Dr. Zeh sage ich: Anwesende sind na-
türlich von der Kritik immer ausgenommen. 
 
Abgeordneter Gentzel, SPD: 
 
Frau Präsidentin, meine sehr verehrten Damen und 
Herren, natürlich kann ich mich auch nicht von je-
der Bemerkung zu der Anwesenheit der Landesre-
gierung oder Nichtanwesenheit loseisen. Ich stelle 
zunächst einmal erfreut fest, dass die Mitglieder des 
Innenausschusses, die anwesend sein können, hier 
sind in diesem Raum. Das ist zunächst mal der erste 
Punkt, das halte ich für wichtig. Und als Zweites: Wer 
das parlamentarische System kennt, der weiß und 
hat Verständnis, dass mal ein Minister oder ein 
Staatssekretär nicht da ist, aber das Bild, was Sie 
hier bieten, 
 

(Beifall bei der SPD) 
 
ein Minister und ein Staatssekretär, auch wenn es 
um Beamte geht - Sie sind auch Dienstherr -, dies ist 
in meinen Augen nicht nur eine Missbilligung des Par-
laments, sondern auch eine Missbilligung des Dienst-
herrn seinen Mitarbeitern gegenüber. 
 

(Beifall bei der Linkspartei.PDS, SPD) 
 
Ich sage das ganz ruhig und bedacht, auch aus der 
Erfahrung, dass es mal Kabinette gegeben hat, wo 
besprochen wurde, dass es so etwas nicht gibt. Da 
gab es noch so etwas wie Disziplin, auch in Plenar-
sitzungen, und das heißt, das will ich deutlich sa-
gen, wenn mal einer fehlt oder mal zwei fehlen, das 
ist ja in Ordnung. So funktioniert das. Aber das Bild, 
was Sie heute hier abliefern, ausgerechnet bei einer 
Novelle zum Beamtengesetz, das ist schon traurig. 
 
Vizepräsidentin Dr. Klaubert: 
 
Herr Abgeordneter Gentzel, der Abgeordnete 
Schwäblein möchte Ihnen eine Frage stellen. Ge-
statten Sie das? 
 
Abgeordneter Gentzel, SPD: 
 
Herrn Schwäblein immer. 
 
Vizepräsidentin Dr. Klaubert: 
 
Herr Schwäblein, Sie dürfen Ihre Frage stellen. 
 
 

Abgeordneter Schwäblein, CDU: 
 
Herr Abgeordneter Gentzel, ziehen Sie in Ihre Kri-
tik auch die beiden Vorsitzenden der Oppositions-
fraktionen mit ein? 
 
Abgeordneter Gentzel, SPD: 
 
Ich glaube, ich habe mich ziemlich deutlich zu den 
Abgeordneten, die Träger dieses Gesetzes im We-
sentlichen mit sind, nämlich zu denen im Innenaus-
schuss, und zwar aller Fraktionen, positiv geäußert. 
Ich habe gesagt, dass ich auch Verständnis für ge-
wisse parlamentarische Verfahren habe. Und des-
halb, Herr Schwäblein, muss ich dem, was ich ge-
sagt habe, nichts hinzufügen. 
 

(Beifall bei der SPD) 
 
Meine sehr verehrten Damen und Herren, zur Be-
ratung steht die Drucksache 4/917, Gesetzentwurf 
der Landesregierung, „Fünftes Gesetz zur Änderung 
des Thüringer Beamtengesetzes“ in zweiter Lesung. 
Ich bin der Auffassung, dass wir natürlich im Kern 
dieser heutigen Debatte dieses Gesetz beraten und 
beschließen müssen, aber, ich glaube, wir müssen 
auch darüber diskutieren - und Herr Hauboldt hat 
nach meiner Meinung richtigerweise einen Anfang 
gemacht -, in welchem Umfeld wir dieses Gesetz 
beschließen, und müssen uns dann die Frage stel-
len, egal, wie wir zu diesem Gesetz stehen: Kann es 
denn überhaupt zu der Wirkung kommen, die wir 
uns wünschen?  
 
Bevor ich das Umfeld beleuchte, einige Bemerkun-
gen zum Gesetz: Es ist schon gesagt worden, das 
Gesetz beruht auf dem Beamtenrechtsrahmenge-
setz. Die Landesregierung möchte, dass die Dienst-
herren die Möglichkeit erhalten, auf Veränderungen 
von Behördenstrukturen zu reagieren. Das kann eine 
Abschaffung von Behörden sein, das kann auch das 
Verschmelzen von Behörden sein und da geht es 
um solche Elemente wie Ruhestand, Vorruhestand, 
Beurlaubung bei Bewerberüberhang, begrenzte 
Dienstfähigkeit, Beurlaubung aus arbeitsmarktpoli-
tischen Gründen. Es hat dazu eine Anhörung im In-
nenausschuss gegeben.  
 
Ich will nur ganz kurz sagen, was die Schwerpunk-
te der Anzuhörenden waren. Ich glaube, unstrittig 
sehr wichtig war für uns alle die Meinungsäußerung 
des Thüringer Beamtenbundes. Der Thüringer Be-
amtenbund hat gesagt, also zunächst prinzipiell ei-
ne Zustimmung, hat aber noch mal betont, es ist 
uns besonders wichtig, wenn eine Versetzung eines 
Beamten in den einstweiligen Ruhestand erfolgt, dass 
das nur mit seiner Zustimmung passieren kann. Das 
ist in dem vorliegenden Gesetz nach unserer Auffas-
sung in § 41 a „Versetzung in den einstweiligen Ru-
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hestand bei Auflösung, Verschmelzung und Umbil-
dung von Behörden“ auch zureichend geschehen. 
Der Thüringer Landkreistag hat dem Gesetzentwurf 
zugestimmt, der Gemeinde- und Städtebund hat An-
merkungen gemacht zu der Frage der kommuna-
len Wahlbeamten. Ich will ehrlich sagen, dass ich 
diese Nachfragen des Gemeinde- und Städtebundes 
nicht so 100-prozentig nachvollziehen konnte. Sie 
bezogen sich auch mehr auf die Begründung des 
Gesetzes als auf das Gesetz - ist nach unserer 
Möglichkeit zu vernachlässigen. Zu dem, was der 
DGB gesagt hat, möchte ich gern im zweiten Teil 
meiner Ausführungen kommen. 
 
Ich hatte für die SPD-Landtagsfraktion schon in der 
ersten Lesung angekündigt, dass wir mit diesem Ge-
setz leben können. Es hat sich durch die Anhörung 
und durch die Beratung im Ausschuss daran nichts 
geändert. Deshalb will ich zu diesem Gesetz die Zu-
stimmung der SPD-Landtagsfraktion signalisieren. 
Aber, meine Damen und Herren, ich hatte es schon 
angekündigt, wir müssen das Umfeld betrachten, in 
dem das Gesetz jetzt wirken soll. Und da sage ich, 
dieses Fünfte Gesetz zur Änderung des Thüringer 
Beamtengesetzes steht zum größten Teil im luft-
leeren Raum. Es hätte einen Sinn, einen richtig tie-
fen Sinn, wenn auf Grundlage einer umfassenden 
und klaren Verwaltungsreform gehandelt würde. Aber 
es gibt kein Konzept für eine umfassende Verwal-
tungsreform, es gibt immer wieder Stimmen, auch 
aus dem Mittelblock, die diese fordern, aber man 
verweigert sich einfach dieser Aufgabe. Stattdes-
sen in Teilbereichen eine Politik, die man nicht an-
ders bezeichnen kann als „raus aus die Kartoffeln, 
wieder rin in die Kartoffeln und wieder raus aus die 
Kartoffeln“.  
 
Den Bereich Justiz muss ich hier nicht erläutern. 
Da wird angekündigt, da gibt es Kritik, da wird sich 
gegen die Kritik verwahrt und irgendwann setzt man 
sich endlich mit den Kommunalen zusammen und 
auch mit den Juristen und mit den Richtern und man 
findet eine Lösung.  
 
Polizei - angekündigt seit einem Jahr, ich hoffe ja 
nicht, dass das stimmt, was die Engelein so zwit-
schern, dass da eine neue Mittelbehörde geplant wird 
- eine neue Mittelbehörde. Ich hoffe, dass es nicht 
kommt, aber Debatten über Mittelbehörden werden 
übrigens hier in dem Freistaat überhaupt nicht ge-
führt. Eine Debatte über Sinn und Unsinn des Lan-
desverwaltungsamts, das viele kommunale Wahlbe-
amte nur noch als einzigen Arbeitsverhinderungs-
moloch empfinden, diese Diskussion findet überhaupt 
nicht statt.  
 

(Beifall bei der Linkspartei.PDS, SPD) 
 
 

Wer redet eigentlich in der Landesregierung mal kon-
zeptionell über die ganzen Sonderbehörden, die es 
hier in Thüringen gibt? Fehlanzeige, stattdessen „rin 
in die Kartoffeln, raus aus die Kartoffeln, wieder rin 
in die Kartoffeln“. Man müsste ja wirklich mal mit star-
ker Hand führen, man müsste ja wirklich mal ein Kon-
zept vorlegen, was man vorher mit Mitarbeitern und 
Thüringern abgestimmt hat - aber Fehlanzeige.  
 

(Beifall bei der SPD) 
 
Meine Damen und Herren, wir haben uns mal - ich 
weiß, dass man das nicht einfach so übernehmen 
kann - sehr konkret angeschaut, was z.B. in Meck-
lenburg-Vorpommern, aber auch in Sachsen-An-
halt los ist. Ich erwähne diese beiden Bundesländer, 
weil ich glaube, was die politische Vereinnahmung 
ist, regiert da jeder mal, die sind alle um Lichtjahre 
weiter als wir. In Mecklenburg-Vorpommern existiert 
ein Gesetzentwurf, wohlgemerkt mit großer Unter-
stützung der Vereine und Verbände dort, die einzi-
gen, die dort Schwierigkeiten haben, ist der Land-
kreistag, aber ansonsten ist man dort zu einer Ab-
stimmung mit den Beamten, mit dem Landkreistag 
gekommen, aber man hat wenigstens die Kraft ge-
habt, das mal in den Landtag einzubringen und jetzt 
die Diskussion zu führen. In Sachsen-Anhalt, meine 
Damen und Herren von der CDU, gibt es intensive 
Gespräche, die teilweise von Ihrer, nämlich von der 
sachsen-anhaltinischen CDU geführt und befördert 
werden. Da wird richtig konkret miteinander gespro-
chen, da wird zugehört und da arbeiten die Fraktio-
nen zusammen. Alles das hier im Thüringer Land-
tag - Fehlanzeige.  
 
Meine Damen und Herren, insbesondere von der 
Landesregierung, Sie können von Glück sagen, dass 
das Deckblatt zu so einem Gesetzentwurf nicht mit 
zur Abstimmung steht, denn da könnten wir nicht 
abstimmen. „Der Gesetzgeber hat sich bereits in der 
Vergangenheit den Herausforderungen von knappen 
Ressourcen bei schwierigen Bedingungen auf dem 
Arbeitsmarkt und den steigenden Pensionslasten ge-
stellt.“ Dem Referenten muss doch der Kuli aus der 
Hand gefallen sein, als er das formuliert hat. Das 
ist doch nichts anderes als ein Witz. Das ist eine 
Wunschvorstellung, die Sie in die Zukunft projizieren.  
 

(Beifall bei der SPD) 
 

(Beifall Baldus, Staatssekretär) 
 
Aber bei dem, was Sie in dem letzten Jahr hier ab-
geleistet haben in diesem Bericht, können Sie doch  
 

(Zwischenruf Baldus, Staatssekretär: 
Stimmt.) 
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nicht ernsthaft, selbst Sie nicht, glauben, dass da 
irgendwie ein realistischer Hintergrund ist.  
 

(Beifall bei der SPD) 
 
Lassen Sie mich unter der Überschrift „Umfeld“ zu 
dem kommen, was der DGB an diesem Gesetzent-
wurf bemängelt hat, nämlich dass wir heute mit die-
sem Beamtengesetz beschließen, dass man die Leu-
te in den Vorruhestand schickt, dass man sie weg 
hat, eher von der Arbeit fortbringen kann. Auf der an-
deren Seite beschließt die gleiche Landesregierung - 
ich glaube, ab ersten diesen Monats - alle Beamten 
müssen 42 Stunden arbeiten. Also die einen können 
gehen, weil man sie nicht mehr braucht, und die an-
deren müssen länger arbeiten. Da fragt man sich 
doch, wo ist denn da eigentlich noch der logische Zu-
sammenhang? Wenn Sie das dann auch noch da-
mit begründen, dass aufgrund von Zusammenlegung 
von Behörden eventuell die längere Arbeitszeit ge-
braucht wird von diesen Beamten, die dort arbei-
ten, dann fragt man sich doch auf der anderen Sei-
te, warum schickt ihr dann andere in den Vorruhe-
stand.  
 
Es wäre schön gewesen, wenn uns in dieser gan-
zen Debatte auch mal die Zusammenhänge erklärt 
worden wären. Ich hätte ja gern zugehört, aber Herr 
Hauboldt hat es bereits richtig gesagt, auf all die Fra-
gen hat es im Ausschuss keine Antworten gegeben.  
 
Meine sehr verehrten Damen und Herren, ich halte 
es für wichtig, noch mal zu betonen, dem Gesetz-
entwurf in Drucksache 4/917 „Fünftes Gesetz zur 
Änderung des Thüringer Beamtengesetzes“ stimmen 
wir zu. Wir geben aber ausdrücklich zu Protokoll, 
dass wir das Umfeld, in dem dieses Gesetz steht, 
nicht für geeignet halten, im Augenblick mit diesem 
Gesetz auch wirklich vernünftig arbeiten zu können. 
Wir wollen uns von diesem Nichtverhalten der Lan-
desregierung hier eindeutig differenzieren. Ich dan-
ke Ihnen.  
 

(Beifall bei der SPD) 
 
Vizepräsidentin Dr. Klaubert: 
 
Für die CDU-Fraktion hat sich Abgeordneter Kölbel 
zu Wort gemeldet.  
 
Abgeordneter Kölbel, CDU: 
 
Sehr geehrte Frau Präsidentin, meine sehr verehr-
ten Abgeordneten, werte Gäste, nun haben wir heute 
in zweiter Lesung das Fünfte Gesetz zur Änderung 
des Thüringer Beamtengesetzes zu beraten. Durch 
unsere Berichterstatterin Frau Groß hatten wir ja 
schon vernommen, wie die Beratung im Innenaus-
schuss in der Sache lief. Der Kern dabei in dieser 

Sache bei der Änderung liegt ja darin, dass ein Thü-
ringer Landesbeamter, wenn er nicht mehr zweck-
entsprechend sinnvoll eingesetzt und weiterbeschäf-
tigt werden kann, mit seiner Zustimmung - das ha-
ben alle Redner aus dem Innenausschuss hier schon 
gesagt - bereits nach Vollendung seines 50. Lebens-
jahres in den einstweiligen Ruhestand versetzt wer-
den kann.  
 
Mir ging es beim ersten Studium des Gesetzentwur-
fes eigentlich so, dass ich mir überlegte, wer könn-
te in Frage kommen, und da fielen mir auf Anhieb 
solche Fälle ein, die ein längeres Beamtenleben 
schon in den alten Bundesländern hatten und dann 
zu uns gestoßen sind und die natürlich dann sagen, 
also ich könnte mir vorstellen, das trifft für mich zu. 
Dass inzwischen natürlich auch Beamte, die bei uns 
groß geworden sind, hier auch eine gewisse Chan-
ce sehen und sich, wie ich hörte, in dieser Richtung 
geäußert haben, konnte ich mir anfangs gar nicht 
vorstellen. Nun höre ich aber, dass diese Interes-
senten natürlich auch ganz persönliche Interessen 
an der Regelung zeigten, sich aus unterschiedlichen 
Gründen, ich denke an private, aber auch gesund-
heitliche oder auch Fragen der Ortsveränderung oder 
manche auch, die sich noch eine andere Tätigkeit 
vorstellen könnten, in dieser Richtung hier geäu-
ßert haben.  
 
Die vom Innenausschuss durchgeführten schriftlichen 
Anhörungen brachten - darauf sind die Abgeordne-
ten Hauboldt und Gentzel schon eingegangen - teil-
weise wenig inhaltliche Äußerungen, andere brach-
ten sinngemäß die Hinweise, es kann nicht bei die-
sem Stand der Veränderung des Beamtengesetzes 
stehen geblieben werden, es müssen weitere Din-
ge kommen. Die Abgeordneten haben beide darauf 
hingewiesen. Weiter sind sie auch darauf eingegan-
gen, wie wird das eigentlich mit dem Berg Arbeit, der 
bei uns auf dem Tisch liegt, wenn uns ganz bestimm-
te Experten verlassen in der Einteilung der Vorgänge 
usw. Das sind sicher Bedenken, die für das einzelne 
Ressort, für das einzelne Amt schon von gewisser 
Bedeutung sind. Wichtig ist doch, dass bei dem not-
wendigen Abbau von Personalstellen in der Landes-
verwaltung alle nur möglichen Varianten auch recht-
lich da sind und dann auch genutzt werden können, 
ein solcher Weg der Personalreduzierung, wobei die-
ses Gesetz, was wir heute beraten, ein Steinchen 
ist in dem gesamten Mosaik dieser Personalbewirt-
schaftung. So ist es meines Erachtens auch von der 
Landesregierung aufgebaut. Wir nutzen so eine wei-
tere Möglichkeit, die das Beamtenrechtsrahmenge-
setz uns bietet, auch in Thüringen aus, nicht nur be-
fristete Personalsteuerung anzugehen, besser als 
gänzliches Ausscheiden des Beamten. Dass bei Auf-
lösung einer Landesbehörde die Suche nach Wei-
terbeschäftigung des Beamten Vorrang vor der Ver-
setzung haben dürfte, ist wohl klar. Sicher ist auch 
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beraten worden, dass die entsprechende Börse ja 
auch noch vorhanden ist, die sehr wohl dem Rech-
nung trägt über einen möglichen Einsatz des Be-
amten.  
 
Eine weitere Bestimmung, die dieser Gesetzentwurf 
anging, ist die Aufhebung der Terminbegrenzung bei 
begrenzt dienstfähigen Beamten, so wie es jetzt drin-
steht. Diese war bisher bis Ende 2004 zunächst be-
grenzt gewesen. Nunmehr kann es ohne Termin bei 
mindestens 50 Prozent einsatzfähigen Beamten ei-
ne weitere Tätigkeit geben. Es gibt keine Termin-
begrenzung mehr, das nimmt auch den Druck von 
einer baldigen Frühpensionierung, die immer mit dem 
Schwert über dem jeweiligen Beamten hing, etwas 
weg. Somit bleibt auch hier dies ein Instrument ge-
eigneter Steuerung für die Personalwirtschaft, das 
in Anwendung gebracht werden kann, wo es ent-
sprechend notwendig ist.  
 
Darüber hinaus war es beim Einsatz unserer Lan-
desbediensteten notwendig, die Befristung bis 2004 
bei Teilbeschäftigung von Beamten zu lösen. Die-
ses wird auch künftig notwendig sein als weiteres 
Element einzusetzen, schon um der Verschärfung auf 
dem allgemeinen Arbeitsmarkt zu begegnen. Es gibt 
noch eine ganze Reihe redaktioneller Änderungen, 
die nicht diese Bedeutung haben, aber die mit in die-
sem Gesetzentwurf stehen. Das, was Herr Gentzel 
und auch Herr Hauboldt hier darlegten, ist die An-
mahnung der Behördenstruktur, die notwendig ist, 
so habe ich Sie verstanden in dem Bereich und die 
Frage, die hier als Forderung steht, eine notwendi-
ge Sache, die auch sicher die Enquetekommission 
beschäftigen wird, das könnte ich mir z.B. vorstel-
len in dem Bereich, ist aber nicht Gegenstand der 
fünften Novelle, so sehe ich es jedenfalls in diesem 
Bereich. Ich bitte seitens der CDU-Fraktion um Ihre 
Zustimmung zu diesem Gesetzentwurf. Ich danke. 
 

(Beifall bei der CDU) 
 
Vizepräsidentin Dr. Klaubert: 
 
Für die Landesregierung hat sich Staatssekretär 
Baldus zu Wort gemeldet.  
 
Baldus, Staatssekretär: 
 
Sehr geehrte Frau Präsidentin, meine sehr geehrten 
Damen und Herren Abgeordneten, wenn ich hier an 
dieses Pult treten darf, dann bin ich zunächst ein-
mal mit einer sehr erfreulichen Aussage konfrontiert. 
Hier auf dem Bildschirm drücke ich den oberen Knopf 
und es erscheint das Wort „Hoch“ und das ist et-
was Positives. Meine Damen und Herren, lassen Sie 
mich zunächst -  
 

(Heiterkeit im Hause) 

das sind die kleinen Freuden eines Staatssekretärs, 
meine Damen und Herren, dieses Glück wird ja 
nicht jedem zuteil - zu einigen Ausführungen Stel-
lung nehmen,  
 

(Zwischenruf Abg. Gentzel, SPD:  
Das ist aber ein kleines Hoch!) 

 
(Zwischenruf Abg. Höhn, SPD: Sie  
können das beliebig wiederholen!) 

 
die in der Debatte hier gemacht worden sind. Herr 
Abgeordneter Hauboldt, Sie haben mit Ihrem Dis-
kussionsbeitrag zum vorliegenden Gesetzentwurf 
auch einige Grundsatzfragen bezüglich des Berufs-
beamtentums aufgeworfen. Deshalb erlaube ich mir 
zunächst darauf hinzuweisen, dass dieses Gesetz 
nicht in einem wie auch immer gearteten Zusam-
menhang mit der Reform des Dienst- und Beamten-
rechts steht. Es ist so, dass Bund und Länder der-
zeit in seit Jahren anhaltenden Gesprächen und 
Verhandlungen die Handlungsspielräume insbeson-
dere der Landesgesetzgeber zu einer notwendigen 
Reform des Beamtenrechts diskutieren. Wie auch 
immer die Ergebnisse dieser Diskussion ausfallen, wir 
halten eine Reform des Beamtenrechts in Deutsch-
land für notwendig und für unumgehbar. Allerdings 
sind wir gleichermaßen der Auffassung, dass eine 
Abschaffung des Beamtentums nicht in Frage kommt 
und, anders als Sie es dargestellt haben, hat der 
Status des Beamten heute mit dem Feudalismus 
und dem Fürsten als Souverän nichts mehr zu tun. 
Es dürfte unstrittig sein, dass Artikel 20 unseres 
Grundgesetzes den Beamten an Recht und Gesetz 
bindet und anders als Staatsbedienstete vergange-
ner Gesellschaftsordnungen, auch in diesem Rau-
me, ist der Beamte eben nicht an parteipolitische Pro-
gramme oder persönliche Beziehungen zu seinem 
Vorgesetzten gebunden. Das Beamtenrecht schafft 
ihm gerade die persönliche Freiheit, seine Aufga-
ben in enger Bindung an Recht und Gesetz zu er-
füllen, und daran, Herr Hauboldt, wollen wir festhal-
ten. Sie haben des Weiteren die Frage aufgewor-
fen, ob denn mit der 42-Stunden-Woche, der Verlän-
gerung der Arbeitszeit für viele Beamte in Thürin-
gen - oder Sie haben mehr getan, als die Frage auf-
zuwerfen, Sie haben die Behauptung aufgestellt, dass 
Frust und Demotivation bei den Beamten um sich 
gegriffen hätten. Ich kann nur für den Verantwortungs-
bereich, in dem ich Dienst leisten darf, sagen, dass 
es vereinzelte Verärgerungen gibt, dass es aber, 
insbesondere, weil wir im gleichen Zuge, wie die Wo-
chenarbeitszeit verlängert worden ist, die Arbeits-
zeit in einem Maße flexibilisiert haben, wie es in die-
sem Land noch nie der Fall war, ein modernes 
Dienstzeitregime geschaffen haben, das es dem Be-
amten ermöglicht, seine individuelle Arbeitszeit sei-
nen Lebensbedürfnissen weitgehend anzupassen. 
Dieses ist ein großer Erfolg, der auch von den Per-
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sonalräten und den Gewerkschaften, und zwar quer 
durch die politische Grundrichtung, anerkannt wird.  
 

(Beifall bei der CDU) 
 
Meine Damen und Herren, und wenn die Behaup-
tung aufgestellt wird, die Beamten, die sich für die 
Inanspruchnahme der Möglichkeit, über die heute 
befunden werden soll, entscheiden, würden im Dun-
keln bleiben hinsichtlich der finanziellen Folgen, un-
terschätzt die Findigkeit der Beamten, ihr Bemühen, 
über ihre Zukunft Klarheit zu erlangen, und unter-
schätzt natürlich die Aussagefähigkeit der Oberfinanz-
direktion, die selbstverständlich alle Anfragen in die-
ser Weise, in dieser Richtung bisher schon umfas-
send beantwortet hat, und soweit wir das nachvoll-
ziehen können, auch zutreffend beantwortet hat, so 
dass unsere Beamtinnen und Beamten eine siche-
re Entscheidungsgrundlage haben. Auf den genann-
ten Ost-West-Konflikt will ich hier deshalb nicht ein-
gehen, weil Herr Abgeordneter Kölbel schon deut-
lich gemacht hat, dass die Ursprungsvermutung, der 
wir durchaus auch angehangen haben, in der Rea-
lität keine Bedeutung zu haben scheint.  
 
Herr Abgeordneter Gentzel, wenn Sie ausführen, das 
Landesverwaltungsamt stände als Mittelbehörde im 
Freistaat Thüringen immer wieder in der Kritik, und 
auf der anderen Seite deutlich machen, dass auf-
grund Ihrer persönlichen Erkenntnisse sich das zu-
gegebenermaßen CDU-regierte Sachsen-Anhalt auf 
dem richtigen Weg befindet mit seiner Behörden-
strukturreform, so sei nur der Vollständigkeit halber 
angemerkt, dass Sachsen-Anhalt dem Beispiel Thü-
ringen folgend gerade ein Landesverwaltungsamt 
neu installiert hat. Meine Damen und Herren, so viel 
sollte man dann der Wahrheit auch die Ehre geben.  
 
Meine Damen und Herren, dass es einen Zusam-
menhang zwischen der zu leistenden Arbeit, der zur 
Verfügung stehenden Personen und der für jeden 
Einzelnen zu leistenden Wochenarbeitszeit gibt, dürf-
te auf der Hand liegen und ist insofern keine Neuig-
keit. Der Umbau der Landesverwaltung hat begon-
nen, meine Damen und Herren, aber über den Grund 
ist heute noch nicht gesprochen worden. Dass sich 
die Wirtschaftslage in Deutschland seit vielen Jah-
ren in einer Besorgnis erregenden Weise entwickelt 
hat, ist eine Tatsache. Dieser Tatsache geschuldet ist 
eine weitere Tatsache, dass nämlich, gemessen an 
der Finanzplanung des Bundes und der Länder, je-
des Jahr ein hoher Milliardenbetrag an Einnahme-
verlusten zu verkraften ist. Trotz der beeindrucken-
den Erfolge beim Wiederaufbau der Wirtschaft hat 
der Freistaat Thüringen jedes Jahr Einnahmeaus-
fälle in dreistelliger Millionenhöhe zu verkraften. Dem-
zufolge haben wir alle eine hohe Deckungslücke in 
der Finanzierung öffentlicher Aufgaben zur Kenntnis 
zu nehmen und wir müssen mit dieser Aufgabe fertig 

werden. Diese Lücke können wir sofort ohne den 
sprichwörtlichen Dukatenesel aus dem Märchen nicht 
schließen. Doch, meine Damen und Herren, wir be-
finden uns nicht im Märchen, wir müssen der Realität 
ins Auge schauen. Deshalb müssen wir selbst alles 
tun, dass die Schulden unseres Landes nicht weiter 
anwachsen und dass der Freistaat Thüringen finanz-
wirtschaftlich handlungsfähig bleibt. Dafür ist es not-
wendig, den Thüringer Haushalt auf eine gesunde 
Basis zu stellen. Insbesondere die Ausgabenseite, 
auf die der Freistaat Thüringen einen höheren Ein-
fluss hat als auf die Einnahmeseite, ist gründlich zu 
analysieren, um mögliche Einsparpotenziale aufzude-
cken. Solche Potenziale liegen nicht zuletzt in der 
Thüringer Landesverwaltung. Daher hat die Thüringer 
Landesregierung beschlossen, die Verwaltung des 
Freistaats umzustrukturieren. Dieser Umbau ist je-
doch nicht von heute auf morgen umsetzbar. Wir ha-
ben auf der anderen Seite auch nicht die Zeit, jah-
relang weiter zu analysieren, ehe wir mit dem als 
richtig Erkannten anfangen. 
 

(Heiterkeit bei der SPD) 
 

(Zwischenruf Abg. Gentzel, SPD:  
Das ist aber eine Nummer jetzt.)  

 
Herr Abgeordneter Gentzel, Sie wissen, dass sich 
unsere Auffassungen in diesem Punkt unterschei-
den, und das ist auch gut so, dass wir anderer Mei-
nung sind. 
 

(Beifall bei der CDU) 
 
Wenn man Teilbereiche analysiert hat, die notwen-
digen Erkenntnisse gewonnen hat, dann ist es not-
wendig, diese Erkenntnisse auch umzusetzen, Herr 
Abgeordneter Gentzel. 
 

(Beifall bei der CDU) 
 
Der ganz große Wurf steht hier im Raum - der All-
wissende, der dort sitzt und sagt, wir machen ein 
neues Land, wir erschaffen ein neues Land aus ei-
nem Wurf, das hat doch mit der Realität überhaupt 
nichts zu tun. 
 

(Unruhe bei der SPD) 
 
Aufgabenkritik, Kommunalisierung, Privatisierung und 
personalwirtschaftliche Maßnahmen sind die wich-
tigsten Elemente des begonnenen Umstrukturie-
rungsprozesses. Im Zusammenhang mit der Aufga-
benkritik haben die Ressorts Optimierungsanalysen 
durchgeführt und die Aufgabenverteilung auf kom-
munaler Ebene und Landesebene sowie die Ver-
waltungsabläufe geprüft. Parallel zur Aufgabenkri-
tik wurden und werden externe Untersuchungen zur 
Verwaltungsstruktur und Organisation von Unterneh-
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mensberatungen durchgeführt, u.a. das Projekt 
„Micus“ im Thüringer Innenministerium. Zu Beginn 
der neuen Legislatur haben die Ministerien erste Er-
gebnisse ihrer Analysen vorgelegt und erste Schritte 
der Verwaltungsreorganisation werden gegenwär-
tig realisiert. Was die Kommunalisierung und die 
Privatisierung anbetrifft, sollen Aufgaben gebündelt 
und möglichst vor Ort erledigt werden, zumeist in 
Verwaltungseinrichtungen der Landkreise und kreis-
freien Städte. Dadurch stärken wir gleichermaßen 
Bürgernähe und Selbstverwaltung. Das bedeutet, 
Aufgaben sollten nicht von einer größeren Einheit 
erledigt werden, solange der Sachverstand und die 
Kraft der kleineren Einheit ausreichen, diese Aufgabe 
zu erfüllen. Durch diese Grundsatzentscheidung spa-
ren wir soziale und materielle Ressourcen ein und 
wir verstärken die Kontrolle staatlichen Handelns auf 
der untersten Ebene. Einige Hierarchieebenen fal-
len bei diesem Prozess weg. Leistungen, die nicht 
zwingend durch das Land oder durch Kommunen 
erbracht werden müssen, werden in private Struk-
turen übergeben. Im Hinblick auf die personalwirt-
schaftlichen Maßnahmen ist es unser Ziel, bis 2009 
7.400 Stellen sozialverträglich abzubauen, 400 Stel-
len in den Ministerien, 7.000 Stellen in der Landes-
verwaltung. 
 
Vizepräsidentin Dr. Klaubert: 
 
Herr Staatssekretär, der Abgeordnete Hauboldt 
möchte Ihnen offensichtlich eine Frage stellen. Ge-
statten Sie das? 
 
Baldus, Staatssekretär: 
 
Herr Abgeordneter Hauboldt, wenn Sie mir gestat-
ten, den Gedanken noch zu Ende zu führen, werde 
ich Ihnen gerne die Möglichkeit geben, anschließend 
die Frage zu stellen.  
 
Einerseits können wir diesen Stellenabbau realisie-
ren durch die Bündelung von Aufgaben und Zusam-
menlegung von Verwaltungseinrichtungen. Auf der 
anderen Seite bieten wir den öffentlichen Bediens-
teten im Freistaat verschiedene Teilzeit- und Prä-
mienmodelle sowie Ausgleichszahlungen für einen 
vorzeitigen Renteneintritt an. Diese Angebote wur-
den bereits von zahlreichen Bediensteten in Anspruch 
genommen und aus diesem Prozess haben wir auch 
Erkenntnisse über die Akzeptanz solcher Maßnah-
men in verschiedenen Gruppen der Bediensteten.  
 
Unser Ziel ist es, öffentliche Dienstleistungen in Zu-
kunft schneller, besser und kostengünstiger zu er-
ledigen. Gesetze und Verordnungen werden auf ihre 
zwingende Notwendigkeit hin überprüft und gege-
benenfalls gestrichen. Thüringen ist nicht das ein-
zige Land, das einen umfassenden Umbau seiner 
Landesverwaltung beschlossen hat. Im Sinne des 

Dienstleistungsgedankens sind fast alle Bundeslän-
der dabei, ihre Landesverwaltungen nach mehr oder 
weniger einheitlichen Konzepten umzustrukturieren. 
Und wie im Sport oder in der freien Wirtschaft, so 
gilt auch in der Verwaltung, Vergleichen lohnt sich, 
denn nur die Besten können punkten und daher 
orientieren wir uns in Thüringen an den Besten.  
 
Das Benchmarking mit anderen Ländern ist nicht 
nur in Bezug auf die wirtschaftlichen Daten entschei-
dend, sondern auch in Bezug auf eine bürger- und 
unternehmerfreundliche Verwaltung. Eine solche Ver-
waltung ist mit entscheidend für die Qualität des 
Wirtschaftsstandorts Thüringen. Die ersten Schritte 
in dieser Richtung haben wir bereits getan, erste 
Maßnahmen der Umstrukturierung wurden bereits 
realisiert.  
 
Meine Damen und Herren, es ist also notwendig, 
dass Behördenstandorte zusammengefasst und Auf-
gaben gebündelt, dass Aufgaben privatisiert und auf 
Landkreise bzw. kreisfreie Städte übertragen wer-
den, um die Effektivität und Effizienz unserer Verwal-
tung zu stärken. Dabei kann sich folgendes Prob-
lem ergeben: Im Zuge von Umstrukturierungen ent-
fallen eine Vielzahl von Planstellen. Für die betrof-
fenen Beamten stehen in anderen Aufgabengebie-
ten jedoch keine freien Planstellen zur Verfügung. 
In diesem Fall können die herkömmlichen beam-
tenrechtlichen Instrumentarien der Versetzung, Ab-
ordnung oder Umsetzung nicht greifen. § 20 des 
Beamtenrechtsrahmengesetzes sieht allein für die-
sen Fall die Möglichkeit vor, Lebenszeitbeamte in den 
einstweiligen Ruhestand zu versetzen. Zur Umstruk-
turierung der Thüringer Landesverwaltung möchten 
wir von dieser gesetzlichen Regelung nun Gebrauch 
machen können.  
 
Das Fünfte Gesetz zur Änderung des Thüringer Be-
amtengesetzes ermöglicht es dem Freistaat Thü-
ringen als Dienstherren, Beamte ab dem 50. Le-
bensjahr mit ihrer Zustimmung, also unter der Vo-
raussetzung der Freiwilligkeit, in den einstweiligen 
Ruhestand zu versetzen. Dies ist allerdings nur mög-
lich, wenn das Aufgabengebiet des betreffenden Be-
diensteten von der Auflösung oder Umstrukturierung 
einer Behörde betroffen ist, entsprechende Planstel-
len eingespart werden und der betroffene Beamte 
nicht an anderer Stelle eingesetzt werden kann. Die-
se Maßnahme erleichtert den Behördenumbau, führt 
zu Einsparungen und vermeidet soziale Härten. Da-
rüber hinaus sollen die bereits vorhandenen, aber 
ursprünglich befristeten Personalsteuerungsinstru-
mente im Bereich der begrenzten Dienstfähigkeit so-
wie die Beurlaubung aus arbeitsmarktpolitischen 
Gründen dauerhaft im Thüringer Beamtengesetz ver-
ankert werden.  
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Weiterhin werden in § 41 die Bezeichnung der Be-
auftragten mit politischen Schlüssel- und Spitzenstel-
lungen redaktionell aktualisiert, insbesondere wird 
der Beauftragte für Menschen mit Behinderungen 
beim Ministerium für Soziales, Familie und Gesund-
heit aufgenommen. 
 
Im Rahmen einer Anhörung haben Gewerkschaf-
ten und Berufsverbände die Möglichkeit erhalten, Fra-
gen, Anregungen und Hinweise zur Änderung des 
Thüringer Beamtengesetzes anzubringen. Aus Sicht 
der Landesregierung wie auch aus Sicht des In-
nenausschusses haben sich aus der Anhörung keine 
Anhaltspunkte für eine Änderung des Entwurfs er-
geben. 
 
Meine Damen und Herren, es geht nicht darum, Be-
amten durch Umstrukturierung Freizeit auf Staats-
kosten zu verschaffen. Dies wird deutlich an den 
notwendigen Voraussetzungen von Altersgrenze, Zu-
stimmungserfordernis und Fehlen einer adäquaten 
Stelle. Vielmehr wollen wir mit dem Fünften Gesetz 
zur Änderung des Thüringer Beamtengesetzes Per-
sonalsteuerungsinstrumente nicht zuletzt im Inte-
resse unserer Beamtinnen und Beamten anwenden 
und weiterentwickeln. Mit diesem Anspruch fügt sich 
das Gesetz in die Reihe der Maßnahmen ein, die 
ich eingangs dargelegt habe. In diesem Sinne trägt 
es dazu bei, den Haushalt unseres Freistaats zu kon-
solidieren und auf eine solide Basis zu stellen.  
 
Meine Damen und Herren, die Landesregierung bittet 
um Zustimmung zu diesem Gesetz. Danke schön. 
 

(Beifall bei der CDU) 
 
Vizepräsidentin Dr. Klaubert: 
 
Jetzt ist Ihr Gedanke vollständig zu Ende geführt und 
der Abgeordnete Hauboldt kann Ihnen die Frage stel-
len. Bitte. 
 
Abgeordneter Hauboldt, Die Linkspartei.PDS: 
 
Herr Staatssekretär Baldus, Sie haben ja sehr grund-
sätzlich und plakativ argumentiert. Ich versuche es 
aber trotzdem noch mal eine Frage zu formulieren: 
Können Sie diesbezüglich die finanziellen Auswir-
kungen doch noch mal in Grundsätzen benennen 
bzw. eine Prognose, mit wie vielen Beamtinnen und 
Beamten Sie rechnen, die diesen Passus des Be-
amtengesetzes in Anspruch nehmen würden, erstel-
len? 
 
Baldus, Staatssekretär: 
 
Herr Abgeordneter Hauboldt, wir haben diese Fra-
ge im Innenausschuss, wie Sie selbst ausgeführt 
haben, diskutiert, und ich habe auf die diesbezüg-

liche Frage geantwortet, dass dieses Recht, die Mög-
lichkeit gebunden ist an das Prinzip der absoluten 
Freiwilligkeit. Da das Behördenstandortekonzept noch 
nicht in allen Punkten ausdifferenziert ist, Sie wis-
sen, dass sich die Umstrukturierung z.B. der Sozial-
verwaltung in der Entscheidungsphase befindet, des-
halb ist es schlicht nicht möglich, sowohl den Um-
fang der potenziellen Inanspruchnahme als auch die 
Akzeptanz seitens der betroffenen Beamten, die ja 
von diesem Umstand zum Teil noch gar nichts wis-
sen, zu prognostizieren. Die Landesregierung wird 
aber in der Lage sein, sehr schnell nach In-Kraft-
Treten des Gesetzes und der Behördenstrukturre-
form in allen ihren Elementen die finanziellen Aus-
wirkungen darzustellen und wird dieses sicherlich 
leisten.  
 
Vizepräsidentin Dr. Klaubert: 
 
Der Abgeordnete Höhn möchte offensichtlich auch 
gern eine Frage stellen. Gestatten Sie das? 
 
Baldus, Staatssekretär: 
 
Aber gern.  
 
Vizepräsidentin Dr. Klaubert: 
 
Bitte, Herr Abgeordneter Höhn: 
 
Abgeordneter Höhn, SPD: 
 
Herr Staatssekretär, Sie haben während Ihrer Aus-
führungen vorhin dargelegt, dass mit der Umsetzung 
dieser Gesetzesänderung unter anderem soziale 
Ressourcen eingespart würden. Da mir dieser Be-
griff so nicht geläufig ist, würden Sie diesen bitte 
noch einmal etwas näher erläutern? 
 
Baldus, Staatssekretär: 
 
Ich würde den Begriff in diesem Zusammenhang 
so definieren, dass man Personalkosten und Sach-
kosten einsparen kann, wenn Stellen wegfallen.  
 
Vizepräsidentin Dr. Klaubert: 
 
Es gibt keine weiteren Nachfragen. Es gibt auch 
keine weiteren Redemeldungen, so dass ich die 
Aussprache schließen kann. Wir kommen, weil die 
Beschlussempfehlung des Innenausschusses die An-
nahme des Gesetzentwurfs empfiehlt, direkt zur Ab-
stimmung über den Gesetzentwurf der Landesre-
gierung in der Drucksache 4/917. Wer diesem Ge-
setzentwurf zustimmt, den bitte ich um das Hand-
zeichen. Danke schön. Das ist eine Mehrheit. Die 
Gegenstimmen bitte. Es gibt eine Gegenstimme. 
Stimmenthaltungen? Es gibt eine Reihe von Stimm-
enthaltungen. Wir werden das jetzt in der Schluss-
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abstimmung bekunden. Wer für den Gesetzentwurf 
steht, den bitte ich aufzustehen. Danke schön. Die 
Gegenstimmen jetzt bitte. Danke schön. Die Stimm-
enthaltungen. Danke schön. Der Gesetzentwurf ist 
angenommen. Ich schließe den Tagesordnungs-
punkt 4 und komme zum Aufruf des Tagesord-
nungspunkts 5  
 

Gesetz zur Änderung des Thürin- 
ger Schulgesetzes 
Gesetzentwurf der Fraktion der SPD 
- Drucksache 4/971 - 
ZWEITE BERATUNG 

 
Ich eröffne die Aussprache und es hat sich für die 
CDU-Fraktion zu Wort gemeldet der Abgeordnete 
Emde. 
 
Abgeordneter Emde, CDU: 
 
Frau Präsidentin, meine sehr verehrten Damen und 
Herren, wir reden über diesen Antrag zum Gesetz-
entwurf der SPD-Fraktion „Änderung des Schulge-
setzes“ hier zum zweiten Mal. Es gab keine Aus-
schussbefassung dazu. Ich sagte schon damals, 
dass ich das für eine sehr polemische und aus-
schließlich taktisch bezogene Maßnahme der SPD-
Fraktion halte, denn es war klar, dass die Einfüh-
rung der Lernmittelpauschale zu diesem Zeitpunkt 
vor den Ferien längst auf dem Weg war und umge-
setzt werden musste. 
 

(Zwischenruf Abg. Becker, SPD: Das 
liest sich in der Presse anders.) 

 
Im letzten Bildungsausschuss wurde sich auch da-
rüber unterhalten, wie diese ganze Sache funktio-
niert hat.  
 

(Zwischenruf Abg. Becker, SPD:  
Sie hat nicht funktioniert.) 

 
Es hat funktioniert - Sie waren ja nicht da im Bil-
dungsausschuss - und ich gehe davon aus, dass 
es auch weiter funktionieren wird.  
 

(Zwischenruf Abg. Döring, SPD:  
Es funktioniert überhaupt nicht.) 

 
Die Einführung der Lernmittelpauschale ist sowohl 
in organisatorischer Hinsicht als auch mit Blick auf 
von der Opposition heraufbeschworene juristische 
Unklarheiten zum Schuljahreswechsel sehr gut an-
gelaufen. Ich sage dazu nur, wir Lehrer sind eben 
flexibler und belastbarer, als oftmals angenommen. 
Böse Zungen behaupten, dass die Lernmittelpau-
schale die erste Salamischeibe bei der folgenden 
kompletten Abwälzung der Kosten für Bildung in Thü-
ringen wäre. Dem stelle ich entgegen, Herr Döring, 

denn das Stichwort „Salamitaktik“ kommt ja von Ih-
nen, dass Thüringen sich die höchsten Ausgaben pro 
Schüler unter den deutschen Flächenländern leis-
tet. Das ist nach wie vor so. 
 

(Zwischenruf Abg. Döring, SPD:  
Auch das ist typisch.) 

 
Auch vorher, Herr Döring, haben Eltern bereits Kos-
ten für Lernmittel, nämlich für Gebrauchsmateria-
lien, getragen. Durch die Einführung einer Obergren-
ze mit der neuen Regelung ist die Belastung der El-
tern teilweise gleich geblieben, teilweise am Ende 
nur gering gestiegen. Wenn wir es uns leisten könn-
ten, das sage ich auch, wären natürlich kostenlose 
Schulbücher auch weiterhin ein schöner Luxus. 
 

(Zwischenruf Abg. Döring, SPD:  
Ist doch kein Luxus.) 

 
Wir können es uns aber nicht leisten, Herr Döring, 
Rotgrün hat dafür gesorgt, dass wir jährlich eine Neu-
verschuldung von 1 Mrd. € haben, 
 

(Unruhe bei der SPD) 
 
und da muss eben an jeder Stelle gespart werden. 
 

(Zwischenruf Abg. Matschie, SPD: Das 
ist doch Ergebnis Ihrer Finanzpolitik, 
nichts sonst!) 

 
Die SPD weiß das auch ganz genau, dass wir hier 
im Land ein Einnahmeproblem haben, das verschul-
det wird durch Ihre Genossen in Berlin, und deswe-
gen sage ich es noch mal: Dieser Gesetzentwurf ist 
nichts anderes als ein populistisches Manöver, Herr 
Matschie, nichts anderes. 
 

(Beifall bei der CDU) 
 
Zumal - und das muss ich Ihnen jetzt auch mal sa-
gen - andere sozialdemokratisch und auch sozialis-
tisch mitregierte Bundesländer, z.B. Mecklenburg-
Vorpommern oder auch Nordrhein-Westfalen, seit 
Jahren pauschale Beträge zur Lernmittelfreiheit von 
den Eltern einkassiert haben. In anderen Ländern 
gibt es ein Bonussystem, dort werden Gutscheine 
verteilt und diese Gutscheine decken durchweg auch 
nicht die kompletten Kosten für Lehr- und Lernmit-
tel ab. Unterm Strich sind also die Thüringer Eltern 
heute nicht besser und nicht schlechter gestellt als 
anderswo in Deutschland.  
 

(Beifall bei der CDU) 
 
Und eines sei auch noch gesagt: In jedem deut-
schen Bundesland und so auch in Thüringen gibt es 
eine soziale Staffelung bei der Erhebung von Bei-
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trägen. Herr Döring, ich muss Sie noch mal kritisie-
ren.  
 

(Zwischenruf Abg. Döring, SPD: Nein!) 
 
Wenn man als Sozialdemokrat selbstverständlich 
dazu steht, dass es soziale Staffelungen gibt, dann 
gehört aber auch selbstverständlich die Notwendig-
keit des Nachweises von Bedürftigkeit dazu. Dazu 
sollten Sie am Ende eben auch stehen und das nicht 
harsch kritisieren. Dem Vorwurf der Bürokratisierung 
erteile ich ebenfalls eine klare Abfuhr, denn ich den-
ke, einfacher und transparenter, als es die Thüringer 
Regelung vorsieht, kann man es nicht machen 
 

(Zwischenruf Abg. Döring, SPD: Genau!) 
 

(Unruhe bei der SPD) 
 
und kann man auch eine sozialverträgliche Beitrags-
erhebung nicht machen. Wir empfehlen also auch 
dieses Mal die Ablehnung dieses Gesetzentwurfs.  
 

(Beifall bei der CDU) 
 
Vizepräsidentin Dr. Klaubert: 
 
Für die Fraktion der Linkspartei.PDS hat sich Frau 
Abgeordnete Reimann zu Wort gemeldet.  
 
Abgeordnete Reimann, Die Linkspartei.PDS: 
 
Verehrte Präsidentin, meine Damen und Herren Ab-
geordneten, geschäftsordnungsgemäß beschäftigen 
wir uns heute in zweiter Lesung mit dem SPD-Ge-
setzentwurf, dem Sie, meine Damen und Herren von 
der mittleren Fraktion, der CDU, nicht mal vor der 
Sommerpause eine Behandlung im zuständigen Aus-
schuss zugestanden haben. Ich gebe meine Hoff-
nung nicht auf, dass Sie irgendwann mal so viel De-
mokratie lernen, dass man auch das über sich er-
gehen lässt, Herr Emde, und qualitativ hochwertig in 
einem Ausschuss darüber reden kann. 
 

(Beifall bei der Linkspartei.PDS) 
 
Ich nehme an, dass es Ihnen auch heute nicht in 
den Sinn kommt, noch einmal darüber nachzuden-
ken, Sie haben dies ja gerade bestätigt, selbst wenn 
das Arbeitsgericht Erfurt am 26. Juli dieses Jahres 
entschieden hatte, dass der Lernmittelbeauftragte 
einer Schule vorerst nicht verpflichtet ist, die Anord-
nung des Schulleiters zur Erledigung der im Zusam-
menhang mit der Lernmittelpauschale stehenden Auf-
gaben zu befolgen. Nach Meinung eines Gerichts 
hat das Thüringer Kultusministerium in diesem Punkt 
seine Weisungsbefugnis überschritten. Stoisch igno-
rieren Sie auch die eingegangenen 38.000 Wider-
sprüche von den Eltern; im Gegenteil, diese Eltern 

werden von Ihnen noch diffamiert, weil angeblich auf-
gehetzt durch die Opposition. 
 

(Zwischenruf Abg. Emde, CDU: Na,  
da ist ja wohl was Wahres dran.)  

 
(Unruhe bei der SPD) 

 
Wenn selbst Schulamtsmitarbeiter sich trauen, ge-
genüber der Presse von einem „unvermeidlichen 
Durcheinander“ zu sprechen, da Bücher nicht wie 
üblich im März, sondern erst im Mai bzw. Juni be-
stellt werden konnten, lässt Sie das, verehrter Kul-
tusminister Prof. Goebel, wie immer kalt.  
 

(Beifall bei der Linkspartei.PDS) 
 
Es soll ja jetzt noch immer Berufsschulen geben, 
wo nicht nur wie in jedem Jahr die erwarteten und 
dringend benötigten Lehrer ausblieben, sondern Un-
terricht mit Lehrbüchern sowieso die Ausnahme ist. 
Also werden auch in diesem Jahr alte Klassensät-
ze ausreichen. Die chaotischen Verhältnisse in ein-
zelnen Berufsschulzweigen und -klassen heben hier 
in Thüringen ja offensichtlich sowieso niemanden 
mehr an. Die mangelnde Lernmittelsituation ist da 
noch eines der geringsten Übel. So bleibt uns heu-
te als Linksfraktion lediglich, die Fakten zu nennen 
und den Elfenbeinturm versuchen wachzurütteln, da-
mit auch keiner von Ihnen im Mittelblock sagen kann, 
er hätte es nicht gewusst. Die gesellschaftlichen Aus-
wirkungen werden nicht unmittelbar jetzt messbar 
sein, aber spätestens in zehn Jahren werden die ver-
gessenen Kinder selbst Eltern sein und wir bekla-
gen dann die Zunahme von so genannten bildungs-
fernen Schichten. 
 

(Beifall Abg. Becker, SPD) 
 
Und wir werden wesentlich mehr öffentliches Geld 
brauchen, um Schäden zu reparieren, die durch kurz-
fristiges Sparen an der falschen Stelle heute am Ent-
stehen sind. 
 

(Beifall Abg. Becker, SPD) 
 
Die Fraktion der Linkspartei.PDS fordert eine tat-
sächliche Entlastung von Familien statt weiterer Be-
lastungen durch Landesmittelkürzungen. 
 

(Beifall bei der Linkspartei.PDS) 
 
Die Einschränkung der Lernmittelfreiheit widerspricht 
der notwendigen Reform des Bildungssystems, Bil-
dung als Investition zu betrachten und in allen Be-
reichen zu entbürokratisieren. Was Sie tun, ist das 
Gegenteil davon, was Sie noch vor einem Jahr auf 
den Plakaten stehen hatten. Warum eigentlich sollen 
die Thüringer der CDU jetzt Glauben schenken? War-
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ten wir es ab. Die Aufhebung der Lernmittelfreiheit 
ist nur ein Teil der Kürzungen im Bildungsbereich, 
die von den Eltern zu kompensieren sind oder eben 
nicht mehr kompensiert werden können. Ich erinnere 
an den in 2005 gestrichenen Zuschuss zur Schul-
speisung, die Reduzierung der Schuljugendarbeit, 
Einschnitte bei den Musik- und Kunstschulen und 
anderes. Völlig realitätsfern ist das Ansinnen des 
Kultusministeriums - das, was Sie, Herr Emde, jetzt 
gerade wiederholt haben -, die Schulen anzuhal-
ten, durch eine Verringerung der Kosten für Arbeits-
materialien die Belastung der Eltern erträglich zu 
gestalten und bei 25 bzw. 50 € zu deckeln. Diese 
Forderung von Ihnen ist nicht durchsetzbar und die 
gängige Praxis an den Schulen ist eine andere. 
 

(Beifall bei der Linkspartei.PDS, SPD) 
 
Die Leid Tragenden sind die Kinder, diejenigen, die 
dann eben keine vernünftigen Arbeitsmaterialien mit-
bringen - ich als Mathe-Lehrer weiß, wovon ich spre-
che: Dreiecke, Zirkel, Schablonen vom Lehrer bor-
gen oder eben Ausreden erfinden -, die bei Theater-
besuchen, Ausflügen oder Klassenfahrten plötzlich 
wegen Krankheit fehlen und den Nachschlag beim 
Mittagessen vom Freund bekommen, falls sie der 
Aufsicht führende Lehrer nicht vorher des Raumes 
verwiesen hat. Kinderarmut nimmt zu und wird ein-
fach totgeschwiegen. Ja, Bücher sind für einige Kin-
der bereits Luxus. Die Lehrbücher sind oft die ein-
zigen Bücher, die in der Familie überhaupt vorhan-
den sind. Hier in Erfurt ist jedes dritte Kind arm und 
die wenigsten … 
 

(Zwischenruf Abg. Emde, CDU: Dann 
kriegen sie sie doch umsonst!) 

 
Hören Sie doch mal zu Ende zu, Herr Emde, schimp-
fen Sie nicht so rum. Dann versuchen Sie doch mal, 
den Zusammenhang zu verstehen. Mir geht es doch 
nicht darum, dass die Kinder das Buch bekommen. 
Das ist ja wohl logisch, dass sie das Buch bekom-
men, aber dass sie dazu in der Schule zeigen müs-
sen, dass sie sozusagen bedürftig genug sind, das 
Buch zu bekommen, das ist doch ein Skandal. 
 

(Beifall bei der Linkspartei.PDS) 
 

(Zwischenruf Abg. Emde, CDU: Das 
muss doch jeder machen, der in 
Deutschland Sozialleistungen kriegt.) 

 
Hier in Erfurt ist jedes dritte Kind arm, jedes dritte 
Kind muss seinen Bescheid zeigen und die wenigs-
ten anderen Kinder sind reich. Es wäre endlich an 
der Zeit, wenigstens die Kinder in Kita und Schule 
gleich zu behandeln und damit einer tatsächlichen 
Chancengerechtigkeit näher zu kommen. Den El-
tern Gebühren für Schulgelder abzuverlangen und 

die Schulen aufzufordern, wie Sie das wieder eben 
getan haben, an notwendigen Arbeitsmaterialien zu 
sparen, das ist doch nun wirklich nicht mit einer Bil-
dungspolitik vereinbar, wie sie nach PISA notwen-
dig wäre. 
 

(Zwischenruf Abg. Emde, CDU: Dieselbe 
Praxis gilt in Mecklenburg-Vorpommern, 
wo die PDS regiert, schon seit Jahren.) 

 
Ja, haben wir nun den Bildungsföderalismus oder ha-
ben wir ihn nicht, Herr Emde? Dann müssen wir ein 
paar andere Indikatoren noch miteinander verglei-
chen und deswegen wäre es günstig gewesen, im 
Ausschuss darüber zu reden. Ich stimme Ihnen ja 
völlig zu, dass wir viel mehr darüber reden müss-
ten. Im Übrigen wäre das auch ein konkreter Schritt 
hin zu mehr Unterrichtsqualität in allen Schulformen, 
da Lehrer sich wieder auf ihre eigentliche Arbeit kon-
zentrieren könnten, statt den finanziellen Verhält-
nissen ihrer Zöglinge nachzuspüren. Statt den Pä-
dagogen Zeit und Raum zu geben für ihr wirkliches 
Kerngeschäft, die Gestaltung eines qualitativ hoch-
wertigen, alle Schüler fördernden Unterrichts, wer-
den die Lehrer immer mehr mit Aufgaben konfron-
tiert, die nun gar nichts mehr mit Unterrichtsgestal-
tung zu tun haben. Und wenn wir beim Stichwort 
Qualität sind, fällt mir sofort des Ministers Haupt-
ziel „eigenverantwortliche Schule“ ein. Wie ernst ist 
denn das nun gemeint?  
 
Ein Wort zu den so genannten Schulkonten. Da wur-
de ja nun eine handwerklich völlig stümperhafte Ver-
fahrensweise an den Tag gelegt. Wenn jemand ein 
Konto anlegen will, ist die erste Frage: Privat- oder 
Geschäftskonto? Da die Thüringer Schulen eben kei-
ne juristische Personen im Sinne des BGB sind, kön-
nen sie auch keine Geschäftskonten anlegen. So 
muss ein netter Brief des Ministers zur Vorlage bei 
der Bank reichen, damit der Schulleiter ein zusätz-
liches Privatkonto führen kann. Wer haftet eigentlich 
dafür? Und muss dieser das bei seiner Steuererklä-
rung mit angeben? Da ist etwas mit heißer Nadel ge-
strickt und nicht bis zu Ende gedacht.  
 
Unsere Fraktion versteht unter einer eigenverant-
wortlichen Schule etwas völlig anderes und zum 
Einsparen von Landesmitteln im Ressort Bildung eig-
net sich unsere Variante auch nicht. Deutschland ge-
hört zu den reichsten Ländern dieser Erde. Deswe-
gen werden wir eines immer wieder wiederholen: 
Gebühren für Bildung sind ungebührlich. Die Lern-
mittelpauschale gehört abgeschafft und dann muss 
auch keiner unfreiwillig einem Institut beitreten und 
schon Kinder in Fallgruppen fallen lassen. 
 

(Beifall bei der Linkspartei.PDS) 
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Vizepräsidentin Pelke: 
 
Als Nächster hat das Wort der Abgeordnete Döring, 
SPD-Fraktion. 
 
Abgeordneter Döring, SPD: 
 
Frau Präsidentin, meine Damen und Herren, jeder 
von uns kennt die Darstellung der drei Affen, von 
denen sich der eine die Ohren, der andere die Au-
gen und der Dritte den Mund zuhält. Im hinduistisch-
buddhistischen Glauben sind sie ein Sinnbild für die 
Maxime, nichts Unangenehmes zu hören, zu sehen 
oder auszusprechen. Wenn ich an die erste Lesung 
unseres Gesetzentwurfs zurückdenke und den Re-
debeitrag des Kollegen Emde rekapituliere, habe 
ich den Eindruck, dass diese Affengruppe von der 
CDU zu einem neuen Wappentier der Thüringer Bil-
dungspolitik auserkoren worden ist. Eine ernsthaf-
te Auseinandersetzung, meine Damen und Herren, 
der Mehrheitsfraktion und der Landesregierung mit 
unserem Gesetzentwurf hat nämlich nicht stattge-
funden. 
 
Meine Damen und Herren, CDU und Kultusministe-
rium haben vielmehr argumentiert, dass man noch 
nie etwas von Problemen mit der Lernmittelpauschale 
gehört oder selbst bemerkt habe und dass man 
schon gar nicht darüber sprechen wolle. Ein gutes 
Beispiel dafür ist ja der Redebeitrag des Kollegen 
Emde. Er hat in der ersten Lesung erklärt, als Vater 
schulpflichtiger Kinder habe er selbst Elternabende 
besucht und da sei ihm nie etwas Nachteiliges über 
das neue Büchergeld zu Ohren gekommen. Lieber 
Kollege Emde, es mag ja sein, dass dies bei den 
zwei oder drei Elternabenden, die Sie besucht ha-
ben, tatsächlich der Fall gewesen ist, aber das schafft 
doch nicht die 38.000 - ich wiederhole: 38.000 - Wi-
dersprüche von Eltern gegen die Erhebung der Lan-
despauschale aus der Welt. Der Rechtsfrieden an 
den Thüringer Schulen ist durch die Einführung ge-
stört worden und das ist für mich eine Tatsache. 
Davor kann man doch nicht einfach die Augen und 
Ohren verschließen und so tun, als sei überhaupt 
nichts geschehen.  
 
Meine Damen und Herren, ich kann Ihnen nur emp-
fehlen, das Gespräch mit Eltern und Lehrern zu su-
chen. Dann werden Sie erfahren, welch eine Unruhe 
gerade auch bei der Lehrerschaft seit der Einführung 
der Lernmittelpauschale an den Schulen herrscht.  
 
Der Kollege Emde hat dann weiter ausgeführt, er 
könne gar keine ernsthaften juristischen Bedenken 
gegen die Erhebung, Vereinnahmung und Verwal-
tung des neuen Büchergeldes sehen, da wir in un-
serem Gesetzentwurf diesen Rechtszweifel nicht als 
unseren eigenen benannt hätten, sondern geschrie-
ben haben, die juristischen Bedenken würden von 

verschiedener Seite angeführt. Also, lieber Kollege 
Emde, was soll ich denn zu einer solchen merkwür-
digen Logik sagen. Die Realität existiert bei Ihnen al-
so offenbar nur, wenn man sie sich nicht ausdrücklich 
zu Eigen macht. Das ist für mich auch so ein Mo-
dell, der von mir genannten drei Affen per excellence. 
 
Meine Damen und Herren, scheinbar haben Sie, Kol-
lege Emde, zu viel Schopenhauer gelesen und erklä-
ren sich die Welt nur noch als Wille und Vorstel-
lung.  
 

(Zwischenruf aus dem Hause) 
 
Das war gut gemeint in Richtung Kollege Emde. 
 
Meine Damen und Herren, um es noch einmal ganz 
deutlich zu sagen, natürlich gibt es erhebliche, von 
uns auch geteilte Rechtsbedenken gegenüber der 
Lernmittelpauschale, sonst hätten die Landeseltern-
vertretungen und die GEW doch wohl kaum den 
Klageweg eingeschlagen. So etwas kann man doch 
nicht einfach wegphilosophieren; das sind, meine 
Damen und Herren, klare Fakten. Und Realität ist 
auch, dass die Landesbeauftragte für den Daten-
schutz eine geradezu vernichtende Kritik an der vom 
Kultusministerium ursprünglich geplanten Form der 
Erhebung des Büchergeldes an den Schulen geübt 
hat. Erst nach der Intervention der Datenschutzbeauf-
tragten ist es zu einigen Nachbesserungen seitens 
des Kultusministeriums gekommen. In einigen Schu-
len kam das aber leider erheblich zu spät. Ob sie 
allerdings auch ausreichen, alle datenschutzrecht-
lichen Probleme auszuräumen, bleibt abzuwarten. Ich 
bin da eher skeptisch. Für völlig unangemessen halte 
ich es daher, wenn Kollege Emde diese Einwände 
sozusagen als pures Gedönse abtut.  
 

(Zwischenruf Abg. Emde, CDU: Das 
habe ich so nicht gesagt. Legen Sie  
mir nichts in den Mund, was ich nicht 
gesagt habe!) 

 
Das Recht auf informelle Selbstbestimmung ist für 
meine Fraktion ein hohes Gut und das gilt es zu 
wahren und erst recht, wenn es um Erhebung und 
Verwaltung von Daten über individuelle Sozialver-
hältnisse geht, und noch viel mehr, wenn das in ei-
nem so sensiblen Bereich wie der Schule geschieht. 
Kollegin Reimann hat das sehr plastisch dargestellt.  
 
Ein Letztes noch zu Ihnen, Kollege Emde: Sie ha-
ben hier behauptet, wir hätten für die 2,9 Mio. €, die 
eine Realisierung unseres Gesetzentwurfs bedeuten 
würde, keine Deckung anzubieten. Ich weise auch 
das entschieden zurück. Natürlich haben wir einen 
Deckungsvorschlag und den hätten wir auch gern 
im Bildungsausschuss mit den anderen Fraktionen 
diskutiert. Aber Sie waren überhaupt nicht bereit 
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dazu, im Ausschuss über dieses Gesetz zu reden. 
Sie wollten doch gar keine ernsthafte Beratung über 
den Gesetzentwurf. Ich kann mir auch denken, wa-
rum das so ist. In einer vom Bildungsausschuss an-
beraumten Anhörung zu unserer Gesetzesinitiative 
hätte sich womöglich die übergroße Mehrheit der 
Anzuhörenden gegen das neue Büchergeld ausge-
sprochen. Und einem solchen Realitätsschock mag 
sich die CDU verständlicherweise nicht aussetzen.  
 
Meine Damen und Herren, ähnlich dürftig wie die 
seinerzeitigen Ausführungen des Kollegen Emde wa-
ren jene des Kultusministers. Als Hauptargument ge-
gen unseren Gesetzentwurf hatte er dargelegt, dass 
die von uns postulierte Rückkehr zur uneingeschränk-
ten Lernmittelfreiheit nicht möglich sei. Begründet 
wurde dies damit, dass es eine derartige vollstän-
dige Lernmittelfreiheit nie gegeben habe, da auch 
Arbeits- und Verbrauchsmaterialien Lernmittel seien, 
für die das Land aber nie habe aufkommen müssen. 
Also bei aller Liebe, Herr Minister Goebel, für so man-
che Spitzfindigkeiten, es ist doch wohl so, dass der-
artige Arbeits- und Verbrauchsmaterialien auch noch 
nie ernsthaft mit der Lernmittelfreiheit in Verbindung 
gebracht wurden. Die waren zu keiner Zeit Bestand-
teil der Lernmittelfreiheit und das ist uns doch allen 
klar. Das ist auch jedem verständigen Menschen klar, 
dass eine Rückkehr zur uneingeschränkten Lern-
mittelfreiheit nicht bedeutet, dass der Freistaat den 
Schülern fortan ihre Schreibhefte und Radiergum-
mis bezahlt. Nur bei unserer Landesregierung scheint 
das Motto zu gelten: „Was wir nicht verstehen wol-
len, das verstehen wir eben nicht.“  
 

(Beifall Abg. Becker, SPD) 
 
Meine Damen und Herren, ein anderer Punkt gibt 
mir wesentlich mehr zu denken. Der Minister hat auf 
meine Anfrage hin bezweifelt, dass die Landesel-
ternvertretung mit ihrer deutlichen Ablehnung des 
neuen Büchergeldes „wirklich die mehrheitliche Mei-
nung der Thüringer Eltern vertritt“. Wie Sie zu einer 
solchen Einschätzung angesichts der von mir zitierten 
und vorliegenden 38.000 Widersprüchen von Eltern 
gegen die Lernmittelpauschale kommen, ist mir ab-
solut rätselhaft.  
 

(Beifall bei der SPD) 
 
Eine solche hohe Zahl von Einwänden muss einem 
doch zu denken geben. Da kann man doch nicht 
einfach so tun, als gäbe es keine nennenswerte Kritik 
am eigenen Vorgehen. Wenn Sie mich fragen, gibt 
es gegenwärtig eine ganz andere Institution, die in 
der Frage des Büchergeldes nicht die Interessen 
der Thüringer Eltern vertritt, und das ist die Thürin-
ger Landesregierung.  
 
 

Meine Damen und Herren, unser Gesetzentwurf ist 
Ihnen ja schon aus der ersten Lesung hinreichend 
bekannt. Ich möchte nur kurz noch einmal auf die 
Zielsetzung eingehen, um es auf den Punkt zu brin-
gen. Das Gesetz geht mit unserer Initiative auf die 
unverzügliche Wiederherstellung des bisherigen Sta-
tus quo bei der Lernmittelfreiheit ein. Da sieht der 
Gesetzentwurf die ersatzlose Streichung des neuen 
Büchergeldes und die Rückkehr zur Lernmittelfrei-
heit in ihrem bisherigen aus unserer Sicht uneinge-
schränkten Umfang vor. Unser Gesetzestext lehnt 
sich dabei weitgehend an die gesetzlichen Bestim-
mungen an, wie sie bis einschließlich des Schul-
jahres 2004/05 Gültigkeit besessen haben. So viel 
in aller Kürze zu unserer Gesetzesinitiative.  
 
Ich appelliere noch mal an die Kolleginnen und Kolle-
gen der CDU-Fraktion, nicht länger die Augen und 
Ohren vor den rechtlichen, bildungspolitischen und 
familienpolitischen Problemen zu verschließen, die 
mit der Einführung der Lernmittelpauschale einher-
gehen. Verhalten Sie sich nicht länger, meine Da-
men und Herren, wie die drei Affen in den buddhis-
tischen Schreinen. Öffnen Sie sich der Realität an 
unseren Schulen, wichtiger noch, beziehen Sie Stel-
lung. Ich bitte Sie mit Nachdruck um Zustimmung für 
unseren Gesetzentwurf. Ich danke Ihnen. 
 

(Beifall bei der Linkspartei.PDS, SPD) 
 
Vizepräsidentin Pelke: 
 
Weitere Wortmeldungen von Abgeordneten liegen 
mir nicht vor. Das Wort hat Kultusminister Prof. 
Dr. Goebel. 
 
Prof. Dr. Goebel, Kultusminister: 
 
Frau Präsidentin, meine sehr geehrten Damen und 
Herren, die SPD-Fraktion begehrt die Änderung des 
Thüringer Schulgesetzes dahin gehend, dass die ein-
geführte Elternbeteiligung an den Lernmitteln wie-
der rückgängig gemacht wird.  
 
Meine Damen und Herren, wir haben darüber be-
reits hier ausführlich diskutiert im Zusammenhang 
mit dem Haushaltsgesetz für das Jahr 2005. Im Rah-
men dieses Haushaltsgesetzes, des Haushaltsbe-
gleitgesetzes, haben wir die Möglichkeit zur Erhe-
bung solcher Beiträge eröffnet. 
 

(Beifall Abg. Emde, CDU) 
 
Dies ist in den Ausschüssen und hier im Plenum 
diskutiert worden und dieses hohe Haus hat eine 
Entscheidung getroffen. Ich kann verstehen, dass 
einzelne Abgeordnete, auch ganze Fraktionen mit 
dieser Entscheidung nicht zufrieden sind. Ich kann 
auch verstehen, dass Sie dann sagen, wir wollen das 



2178 Thüringer Landtag - 4. Wahlperiode - 21. Sitzung, 15.09.2005 
 
 
wieder ändern. Aber dass wir alle Diskussionspro-
zesse immer wieder vom Anfang führen sollen, bis 
auch der Letzte überzeugt ist, das, denke ich, wird 
uns nicht möglich sein. Wir haben mit dem Verfah-
ren, das wir nach der Änderung des Schulgesetzes 
im Frühjahr dieses Jahres in Gang setzen konnten, 
inzwischen einen Zustand erreicht, der die Versor-
gung aller Schulen mit Lehrbüchern gut absichert. 
Bis zum gegenwärtigen Zeitpunkt, bis heute also, 
haben mehr als 95 Prozent aller Schulen auch die 
Landesmittel, also den Anteil, der die Gelder ersetzt, 
die in den Schulen nicht eingesammelt werden konn-
ten, beim Land abgerufen. Und das Schuljahr hat 
insgesamt sehr gut begonnen. Störungen bei der 
Buchversorgung hat es nicht gegeben. Nennenswer-
te Schwierigkeiten sind, auch in der Öffentlichkeit, 
nicht bekannt geworden. Bei verschiedenen Einzel-
problemen haben Schulämter und Schulen gemein-
same Lösungen gefunden. 
 
Ich denke, es ist an dieser Stelle richtig und wich-
tig, den Schulen und den Lehrern, die sicherlich in re-
lativ kurzer und gedrängter Zeit das erste Mal die-
ses Verfahren umsetzen mussten, für ihre Umsicht 
in dieser Frage zu danken. 
 

(Beifall bei der CDU) 
 
Meine Damen und Herren, das Land ist nicht be-
liebig leistungsfähig. Wir haben - der Abgeordnete 
Emde hat das hier noch einmal deutlich gemacht - 
die Situation, dass die Einnahmen in den letzten Jah-
ren drastisch zurückgegangen sind, dass wir also 
auch bei den Ausgaben alles auf den Prüfstand stel-
len müssen. Und wir haben bei der Versorgung mit 
Lernmitteln die Situation, dass es einerseits die pe-
riodisch wieder verwendbaren Lernmittel, Schulbü-
cher in aller Regel, gibt, und andererseits die Schulen 
bei der Gestaltung des Unterrichts mit Arbeitsma-
terialien und ähnlichen Dingen arbeiten, die sie den 
Schülern zur Anschaffung anempfehlen. Die Situa-
tion ist die, dass in den letzten Jahren, das ist eine 
sehr breit angelegte Beobachtung, die Aufwendun-
gen, die die Schüler ohne Einschränkung für diese 
einmalig verwertbaren Lernmittel erbringen mussten, 
ständig gestiegen sind.  
 

(Zwischenruf Abg. Döring, SPD:  
Ist ja logisch!) 

 
Deshalb wollten wir hier auch eine Umkehr mit un-
serer Regelung finden und haben den Schulen aufer-
legt, diese einmaligen Arbeitsmittel künftig nur noch 
dann zur Anschaffung zu empfehlen, wenn sie einen 
bestimmten Betrag nicht übersteigen und wenn dies 
mit der Schulkonferenz abgesprochen ist. Die Schu-
len halten sich an dieses Verfahren und es wird dazu 
führen, schon in diesem Jahr, dass die Gesamtauf-
wendungen für die Eltern, auch für die, die Vollzahler 

dieses Beitrags für die Lehrbücher sind, frühere Auf-
wendungen nicht überschreiten. Damit haben wir eine 
Situation geschaffen, denke ich, die durchaus vertret-
bar ist. Im Übrigen, auch das ist hier mehrfach ge-
sagt worden, Regelungen zur Beteiligungen an Lern-
mitteln sind durchaus nicht unüblich in den deutschen 
Ländern. Verfassungsrechtliche Bedenken oder an-
dere rechtliche Bedenken jedenfalls, können wir nicht 
erkennen. Das Verfahren, das wir entwickelt haben, 
ist in einem Maße gestaltet, dass es vertretbar ist, 
es an den Schulen abzuwickeln, und es hat den Vor-
teil, dass die Gelder, die künftig für Lehr- und Lern-
mittel in den Schulen zu verausgaben sind, sicher 
auch bei den Schulen verfügbar sind. Das heißt, das 
Lernmittelbudget bleibt ein Schulbudget und stärkt da-
mit die Eigenverantwortung der Schulen.  
 
In diesem Sinne ist der notwendige zusätzliche Ver-
waltungsaufwand nicht nur vertretbar; eine Schule, 
die eigenverantwortlich handeln will, muss auch Ver-
waltungsaufgaben eigenverantwortlich durchführen 
können, muss planen können, muss protokollieren 
können, muss optimieren können.  
 
Vizepräsidentin Pelke:  
 
Herr Minister, lassen Sie eine Zwischenfrage der 
Abgeordneten Reimann zu? 
 
Prof. Dr. Goebel, Kultusminister: 
 
Ja, sicher.  
 
Vizepräsidentin Pelke: 
 
Bitte schön. 
 
Abgeordnete Reimann, Die Linkspartei.PDS: 
 
Ich hoffe, Sie gehen in Ihren weiteren Ausführun-
gen noch auf das Thema Schulkonten ein. Ich erin-
nere mich an eine Zeit, da durfte ich die 12.000 DM 
für eine Klassenfahrt nicht auf mein Privatkonto, aber 
auch nicht auf ein Schulkonto überweisen und da 
musste ein Privatkonto einer Elternsprecherin her. 
Das, was jetzt praktiziert wird, ist genauso unsau-
ber, ich hoffe, da gibt es noch eine juristische Klä-
rung oder Sie werden uns das jetzt erklären.  
 
Prof. Dr. Goebel, Kultusminister: 
 
Die Konteneinrichtung, so wie sie von uns vorge-
schlagen und genehmigt ist, ist insoweit als Schul-
konto durchaus rechtlich sauber.  
 
Meine Damen und Herren, Fazit … 
 

(Zwischenruf Abg. Höhn, SPD: Was  
heißt denn das nun konkret?) 
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Das heißt genau das konkret, was ich gesagt habe.  
 

(Zwischenruf Abg. Höhn, SPD: Aber  
Sie haben es nicht konkret gesagt.) 

 
Fazit: Meine Damen und Herren, die Entscheidung 
des Landtags im Zusammenhang mit dem Haus-
halt 2005 war richtig und sinnvoll. Bildung muss be-
zahlbar bleiben für alle, auch in Zukunft. Dafür tra-
gen wir Sorge.  
 

(Unruhe bei der Linkspartei.PDS, SPD) 
 
Langfristige Perspektiven sind das Ziel und nicht nur 
kurzfristige Schnellschüsse. Im Übrigen, wir wer-
den ja heute vielleicht noch darüber reden, PISA-E 
2003 hat eindeutig festgestellt, in keinem anderen 
deutschen Land ist die soziale Herkunft so wenig 
ausschlaggebend für den Bildungserfolg wie in Thü-
ringen. Wir liegen da bei der Spitzengruppe der 
PISA-Länder. 
 

(Beifall bei der CDU) 
 
Lassen Sie mich mit einem Satz von Moliére enden.  
 

(Zwischenruf Abg. Matschie, SPD: Das 
wird nicht mehr lange so sein, wenn Sie 
sich durchsetzen.) 

 
Das wird so bleiben, da können Sie sicher sein, Herr 
Matschie. Lassen Sie mich mit einem Satz von Mo-
liére enden: „Wir sind nicht nur verantwortlich für 
das, was wir tun, sondern auch für das, was wir nicht 
tun.“ Und nichts zu tun in dieser Frage ist sicher-
lich nicht der richtige Weg.   
 

(Zwischenruf Abg. Matschie, SPD:  
Das werden wir sehen.) 

 
Vizepräsidentin Pelke: 
 
Herr Minister, lassen Sie noch eine Zwischenfrage 
der Abgeordneten Scheringer-Wright zu? 
 
Prof. Dr. Goebel, Kultusminister: 
 
Bitte sehr.  
 
Vizepräsidentin Pelke: 
 
Bitte schön. 
 
Abgeordnete Dr. Scheringer-Wright, Die Links-
partei.PDS: 
 
Weil Sie gerade PISA angesprochen haben und 
die Perspektive, die sich daraus ergibt und die gan-
zen Kürzungen, möchte ich eine Frage stellen. Ne-

ben der Einführung der Lehrmittelpauschale zeich-
net sich ja jetzt in Schulen ab, gerade auch im Eichs-
feld, dass Stunden gekürzt werden, nicht mehr fi-
nanziert werden. Ich habe z.B. meinen Sohn ange-
meldet in einer Schule, da wurden mir 31 Stunden 
Wochenstunden versichert -  
 
Vizepräsidentin Pelke: 
 
Ich bitte Sie, die Frage zu stellen. 
 
Abgeordnete Dr. Scheringer-Wright, Die Links-
partei.PDS: 
 
genau -, jetzt sind es nur noch 28, weil die 3 zusätz-
lichen Stunden, die sonst immer gegeben wurden, 
nicht mehr finanziert werden.  
 

(Zwischenruf Abg. Wehner, CDU: Frage!) 
 
Sind Sie darüber informiert und wann werden sol-
che Zusatzstunden wieder finanziert?  
 
Prof. Dr. Goebel, Kultusminister: 
 
Der im Stundenplan gesetzlich ausgewiesene Stun-
denumfang wird in jedem Fall garantiert. Es kann 
nicht in jedem Fall Stundenumfang, der zusätzlich 
erteilt worden ist, dauerhaft unterrichtet werden.  
 
Vizepräsidentin Pelke: 
 
Danke. Es liegen keine weiteren Wortmeldungen vor. 
Damit kommen wir zur Abstimmung über den Ge-
setzentwurf. Zur Geschäftsordnung, Abgeordnete 
Groß. 
 
Abgeordnete Groß, CDU: 
 
Namens der CDU-Fraktion beantrage ich nament-
liche Abstimmung. 
 
Vizepräsidentin Pelke: 
 
Damit kommen wir zur namentlichen Abstimmung 
über den Gesetzentwurf der Fraktion der SPD in 
Drucksache 4/971 in zweiter Beratung. Ich bitte, die 
Stimmkarten einzusammeln.  
 
Hat jeder Abgeordnete seine Stimmkarte abgege-
ben? Das ist der Fall. Dann schließe ich die Wahl-
handlung und bitte um Auszählung.  
 
Ich möchte das Ergebnis der Abstimmung bekannt 
geben. Es wurden 77 Stimmen abgegeben, Jastim-
men 34, Neinstimmen 43, damit ist der Gesetzent-
wurf mit Mehrheit abgelehnt worden (namentliche 
Abstimmung siehe Anlage 2).  
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Ich schließe den Tagesordnungspunkt 5 und rufe 
den Tagesordnungspunkt 6 auf 
 

Zweites Gesetz zur Änderung des  
Thüringer Gesetzes zur Ausführung  
des Sozialgerichtsgesetzes  
Gesetzentwurf der Landesregierung 
- Drucksache 4/1188 - 
ERSTE BERATUNG 

 
Wünscht die Landesregierung das Wort zur Begrün-
dung? Minister Schliemann, Sie haben das Wort. 
 
Schliemann, Justizminister: 
 
Frau Vizepräsidentin, meine Damen und Herren Ab-
geordneten, bei der Erarbeitung des Thüringer Ge-
setzes zur Ausführung des Sozialgerichtsgesetzes 
zu Beginn der 90er-Jahre ist davon ausgegangen 
worden, dass die Konzentration aller erstinstanz-
lichen Verfahren in so genannten Knappschaftssa-
chen bei einem einzigen Sozialgericht sowohl im In-
teresse der Rechtspflege als auch bei der Recht 
suchenden Bevölkerung liege. Diese Einschätzung 
war richtig, aber aufgrund der verhältnismäßig ge-
ringer gewordenen Zahl knappschaftlich Versicher-
ter im Ostthüringer Raum - die Konzentration er-
folgte nach Altenburg - haben sich die Dinge um ei-
niges geändert. Nach den Erfahrungen der letzten 
Jahre in der gerichtlichen Praxis - und die Anre-
gung kommt aus der gerichtlichen Praxis - bringt 
diese Konzentration inzwischen mehr Nachteile als 
Vorteile mit sich. Die Eingangszahlen befinden sich in 
diesen Sachen auf einem relativ niedrigen Niveau, 
sie verteilen sich auch relativ gleichmäßig auf alle 
vier Thüringer Bezirke der Sozialgerichte und das 
bedeutet dann, dass für einen großen Teil der Recht 
Suchenden eine Anreise stets ganz nach Osten - 
nach Altenburg - erforderlich ist. Das können etliche 
der Kläger nicht mehr leisten und damit wird es im-
mer schwieriger für diese Kläger, vom Grundsatz des 
rechtlichen Gehörs auch wirklich Gebrauch machen 
zu können.  
 
Für die Qualität der Rechtsprechung bietet die Zu-
ständigkeitskonzentration aber auch deswegen keine 
Vorteile mehr, weil die Verfahren und die Gegen-
stände der Knappschaftsversicherung nach diversen 
Rechtsänderungen gegenüber anderen normalen so-
zusagen sozialversicherungsrechtlichen Sachen kei-
ne solche Besonderheiten mehr aufweisen, dass ei-
ne fachliche Spezialisierung unbedingt erforderlich 
ist. Im Gegenteil, wie weit es gegangen ist, zeigt, ab 
1. Oktober 2005 wird die Knappschaft ihre Eigen-
ständigkeit durch Zusammenlegung mit anderen So-
zialversicherungsträgern verlieren.  
 
Es gibt ein weiteres Problem. Wir finden inzwischen 
bei Änderung der Wirtschaftslandschaft kaum eine 

hinreichende Zahl ehrenamtlicher Richter aus dem 
Bergbau. Damit können wir also auch den beson-
deren Sachverstand der ehrenamtlichen Richter gar 
nicht mehr konzentrieren, geschweige denn in der 
Weise aufrechterhalten. Daher die Bitte an das ho-
he Haus - zusätzliche Kosten entstehen durch die 
ganze Geschichte ohnehin nicht -, dem Gesetz nach 
entsprechender parlamentarischer Behandlung zu-
zustimmen. Danke sehr. 
 

(Beifall bei der CDU) 
 
Vizepräsidentin Pelke: 
 
Herzlichen Dank. Es liegen mir keine Wortmeldun-
gen zur Aussprache vor. Frau Abgeordnete Groß, 
Sie hatten sich gemeldet. 
 
Abgeordnete Groß, CDU: 
 
Die CDU-Fraktion beantragt die Überweisung des 
Gesetzentwurfs an den Ausschuss für Justiz, Bun-
des- und Europaangelegenheiten. 
 
Vizepräsidentin Pelke: 
 
Herzlichen Dank. Weitere Ausschussüberweisungen 
wurden nicht beantragt. Dann komme ich zur Ab-
stimmung. Wer dafür ist, dass der Gesetzentwurf 
an den Ausschuss für Justiz, Bundes- und Europa-
angelegenheiten überwiesen wird, den bitte ich um 
das Handzeichen. Danke schön. Gegenstimmen? 
Stimmenthaltungen? Damit ist das einstimmig so be-
schlossen und wir brauchen auch die Federführung 
nicht festzulegen. Ich schließe den Tagesordnungs-
punkt 6 und rufe den Tagesordnungspunkt 19 auf 
 

Fragestunde 
 
Wir beginnen mit der ersten Mündlichen Anfrage des 
Abgeordneten Dr. Hahnemann, Die Linkspartei.PDS, 
in Drucksache 4/1025, vorgetragen durch Abgeord-
nete Berninger. Bitte schön. 
 
Abgeordnete Berninger, Die Linkspartei.PDS: 
 
Meldung rechtsextremistischer oder fremdenfeind-
licher Straftaten in Thüringen 
 
In der Antwort der Bundesregierung auf die schrift-
liche Anfrage der Abgeordneten Petra Pau, Bun-
destagsdrucksache 15/5944, wird eine Übersicht zu 
rechtsextremistischen oder fremdenfeindlichen Straf-
taten in den Bundesländern für den Monat Juni ge-
geben. Die Gesamtzahl beträgt 745 Straftaten. Aus 
Thüringen wurden keine Straftaten gemeldet. Dem-
gegenüber verzeichnete die Antwort der Landesre-
gierung auf die Kleine Anfrage Nr. 418 in Drucksa-
che 4/1114 einen Anstieg der entsprechenden Straf-
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taten im II. Quartal gegenüber den Vormonaten (vgl. 
Antwort der Landesregierung auf die Kleine Anfra-
ge Nr. 326 in der Drucksache 4/967). Aus einer vor-
läufigen Antwort der Bundesregierung an die Bun-
destagsabgeordnete Pau geht hervor, dass für den 
Monat Juli keine Straftaten aus Thüringen vorlagen.  
 
Dr. Hahnemann fragt die Landesregierung: 
 
1. Hat die Landesregierung keine rechtsextremis-
tischen oder fremdenfeindlichen Straftaten für die 
Erstellung der oben genannten bundesweiten Über-
sichten für die Monate Juni und Juli gemeldet oder 
liegen andere Gründe für das Fehlen der Zahlen 
vor und wenn ja, welche? 
 
2. Wie hoch lag die Zahl der rechtsextremistischen 
oder fremdenfeindlichen Straftaten in Thüringen in 
den Monaten Juni und Juli? 
 
3. Wird in Zukunft eine zeitnahe Mitteilung der Fall-
zahlen an die Bundesregierung vorgenommen? 
 
4. Wie bewertet die Landesregierung mit Blick auf 
ihre Antwort auf die Kleine Anfrage Nr. 418 in der 
Drucksache 4/1114 den zu verzeichnenden Anstieg 
der rechtsextremistischen oder fremdenfeindlichen 
Straftaten in Thüringen im II. Quartal? 
 
Vizepräsidentin Pelke: 
 
Ich bedanke mich jetzt ganz herzlich für die Münd-
liche Anfrage. Aber Sie haben die verkehrte Anfra-
ge vorgetragen. Ich hatte aufgerufen die Anfrage in 
Drucksache 4/1025. Sie haben vorgetragen die 
Drucksache 4/1179. Ich würde Sie jetzt herzlich bit-
ten, die Drucksache 4/1025 vorzutragen, damit der 
Minister dann antworten kann.  
 

(Unruhe bei der CDU) 
 
Abgeordnete Berninger, Die Linkspartei.PDS: 
 
Bitte um Entschuldigung. Geschlafen habe ich nicht, 
sonst hätte ich ja keine Frage vorlesen können.  
 
NPD-Aufmarsch und Gegenaktivitäten in Erfurt am 
25. Juni 2005 
 
Am 25. Juni 2005 fand in Erfurt eine Demonstration 
der rechtsextremen NPD statt. Dagegen organisier-
ten verschiedene Veranstalter Gegenaktivitäten. Im 
Laufe der Versammlungen kam es zu polizeilichen 
Maßnahmen gegen Teilnehmer. 
 
Dr. Hahnemann fragt die Landesregierung: 
 
1. Welche strafbaren Handlungen, Ordnungswidrig-
keiten oder Verstöße gegen Auflagen stellten Poli-

zei bzw. Ordnungsbehörden bei Teilnehmern der 
rechtsextremen Versammlung fest und wie wurden 
diese geahndet? 
 
2. Welche strafbaren Handlungen, Ordnungswidrig-
keiten oder Verstöße gegen Auflagen stellten Poli-
zei bzw. Ordnungsbehörden bei Teilnehmern der Ge-
genaktivitäten fest und wie wurden diese geahndet? 
 
3. Welche polizeilichen Maßnahmen betrafen Dritte? 
 
4. Welche polizeilichen Maßnahmen wurden gegen 
Personen wegen strafbarer Handlungen, Ordnungs-
widrigkeiten oder Verstößen gegen Auflagen bei frü-
heren Veranstaltungen durchgeführt? 
 
Vizepräsidentin Pelke: 
 
Danke. Es antwortet Minister Dr. Gasser. 
 
Dr. Gasser, Innenminister: 
 
Sehr geehrte Frau Präsidentin, sehr geehrte Damen 
und Herren Abgeordnete, die Mündliche Anfrage des 
Abgeordneten Dr. Hahnemann beantworte ich na-
mens der Landesregierung wie folgt: 
 
Einleitend möchte ich darauf verweisen, dass die 
in der Antwort zu den Fragen 1 und 2 genannten 
Zahlen aufgrund weiterer Ermittlungen nach dem 
25. Juni 2005 von denen früherer Berichterstattun-
gen abweichen können. Da die Ermittlungen bisher 
nicht abgeschlossen sind, können weitere Verän-
derungen nicht ausgeschlossen werden.  
 
Zu Frage 1: Es wurden folgende Verstöße bei Teil-
nehmern der rechtsextremistischen Versammlungen 
festgestellt: eine Beleidigung, zwei Verstöße gegen 
§ 86 a Strafgesetzbuch - Verwenden von Kennzei-
chen verfassungswidriger Organisationen. Gegen die 
Tatverdächtigen wurden Ermittlungsverfahren einge-
leitet. Die Ermittlungen der Polizei und der Staats-
anwaltschaft sind noch nicht abgeschlossen. Im Rah-
men der Vorkontrolle wurden durch präventive Maß-
nahmen in 34 Fällen Verstöße gegen Auflagen ver-
hindert. Diese betrafen insbesondere das Tragen 
von Uniformteilen und Springerstiefeln sowie das Mit-
führen von Gegenständen, u.a. Flaschen, Dosen, 
vier Landesdienstflaggen und eine Reichskriegsflag-
ge, die sichergestellt wurde. Darüber hinaus wurde 
die Länge von Fahnenstangen und von Seitentrans-
parenten beanstandet.  
 
Zu Frage 2: Es wurden folgende Verstöße von Teil-
nehmern der Gegenaktivitäten festgestellt: Fünf Ver-
stöße gegen das Versammlungsgesetz - es handelt 
sich u.a. um das Führen von Schutzbewaffnungen, 
das Mitführen von verbotenen Gegenständen und 
Verstöße gegen das Vermummungsverbot; sechs 
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Beleidigungen, siebenmal Widerstand gegen Voll-
streckungsbeamte, eine Sachbeschädigung, ein Ver-
stoß gegen § 86 a Strafgesetzbuch, fünf gefähr-
liche Körperverletzungen, einmal Erregen öffentlichen 
Ärgernisses, Beleidigung. Gegen die Tatverdächtigen 
wurden Ermittlungsverfahren eingeleitet. Die Ermitt-
lungen der Polizei und der Staatsanwaltschaft sind 
noch nicht abgeschlossen. Darüber hinaus wurden elf 
Verstöße im Sinne des § 113 Ordnungswidrigkeits-
gesetz - unerlaubte Ansammlung - festgestellt. Von 
diesen wurden dem Ordnungsamt Erfurt acht Ord-
nungswidrigkeitsanzeigen zur abschließenden Bear-
beitung übergeben. Drei Ordnungswidrigkeitsanzei-
gen stehen im Zusammenhang mit Ermittlungsver-
fahren und werden deshalb der Staatsanwaltschaft 
übergeben.  
 
Zu Frage 3: Dritte, das heißt, Personen, die sich we-
der an der rechtsextremistischen Versammlung noch 
an den Gegenaktivitäten beteiligt haben, waren von 
polizeilichen Maßnahmen des Veranstaltungsschut-
zes - Einschränkung der Freizügigkeit im Bereich 
Verkehr und Bewegung - betroffen.  
 
Zu Frage 4: Bei Veranstaltungen mit Versammlungs-
anmeldungen zweier rivalisierender Seiten werden 
durch die Polizei in der Regel gleichartige Rechts-
verstöße wie am 25. Juni festgestellt. Die Maßnah-
men der Polizei zur Verhinderung, Unterbindung und 
Ahndung der Rechtsverletzungen richten sich wie 
auch am 25. Juni 2005 nach den einschlägigen 
Rechtsvorschriften.  
 
Vizepräsidentin Pelke: 
 
Danke. Gibt es Nachfragen? Das ist nicht der Fall. 
Damit kommen wir zur nächsten Mündlichen An-
frage, eine des Abgeordneten Panse, CDU-Fraktion, 
in Drucksache 4/1046 - berichtigte Fassung.  
 
Abgeordneter Panse, CDU: 
 
Konsumverhalten bei Alkopops 
 
Der Bundestag hat beschlossen, dass seit dem 1. Au-
gust 2004 eine Sondersteuer auf so genannte Al-
kopops erhoben wird. Schon bei der Einführung be-
standen Befürchtungen, dass Spirituosenhersteller 
vermehrt auf bier- und weinhaltige Mischgetränke 
umstellen. 
 
Ich frage die Landesregierung: 
 
1. Wie hat sich das Konsumverhalten der Thüringer 
Jugendlichen beim Genuss von Alkopops seit der 
Steuereinführung verändert? 
 
2. Wie bewertet die Landesregierung das bestehende 
Risiko bei diesen Alkoholmischgetränken als Ein-

stiegsdroge für Alkoholabhängigkeit? 
 
3. Sind der Landesregierung Fälle bekannt geworden, 
dass Unternehmen, die derartige Getränke herstel-
len, verstärkt Umsatzprobleme bekamen? 
 
4. Sieht die Landesregierung in der finanziellen Mehr-
belastung der Konsumenten den richtigen Weg in 
der Suchtbekämpfung? 
 
Vizepräsidentin Pelke: 
 
Danke. Es antwortet Staatssekretär Illert. 
 
Illert, Staatssekretär: 
 
Sehr geehrte Frau Präsidentin, sehr geehrte Damen 
und Herren Abgeordnete, namens der Landesre-
gierung beantworte ich die Mündliche Anfrage wie 
folgt: 
 
Zu Frage 1: Nach In-Kraft-Treten des Alkopopsteuer-
gesetzes vom 1. Juli 2004 gab es einen signifikan-
ten Rückgang beim Konsum spirituosenhaltiger 
Mischgetränke. Das zeigen zwei für die Bundesre-
publik Deutschland repräsentative Studien, die im 
Frühjahr 2004 bzw. 2005, also unmittelbar vor und 
ummittelbar nach Einführung des Alkopopsteuerge-
setzes durchgeführt wurden. Sie bilden das Trink-
verhalten junger Menschen im Alter zwischen 12 
und 17 Jahren ab. Diese Untersuchungsergebnis-
se können grundsätzlich auch auf Thüringen bezo-
gen werden. In der Gruppe der 12- bis 17-Jährigen 
ist der Konsum von Alkopops fast um die Hälfte ge-
sunken.  
 
Zu Frage 2: Alkoholische Mischgetränke haben in 
den vergangenen Jahren durch ihre jugendgemä-
ße Aufmachung und ihren süßen, den Alkoholge-
halt maskierenden Geschmack dazu beigetragen, 
dass junge Menschen mehr trinken und dass sie 
früher mit dem Trinken beginnen. All das ist mit viel-
fältigen Gefahren verbunden, die sich sowohl auf 
die Sofortwirkungen als auch auf die Langzeitwir-
kungen des Alkohols beziehen. Alkopops und ihre 
jugendkulturelle Einbindung begünstigen, dass für 
junge Menschen das Trinken zu einer Gewohnheit 
wird. Damit steigt langfristig gesehen die Gefahr kör-
perlicher Schädigungen bis hin zur Entwicklung ei-
ner Alkoholabhängigkeit mit ihren fatalen Folgen.  
 
Zu Frage 3: Im Freistaat Thüringen werden von Ge-
tränkeherstellern keine Alkopops produziert.  
 
Zu Frage 4: Bei der Suchtbekämpfung müssen alle 
erdenklich möglichen Wege beschritten werden. Ei-
nen Königsweg gibt es nicht. Die Suchtbekämpfung 
ist auch keine Angelegenheit, die nur durch Gesetz 
geregelt werden kann. So spielt das Vorbildverhal-
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ten der Eltern und Lehrer ebenso eine wichtige Rolle 
wie die gesellschaftliche Ächtung von Alkoholmiss-
brauch. Die getroffenen Maßnahmen gegen Alko-
pops haben sich als richtig erwiesen. Damit wur-
den auch langjährige Forderungen Thüringens um-
gesetzt, die im Rahmen der Jugendministerkonfe-
renz erhoben wurden. 
 
Vizepräsidentin Pelke: 
 
Danke schön. Es gibt eine Nachfrage. Herr Abge-
ordneter Panse. 
 
Abgeordneter Panse, CDU: 
 
Angesichts der erfreulichen Entwicklung, dass zu-
mindest in diesem Bereich sich das Konsumverhalten 
verändert hat und offensichtlich auch nicht auf bier- 
und weinmischhaltige Getränke ausgewichen wurde, 
möchte ich fragen, ob die Landesregierung gege-
benenfalls auch Bestrebungen unterstützen würde, 
wenn neue Formen entsprechend auftreten. Derzeit 
beobachtet man ja Alkohol in Tubenform oder auf 
Pulverbasis, was in der Szene inzwischen eine Rolle 
spielt, dass auch dieses entsprechend finanziell be-
lastet werden würde. Ich weiß, dass diese Diskus-
sion bereits in einigen Bundesländern geführt wird.  
 
Illert, Staatssekretär: 
 
Es liegt in der Konsequenz der Sache, dass die 
Landesregierung, wenn sie den Eindruck hat, dass 
diese Entwicklungen überhand nehmen, ähnlich rea-
gieren wird und ähnliche Initiativen unterstützt bzw. 
selbst ergreift.  
 
Vizepräsidentin Pelke: 
 
Weitere Nachfragen gibt es nicht. Dann kommen 
wir zur nächsten Mündlichen Anfrage. Abgeordne-
ter Günther, CDU-Fraktion, Drucksache 4/1047.  
 
Abgeordneter Günther, CDU: 
 
Rettung von Leben durch Organspenden 
 
Gerade einmal 12 Prozent aller Bundesbürger ha-
ben nach einer Forsa-Umfrage einen Organspender-
ausweis. In Deutschland warten 12.000 Menschen 
auf ein Organ. Im Vergleich zum Vorjahr ging die 
Zahl der Organspender um mehr als 10 Prozent zu-
rück. Im Freistaat Thüringen liegt die Spendebereit-
schaft noch über dem Bundesdurchschnitt. 
 
Ich frage die Landesregierung: 
 
1. Was oder wie unterstützt die Landesregierung die 
Aufklärung über Organspende? 
 

2. Hält die Landesregierung eine Prämie für Organ-
spender in Form von Steuerermäßigungen für sinn-
voll? 
 
3. Sind der Landesregierung besondere Vorbehal-
te gegen Organspende bekannt? 
 
Vizepräsidentin Pelke: 
 
Es antwortet Staatssekretär Illert. 
 
Illert, Staatssekretär: 
 
Sehr geehrte Frau Präsidentin, sehr geehrte Damen 
und Herren Abgeordnete, namens der Landesre-
gierung beantworte ich die Mündliche Anfrage des 
Abgeordneten Günther wie folgt: 
 
Zu Frage 1: Die Landesregierung informiert konti-
nuierlich vor allem die Einrichtungen des Gesund-
heitswesens, Arztpraxen und Apotheken. Wir haben 
in hoher Auflage ein Faltblatt herausgegeben, das 
Informationen und einen Organspenderausweis ent-
hält. Diese Publikation ist auch über das Internet 
verfügbar. Weiterhin hat sich Thüringen an einer ge-
meinsamen Kampagne mit den Ländern Sachsen 
und Sachsen-Anhalt beteiligt. Während dieser drei-
wöchigen Kampagne in den genannten Ländern fan-
den zahlreiche Veranstaltungen statt, z.B. Infostände 
in großen Einkaufszentren, Beteiligungen an Mes-
sen und Ausstellungen. Das TMSFG hat zum Bei-
spiel auf der Thüringen-Ausstellung in Erfurt, am Tag 
der offenen Tür des Landtags und in einem großen 
Erfurter Einkaufszentrum für Organspende gewor-
ben. Diese Aktionen werden zum Thüringentag in 
Meiningen fortgesetzt. Minister Dr. Zeh hat einen 
öffentlichen Arbeitsbesuch im Transplantationszent-
rum in Jena unternommen. Zweifellos ist durch die 
vielfache Berichterstattung eine Sensibilisierung der 
Öffentlichkeit erfolgt. Abschluss der gemeinsamen 
Kampagne der drei Länder war eine Festveranstal-
tung zum Tag der Organspende in Dessau, an der 
alle drei Gesundheitsminister teilnahmen. Das Kli-
nikum Erfurt wurde dort neben je einem Kranken-
haus aus den anderen beiden Ländern für seine 
überzeugende Mitarbeit bei der Organspende aus-
gezeichnet. Ergänzend dazu gab es zahlreiche Pres-
seerklärungen und -artikel des TMSFG zum The-
ma „Organspende“.  
 
Zu Frage 2: Nein. Organspenden sollten weiterhin 
freiwillig und uneigennützig erfolgen, denn es han-
delt sich um einen Akt menschlicher Solidarität.  
 
Zu Frage 3: Besondere Vorbehalte gegen Organ-
spenden sind der Landesregierung nicht bekannt. 
Es gibt jedoch bei einzelnen Bürgern noch weite-
ren Informations- und Aufklärungsbedarf, um eine be-
wusste, eigenverantwortliche Entscheidung für eine 
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Organspende treffen zu können.  
 
Vizepräsidentin Pelke: 
 
Danke. Gibt es Nachfragen? Bitte schön.  
 
Abgeordnete Dr. Fuchs, Die Linkspartei.PDS: 
 
Trotz Ihrer genannten Öffentlichkeitsarbeit, die ich 
schätze und auch begrüße, hat sich ja herausge-
stellt, dass das Transplantationsgesetz, das vor Jah-
ren im Bundestag verabschiedet worden ist - es gab 
ja vier Gesetzentwürfe - doch nicht so gekommen 
ist, dass die Spendenbereitschaft wesentlich gestie-
gen ist, dass man davon Gebrauch gemacht hat. Als 
damals das Transplantationsgesetz gemacht wur-
de, gab es auch die Widerspruchslösung als einen 
Gesetzesansatz. Die Frage, die ich jetzt habe: Wie 
stehen Sie zu dieser Widerspruchslösung? Wäre das 
ein Weg, die notwendigen Organspenden, die wir 
brauchen, was ja auch freiwillig wäre, nur umge-
kehrt? Wie stehen Sie dazu und können Sie sich 
vorstellen, als Land Thüringen vielleicht auch da ini-
tiativ zu werden? Darf ich eine zweite Frage anhän-
gen oder muss ich da noch warten? 
 
Vizepräsidentin Pelke: 
 
Hängen wir die zweite gleich dran.  
 
Abgeordnete Dr. Fuchs, Die Linkspartei.PDS: 
 
Haben Sie eine Übersicht, inwieweit der Anteil von 
Thüringer Krankenhäusern an Organspenden ge-
geben ist oder ist diese Frage jetzt eine kleine Über-
forderung? 
 
Illert, Staatssekretär: 
 
Zunächst die erste und dann die zweite Frage. Nein, 
wir sind keine Anhänger der Widerspruchslösung. 
Wir meinen, dass die aktive Entscheidung zur Spen-
de das Richtige ist. Deswegen ist nicht beabsich-
tigt, den Ansatz der Widerspruchslösung weiter zu 
verfolgen.  
 
Zu Frage 2: Ich würde das gerne direkt beantworten, 
bin mir aber nicht ganz sicher über die Zahl, die ich 
im Kopf habe. Wir stellen die Zahlen zur Verfügung.  
 
Vizepräsidentin Pelke: 
 
Danke schön. Weitere Nachfragen gibt es nicht. Da-
mit kommen wir zur nächsten Mündlichen Anfrage 
des Abgeordneten Worm, CDU-Fraktion, in Druck-
sache 4/1055. 
 
 
 

Abgeordneter Worm, CDU: 
 
Versorgung der Bevölkerung mit Blutkonserven 
 
In einer Pressemitteilung der dpa am 4. Juli 2005 
wurde mitgeteilt, dass Blutspendedienste in Rund-
briefen den alljährlichen Engpässen an Blutkonser-
ven in den Sommermonaten entgegenwirken. 
 
Ich frage die Landesregierung: 
 
1. Wie hoch war das Blutspendeaufkommen in den 
Hauptferienmonaten der Jahre 2000 bis 2004? 
 
2. Wie stellte sich der Bedarf an Blutkonserven in 
den Hauptferienmonaten der Jahre 2000 bis 2004 
dar? 
 
3. Wie unterstützt die Landesregierung die Blutspen-
dedienste bei der Erhöhung des Spendenaufkom-
mens? 
 
4. Sieht die Landesregierung aktuell die Gefahr der 
Unterversorgung der Patienten in Arztpraxen/Kran-
kenhäusern? 
 
Vizepräsidentin Pelke: 
 
Danke. Es antwortet Staatssekretär Illert.  
 
Illert, Staatssekretär: 
 
Sehr geehrte Frau Präsidentin, sehr geehrte Damen 
und Herren Abgeordnete, namens der Landesregie-
rung beantworte ich die Mündliche Anfrage des Ab-
geordneten Worm wie folgt: 
 
Zu Frage 1: Im Juli und August der jeweils zurück-
liegenden Jahre wurden immer etwa 12.000 Blut-
spenden entnommen. Das Blutspendeaufkommen 
der Thüringer Blutspendedienste unterscheidet sich 
in den zurückliegenden Hauptferienmonaten nicht 
wesentlich von dem Aufkommen der anderen Mo-
nate des Jahres.  
 
Zu Frage 2: Auch der Bedarf an Blutkonserven ent-
spricht während der Monate Juli und August annä-
hernd dem durchschnittlichen monatlichen Jahres-
bedarf. Aufgrund des intensiveren Reiseverkehrs in 
den Ferienmonaten steigt allerdings im Sommer le-
diglich der Bedarf für die Akutversorgung von Un-
fallopfern in einigen Regionen an. Dieser Mehrbe-
darf konnte bisher durch die gute überregionale Zu-
sammenarbeit der Blutspendedienste ausgeglichen 
werden.  
 
Zu Frage 3: Das Spendenaufkommen hängt in ers-
ter Linie von der Spendenbereitschaft der Bevölke-
rung, aber auch von der Organisation und Leistungs-
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fähigkeit der Blutspendedienste in den einzelnen 
Regionen ab. Mehrmals jährlich ruft die Landesre-
gierung öffentlich zu Blutspenden auf. In den Lan-
desbehörden finden regelmäßige Blutspendetermi-
ne statt, die von den Bediensteten umfangreich wahr-
genommen werden. Die Rahmenbedingungen für 
das Blutspendewesen in Thüringen und für die Si-
cherheit der Spender und der Empfänger sind gut.  
 
Zu Frage 4: Nein. Derzeit ist die Versorgung in Thü-
ringen gesichert. Es gibt keine Anhaltspunkte für ei-
nen Mangel. Aufgrund der begrenzten Haltbarkeit 
ist es jedoch nicht möglich, größere Vorräte anzu-
legen. Daher besteht bei besonderen Versorgungs-
lagen bzw. Erkrankungsgeschehen immer ein po-
tenzielles Risiko der Unterversorgung. Dies konnte 
bisher stets durch eine erhöhte Spendenbereitschaft 
aufgefangen werden. 
 
Vizepräsidentin Pelke: 
 
Danke. Gibt es Nachfragen? Bitte schön, Herr Ab-
geordneter Wehner.  
 
Abgeordneter Wehner, CDU: 
 
Herr Staatssekretär, Sie sprachen von Blutspende-
diensten. Mir ist nur ein Thüringer Blutspendedienst 
bekannt. Worum handelt es sich denn in der Mehr-
zahl? 
 
Illert, Staatssekretär: 
 
Es war ein schlichter Versprecher. Ich bitte um Ent-
schuldigung.  
 
Vizepräsidentin Pelke: 
 
Das ist geklärt. Weitere Nachfragen gibt es nicht. 
Danke. Wir kommen zur nächsten Mündlichen An-
frage des Abgeordneten Gumprecht, CDU-Fraktion, 
in Drucksache 4/1059. 
 
Abgeordneter Gumprecht, CDU: 
 
Fusion der Landesversicherungsanstalten in Mittel-
deutschland 
 
Aufgrund des Gesetzes zur Organisationsreform in 
der gesetzlichen Rentenversicherung vom 9. Dezem-
ber 2004 sind auch Fusionen von Landesversiche-
rungsanstalten angezeigt, wenn damit eine Steige-
rung der Wirtschaftlichkeit einhergeht. 
 
In diesem Zusammenhang führen die Landesversi-
cherungsanstalten von Sachsen, Sachsen-Anhalt und 
Thüringen Fusionsverhandlungen zur Errichtung ei-
ner Landesversicherungsanstalt Mitteldeutschland. 
 

Ich frage die Landesregierung: 
 
1. Wie ist der Stand der Fusionsverhandlungen ein-
schließlich des erforderlichen Genehmigungsverfah-
rens durch die beteiligten Länder? 
 
2. Zu welchem Termin soll die Fusion wirksam wer-
den? 
 
Vizepräsidentin Pelke: 
 
Danke. Es antwortet wieder Staatssekretär Illert.  
 
Illert, Staatssekretär: 
 
Frau Präsidentin, meine sehr geehrten Damen und 
Herren Abgeordneten, namens der Landesregierung 
beantworte ich die Mündliche Anfrage des Abge-
ordneten Gumprecht wie folgt: 
 
Zu Frage 1: Die Fusionsverhandlungen sind erfolg-
reich verlaufen und abgeschlossen. Die Genehmi-
gungsbescheide sind erteilt. Einer Fusion der drei 
mitteldeutschen Landesversicherungsanstalten zum 
1. Oktober dieses Jahres steht nichts mehr entge-
gen. Bund und Länder haben gemeinsam ein Ge-
setz zur Organisationsreform in der gesetzlichen 
Rentenversicherung in Bundestag und Bundesrat 
beschlossen. Das Gesetz wird in seinen organisa-
torischen Kernpunkten zum 1. Oktober 2005 wirk-
sam. Dazu gehört u.a. auch eine neue Struktur der 
Versicherungsträger auf Bundes- und Landesebe-
ne. Auf Länderebene sind Zusammenschlüsse vor-
gesehen, um die im Organisationsgesetz geforder-
te Verwaltungskostenreduzierung von 350 Mio. € 
zu erreichen. Innerhalb der Selbstverwaltung der Lan-
desversicherungsanstalten Sachsen, Sachsen-An-
halt und Thüringen wurden schon vor längerer Zeit 
Fusionsverhandlungen aufgenommen und nunmehr 
erfolgreich abgeschlossen.  
 
Zu Frage 2: Der neue Versicherungsträger mit dem 
Namen „Deutsche Rentenversicherung Mitteldeutsch-
land“ wird seinen Sitz in Leipzig haben und am 1. Ok-
tober 2005 seine Arbeit aufnehmen. Sie wird vom 
ehemaligen Thüringer LVA-Geschäftsführer Dr. Wolf-
gang Kohl geleitet. Wichtig ist, dass auch in Zukunft 
die gesamte Leistungsbearbeitung weiterhin in Thü-
ringen erledigt wird. Dadurch wird sich für die Ver-
sicherten und Rentner in Thüringen nichts ändern. 
Die entsprechenden Arbeitsplätze sind in Thüringen 
gesichert. Die gesamte Maßnahme stellt eine zu-
kunftsweisende Entscheidung für die Region Mittel-
deutschland dar. Auf Initiative von Thüringen konn-
te sozusagen im letzten Moment durch ein kurzfris-
tiges Dreiländertreffen grünes Licht für die Fusion 
gegeben werden. Sie erinnern sich an die Bericht-
erstattung der letzten Stunden vor der Entscheidung.  
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Vizepräsidentin Pelke: 
 
Danke. Gibt es Nachfragen? Das ist nicht der Fall. 
Damit kommen wir zur nächsten Mündlichen Anfrage 
des Abgeordneten Kuschel, Die Linkspartei.PDS-
Fraktion, in Drucksache 4/1092. 
 
Abgeordneter Kuschel, Die Linkspartei.PDS: 
 
Aufwandsentschädigung für ehrenamtliche kommu-
nale Wahlbeamte  
 
Die ehrenamtlichen kommunalen Wahlbeamten er-
halten für die Dauer ihrer Tätigkeit eine angemes-
sene Aufwandsentschädigung. Die Höhe der Auf-
wandsentschädigung wird jeweils durch Beschluss 
des Gemeinderates/Kreistages in der Hauptsatzung 
bestimmt. Bei der Festsetzung sind die Einwohner-
zahl, die Schwierigkeiten der Verwaltungsverhältnisse 
und der Umfang der Beanspruchung des ehrenamt-
lichen kommunalen Wahlbeamten zu berücksichti-
gen. Die Höchstsätze für die Aufwandsentschädigun-
gen sind in der Thüringer Verordnung über die Auf-
wandsentschädigung der ehrenamtlichen kommuna-
len Wahlbeamten geregelt. Die Mindestaufwands-
entschädigung beträgt 50 Prozent dieser Höchst-
sätze.  
 
Der Gemeinderat Geismar beabsichtigte, durch Än-
derung der Hauptsatzung die Aufwandsentschädi-
gung für den ehrenamtlichen Bürgermeister von bis-
her 1.100 € auf 730 € zu reduzieren. Der möglichs-
te Höchstsatz für die Aufwandsentschädigung des 
ehrenamtlichen Bürgermeisters beträgt im vorliegen-
den Fall 1.120 €, der Mindestsatz somit 560 €.  
 
Dieser Beschluss wurde durch die zuständige Kom-
munalaufsicht des Landratsamts beanstandet.  
 
Ich frage die Landesregierung:  
 
1. Unter welchen Voraussetzungen ist der Gemein-
derat berechtigt, die Aufwandsentschädigung eines 
ehrenamtlichen kommunalen Wahlbeamten während 
der Amtszeit zu verändern und liegen diese Voraus-
setzungen im dargestellten Fall vor?  
 
2. Mit welcher Begründung hat die zuständige Kom-
munalaufsicht im vorliegenden Fall den Beschluss 
des Gemeinderates beanstandet?  
 
3. Inwieweit werden durch die Beanstandung des Be-
schlusses zur Neufestsetzung der Aufwandsentschä-
digung für den ehrenamtlichen Bürgermeister der 
Gemeinde Geismar die Grundsätze der kommuna-
len Selbstverwaltung berührt und wie wird dies sei-
tens der Landesregierung begründet?  
 
 

Vizepräsidentin Pelke: 
 
Danke. Es antwortet Minister Dr. Gasser.  
 
Dr. Gasser, Innenminister: 
 
Sehr geehrte Frau Präsidentin, sehr geehrte Damen 
und Herren Abgeordnete, die Mündliche Anfrage des 
Abgeordneten Kuschel beantworte ich für die Lan-
desregierung wie folgt:  
 
Zu Frage 1: Der Gemeinderat ist gemäß § 1 Abs. 1 
der Thüringer Verordnung über die Aufwandsentschä-
digung der ehrenamtlichen kommunalen Wahlbeam-
ten auf Zeit verpflichtet, zu Beginn der Amtszeit des 
ehrenamtlichen kommunalen Wahlbeamten durch 
Beschluss in der Hauptsatzung die Höhe der Auf-
wandsentschädigung für die Dauer der Tätigkeit des 
Bürgermeisters festzusetzen. Bei der Festsetzung 
sind die Einwohnerzahl, die Schwierigkeit der Ver-
waltungsverhältnisse und der Umfang der Beanspru-
chung des ehrenamtlichen kommunalen Wahlbeam-
ten zu berücksichtigen. Eine Änderung der Höhe der 
Aufwandsentschädigung während der Amtszeit ist 
dann möglich, wenn sich die maßgeblichen Voraus-
setzungen geändert haben. Maßgebend sind die Um-
stände des Einzelfalls. Daneben erlaubt lediglich 
der in § 5 Abs. 4 Aufwandsentschädigungsverord-
nung geregelte Sonderfall einer Verringerung der Ein-
wohnerzahl eine Änderung der Aufwandsentschä-
digung während der Amtszeit.  
 
Zu Frage 2: Das Landratsamt Eichsfeld hat den Be-
schluss im Kern mit folgender Begründung bean-
standet: Der Beschluss des Gemeinderats beruft 
sich laut Sitzungsniederschrift auf den Umstand, dass 
bestimmte größere Aufgabengebiete zwischenzeit-
lich weggefallen seien. Dieses Argument erweise 
sich jedoch nicht als tragfähig, da sich der Aufga-
benzuschnitt bereits vor mehreren Jahren und nicht 
während der laufenden Amtszeit des Bürgermeis-
ters geändert hat. Gegen die Beanstandung ist Wi-
derspruch erhoben worden. Die Klärung bleibt dem 
Widerspruchsverfahren vorbehalten.  
 
Zu Frage 3: Das Recht auf kommunale Selbstver-
waltung besteht nur im Rahmen der Gesetze. Die 
Rechtsaufsichtsbehörde hat gemäß § 120 Thürin-
ger Kommunalordnung rechtswidrige Beschlüsse zu 
beanstanden. Ob die Beanstandung rechtmäßig ist, 
unterliegt der Überprüfung, gegebenenfalls der ge-
richtlichen Überprüfung.  
 
Vizepräsidentin Pelke: 
 
Danke. Es gibt eine Nachfrage. Abgeordneter Ku-
schel, bitte.  
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Abgeordneter Kuschel, Die Linkspartei.PDS: 
 
Herr Minister, inwieweit ist eine geänderte Finanz-
situation einer Gemeinde möglicherweise so ein maß-
geblicher Grund für den Einzelfall, der zu einer Re-
duzierung der Aufwandsentschädigung für den kom-
munalen Wahlbeamten führen könnte.  
 
Dr. Gasser, Innenminister: 
 
Das ist rein theoretisch, Herr Kuschel. Das ist im 
Einzelfall zu prüfen. Ich habe Ihnen die Kriterien hier 
eben genannt, die in dem konkreten Fall eine Rolle 
gespielt haben. 
 
Vizepräsidentin Pelke: 
 
Danke. Weitere Nachfragen gibt es nicht. Damit kom-
men wir zur nächsten Mündlichen Anfrage der Ab-
geordneten Groß, CDU-Fraktion, Drucksache 4/1101. 
 
Abgeordnete Groß, CDU: 
 
Bedeutung der „Reichensteuer“ in Thüringen 
 
Im Wahlprogramm der SPD wird für den Fall einer 
Regierungsbeteiligung nach der kommenden Bun-
destagswahl eine Anhebung des Spitzensteuersat-
zes für Reiche von 42 auf 45 Prozent angekündigt. 
Die „Reichensteuer“ soll für Einkommen ab 250.000 
für Ledige und 500.000 € für Verheiratete gelten. 
 
Ich frage die Landesregierung: 
 
1. Wie viele Steuerpflichtige in Thüringen könnten von 
der Anhebung des Spitzensteuersatzes betroffen 
sein? 
 
2. Wie hoch wird das zusätzliche Steueraufkommen 
in Thüringen aus der „Reichensteuer“ eingeschätzt? 
 
3. Wie hoch ist der Anteil des Steueraufkommens 
dieser Personengruppe am Gesamtsteueraufkom-
men in Thüringen bisher und nach einer eventuel-
len Verwirklichung der Pläne der SPD? 
 
4. Wie schätzt die Landesregierung die Auswirkun-
gen auf die Motivation der Leistungsträger unserer 
Gesellschaft zur Schaffung von Arbeitsplätzen und 
das Tätigen von Investitionen in Thüringen ein? 
 
Vizepräsidentin Pelke: 
 
Danke schön. Es antwortet Staatssekretär 
Dr. Spaeth, den ich hier auch ganz besonders in 
der neuen Funktion begrüßen möchte und das ers-
te Mal hier in dieser Plenarsitzung. 
 

(Beifall im Hause) 

Dr. Spaeth, Staatssekretär: 
 
Danke schön. Frau Präsidentin, meine sehr geehr-
ten Damen und Herren Abgeordneten, ich möchte 
die Beantwortung der Mündlichen Anfrage zur Be-
deutung der so genannten Reichensteuer mit dem 
entsprechenden Zitat aus dem Wahlmanifest der 
SPD beginnen.  
 
Meine Damen und Herren, dort heißt es wörtlich: 
„Wir wollen, dass hohe Individualeinkommen ab ei-
nem Jahreseinkommen von 250.000 € bei Ledigen 
bzw. 500.000 € bei Verheirateten stärker zur Fi-
nanzierung von notwendigen staatlichen Aufgaben, 
vor allem für Bildung und Forschung, herangezogen 
werden und dafür eine um 3 Prozent erhöhte Einkom-
mensteuer bezahlen.“ Diese Ausführungen lassen al-
lerdings im Dunkeln, was die SPD genau vorhat. Soll 
es sich um die Einführung eines Zuschlags zur Ein-
kommensteuer von 3 Prozent handeln, eine Variante 
ähnlich dem Solidaritätszuschlag, oder soll es eher 
eine Erhöhung des Spitzensteuersatzes sein? Beides 
ist nach dieser Formulierung möglich. Die Konse-
quenz ist aber, dass der Bürger nicht weiß, worauf 
die SPD eigentlich hinaus will. Erkennbar ist einzig 
und allein, dass es um eine Steuererhöhung geht. 
Für die Beantwortung der Anfrage gehe ich jedenfalls 
davon aus, dass der Spitzensteuersatz von derzeit 
42 auf 45 Prozent angehoben werden soll. Meinen 
Ausführungen liegen im Übrigen die Daten der in 
Thüringen erfassten Steuerfälle des Jahres 2003 
zugrunde. 
 
Zu Frage 1: Im Jahr 2003 hatten in Thüringen 127 
ledige Steuerpflichtige ein zu versteuerndes Ein-
kommen von mehr als 250.000 €. Bei verheirateten 
Steuerpflichtigen, welche die Voraussetzung für die 
Zusammenveranlagung erfüllen, wird ein gemein-
sames zu versteuerndes Einkommen ermittelt. Dem-
zufolge zählt ein Ehepaar als ein Steuerfall. Nach 
dieser Zählung lag im Jahr 2003 in Thüringen bei 
Verheirateten in 82 Fällen ein zu versteuerndes Ein-
kommen von mehr als 500.000 € vor. Insgesamt 
würde also in Thüringen, die gleichen Einkommens-
verhältnisse wie im Jahr 2003 vorausgesetzt, in 209 
Fällen der erhöhte Spitzensteuersatz greifen. Das 
bedeutet, dass von der Steuererhöhung 291 Per-
sonen direkt betroffen wären. 
 
Zu Frage 2: Die Anhebung des Spitzensteuersat-
zes um 3 Prozentpunkte wirkt sich nur auf den Teil 
des zu versteuernden Einkommens aus, der über 
250.000 € bzw. 500.000 € liegt. Auf dieser Grund-
lage würden in den eben genannten 209 Steuer-
fällen die Einnahmen aus der Einkommensteuer um 
rund 1,4 Mio. € ansteigen. Diese Zahl basiert eben-
falls auf den Verhältnissen des Jahres 2003 und be-
zieht sich allein auf die Steuerzahlungen der Steuer-
pflichtigen. 
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Zu Frage 3: Zur Beantwortung dieser Frage lege 
ich als Steueraufkommen in Thüringen die festzu-
setzende Einkommensteuer zugrunde. Eine andere 
Berechnungsgrundlage mit Aufteilung auf die ent-
sprechenden Personengruppen ist nicht gegeben. 
Im Jahre 2003 hatte demnach die Personengruppe 
mit Einkommen über 250.000 € bzw. 500.000 € an 
der insgesamt festzusetzenden Einkommensteuer 
in Thüringen einen Anteil von 2 Prozent. Bei einer 
Umsetzung der Pläne der SPD wäre das in Frage 2 
genannte zu erwartende Mehraufkommen aus der 
Reichensteuer hinzuzurechnen. Der Anteil würde 
sich dann marginal erhöhen auf 2,05 Prozent.  
 
Zu Frage 4: Nach jahrelang betriebener Senkung des 
Spitzensteuersatzes legt die SPD nun den Rück-
wärtsgang ein. Sie versucht, mit einer Erhöhung der 
Einkommensteuer für vermeintlich Reiche im Wahl-
kampf auf Stimmenfang zu gehen. Die SPD verab-
schiedet sich somit vom Kurs der letzten Jahre, der in 
seiner Richtung durchaus die Unterstützung der 
Union und auch der Thüringer Landesregierung fand. 
Die jetzige Kehrtwende macht die Richtungslosig-
keit der sozialdemokratischen Politik deutlich. 
 

(Zwischenruf Abg. Gentzel, SPD: Wer 
hat das aufgeschrieben? Nimm erst mal 
einen Schluck, dann liest es sich besser.) 

 
Es ist vor allem diese Unstetigkeit der Bundespoli-
tik, die die Leistungsträger unserer Gesellschaft bis-
her davon abhält, in Deutschland zu investieren. Aber 
nur durch Investitionen werden die Grundlagen für 
Wachstum gelegt. Nur durch Wachstum werden 
neue Arbeitsplätze entstehen. Fakt ist, Investoren - 
private, wie gewerbliche - brauchen verlässliche Rah-
menbedingungen und Planungssicherheit, und das 
nicht nur für Monate, sondern für Jahre, wenn sich 
eine Investition rentieren soll. Die Ankündigungen 
der SPD in ihrem Wahlmanifest zur Reichensteuer 
bewirken genau das Gegenteil. Sie schrecken Inves-
toren ab und sie zeugen von einem Rückfall in die 
ideologisch motivierte Politik. So werden sie den 
Herausforderungen einer globalisierten Welt nicht 
gerecht, zumal die SPD auch im internationalen Ver-
gleich mit ihrer Forderung nach Steuererhöhung iso-
liert dasteht. Zusammenfassend würde sich die Anhe-
bung des Spitzensteuersatzes nach Einschätzung 
der Landesregierung insgesamt negativ auswirken, 
negativ vor allem auf die Motivation, mehr Investi-
tionen zu tätigen und dadurch neue Arbeitsplätze 
zu schaffen. Ich bedanke mich. 
 
Vizepräsidentin Pelke: 
 
Danke, wenngleich ich anmerken wollte, dass dies 
hier keine Bundeswahldebatte ist, sondern die Be-
antwortung im Rahmen einer Fragestunde. 
 

(Beifall bei der SPD) 
 
Gibt es Nachfragen? Das ist nicht der Fall. 
 

(Zwischenruf Abg. Gerstenberger, Die 
Linkspartei.PDS: Hallo, hallo!) 

 
Entschuldigung, Herr Abgeordneter Gerstenberger. 
 
Abgeordneter Gerstenberger, Die Linkspar-
tei.PDS: 
 
Ja, Herr Staatssekretär, nachdem Sie das mit der 
Reichensteuer so umfassend einschätzen konnten, 
meine Frage: Eine zweiprozentige Erhöhung der 
Mehrwertsteuer, wie von der CDU angekündigt, und 
der freiwillige Verzicht des Ministerpräsidenten auf 
den zustehenden Anteil des Freistaats Thüringen 
an dieser Erhöhung, hat das Auswirkungen auf den 
Haushalt und wenn ja, welche? 
 

(Beifall bei der SPD) 
 
Und die zweite Frage, Herr Staatssekretär: Herr 
Kirchhof hat ein Steuerkonzept entwickelt. Ihre an-
deren Finanzministerkollegen sind der Auffassung, 
dass dadurch massive Mindereinnahmen in den Län-
dern zu erwarten sind. Sind Sie auch der Auffassung, 
dass allein dieses Steuerkonzept Mindereinnahmen 
in den Steuerbereich von 400 Mio. bis 600 Mio. € 
für den Freistaat Thüringen bewirkt? 
 

(Zwischenruf Abg. Becker, SPD: Nein, 
überhaupt nicht. Micha, wie kommst du 
darauf?) 

 
Dr. Spaeth, Staatssekretär: 
 
Zu Frage 1: Das müsste ich prüfen, das werde ich 
hier nicht aus dem Stehgreif sagen.  
 

(Heiterkeit und Beifall bei der SPD) 
 
Zu Frage 2 verweise ich auf die Aussagen der CDU-
Bundestagsfraktion. Ich danke Ihnen. 
 

(Zwischenruf Abg. Buse, Die Linkspar-
tei.PDS: Und die Landesregierung?) 

 
Vizepräsidentin Pelke: 
 
Weitere Nachfragen liegen nicht vor. Wir kommen 
zur nächsten Mündlichen Anfrage der Abgeordne-
ten Hennig, Fraktion der Linkspartei.PDS, in Druck-
sache 4/1113. 
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Abgeordnete Hennig, Die Linkspartei.PDS: 
 
Rosa Listen und Code 901 II 
 
In Beantwortung auf meine erste Mündliche Anfra-
ge zum Thema „Rosa Listen und Code 901“ (Druck-
sache 4/899) bestätigte die Landesregierung, dass 
keine Speicherung von Angaben zur sexuellen Orien-
tierung von Personen in Thüringen stattfindet und 
der Code 901 nicht vergeben wurde. Die Landesre-
gierung sah sich in einem sensiblen Bereich be-
rührt. In Bayern, ein Bundesland in dem ebenfalls 
das Vorgangsverwaltungsverfahren „Integrationsver-
fahren Polizei“ - kurz IGV-P - genutzt wird, wurde in-
zwischen bekannt, dass in 126 Fällen der Code 901 
„Aufenthalt von Homosexuellen“ seit 1983 verwen-
det wurde. Zudem seien viele Daten aus Datenbe-
ständen Anfang der 80er-Jahre in den heutigen Be-
stand übernommen worden. 
 
Ich frage die Landesregierung: 
 
1. Mit welchen Ergebnissen wurden die angekündig-
ten Gespräche der Landesregierung im Rahmen der 
Kooperation zu Fragen der Informationstechnologie 
mit Bayern und Nordrhein-Westfalen für eine Über-
prüfung der Tatortkataloge im genannten Vorgangs-
verwaltungsprogramm geführt? 
 
2. Wo sind die so genannten Rosa Listen aus DDR-
Zeiten verblieben? 
 
3. Ist es auszuschließen, dass sich in derzeitigen 
Datenbeständen der Polizei Thüringen Datenbestän-
de aus DDR-Zeiten, in denen das Personenmerk-
mal homosexuell zur Erfassung führte, befinden? 
 
4. Sollte es einen entsprechenden Datenbestand ge-
ben, ist mit der Löschung zu rechnen, und wenn ja, 
wann? 
 
Vizepräsidentin Pelke: 
 
Es antwortet Minister Dr. Gasser.  
 
Dr. Gasser, Innenminister: 
 
Sehr geehrte Frau Präsidentin, sehr geehrte Damen 
und Herren Abgeordneten, die Mündliche Anfrage der 
Abgeordneten Hennig beantworte ich für die Lan-
desregierung wie folgt. 
 
Frage 1: Bayern und Nordrhein-Westfalen haben je-
weils eigenständig Schritte zur Überarbeitung der Ka-
taloge für ihren Zuständigkeitsbereich veranlasst. In-
soweit war für ein koordiniertes Vorgehen, wie es 
die Landesregierung zum Zeitpunkt der Beantwor-
tung der Mündlichen Anfrage - Rosa Listen und Co-
de 901 - noch vorgesehen hatte, kein Raum mehr. 

Allerdings wurden regelmäßig Informationen auf Ar-
beitsebene ausgetauscht. In die Überprüfung der Ka-
taloge wurde neben dem in der Anfrage angespro-
chenen Katalog Tatörtlichkeiten auch der Katalog Tä-
terrolle einbezogen, da auch dort Katalogwerte mit 
möglichem Bezug zur sexuellen Orientierung ent-
halten sind. Derzeit stellt sich die Situation wie folgt 
dar: Thüringen und Bayern haben aus dem Katalog 
Tatörtlichkeit den Wert „Aufenthaltsort von Homo-
sexuellen“ sowie aus dem Katalog Täterrolle die Wer-
te „Homosexuelle“ und „Lesbierinnen“ gelöscht. Nord-
rhein-Westfalen hat darüber hinaus aus dem Kata-
log Tatörtlichkeit zusätzlich den Wert „Aufenthalts-
ort von Dirnen“ entfernt. 
 
Frage 2: Datenbestände der Volkspolizei der ehe-
maligen DDR sind beim Neuaufbau der Thüringer 
Polizei nicht übernommen worden. Sie wurden ent-
weder vernichtet oder den Staatsarchiven überge-
ben.  
 
Frage 3: Ja. 
 
Frage 4: Auf die Antwort zu Frage 2 wird verwiesen.  
 
Vizepräsidentin Pelke: 
 
Danke, es gibt eine Nachfrage. Frau Abgeordnete 
Hennig, bitte.  
 
Abgeordnete Hennig, Die Linkspartei.PDS: 
 
Nur noch mal zur Verständlichkeit: Die Löschung der 
Tatörtlichkeiten in Beantwortung zu Frage 1, wann 
ist die erfolgt? Und zu Frage 2: Ist es möglich, dass 
Daten der ehemaligen Volkspolizei in den Staats-
archiven zu finden sind? 
 
Dr. Gasser, Innenminister:  
 
Ja, Frau Abgeordnete, ich sagte ja, dass dies ge-
schehen ist während der Abstimmung und dann hat 
man auf Arbeitsebene erfahren, dass Bayern und 
Nordrhein-Westfalen hier eigene Schritte unternom-
men haben. Daraufhin ist dies in Thüringen geson-
dert erfolgt, d.h. die Löschung. Ich hatte geantwor-
tet auf die Frage 2, dass Datenbestände nicht über-
nommen worden sind und dass sie entweder ver-
nichtet oder den Staatsarchiven übergeben worden 
sind. Wir schließen nicht aus, dass sich in den Staats-
archivunterlagen so etwas befinden könnte. Wir kön-
nen das aber nicht sagen, weil entweder aus den 
Polizeicomputern, den Akten, die Vernichtung erfolg-
te und der Rest den Staatsarchiven gegeben wurde, 
ohne dass wir sagen können, in irgendeiner Staats-
archivakte der tausend oder zehntausend befindet 
sich irgendein Hinweis. Dort ruhen Sie, glaube ich, 
gut und wenn Sie Interesse haben, sich da um wei-
tere Forschung zu kümmern, dann sollten Sie dieses 
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unternehmen; wir haben dafür keine Zeit. 
 
Vizepräsidentin Pelke: 
 
Weitere Nachfragen gibt es nicht, wir kommen zur 
nächsten Mündlichen Anfrage der Abgeordneten Ber-
ninger, Die Linkspartei.PDS-Fraktion, in Drucksache 
4/1120.  
 
Abgeordnete Berninger, Die Linkspartei.PDS:  
 
Ausstellung „African Wildlife“ auf der Erfurter Gar-
tenausstellung (ega) 
 
Laut einem Bericht in der „Thüringer Allgemeinen“ 
vom 26. Juli 2005 wurden im Zusammenhang mit 
der von der Münchner Firma „Lehrmittel Luksch“ kon-
zipierten Ausstellung „African Wildlife“ der Erfurter 
Gartenausstellung die diskriminierende Zurschau-
stellung von Afrikanerinnen/Afrikanern sowie die 
Verharmlosung deutscher Kolonialverbrechen vor-
geworfen. 
 
Ich frage die Landesregierung: 
 
1. Wurde die auf der Erfurter Gartenausstellung vom 
23. April bis 14. August 2005 gezeigte Ausstellung 
„African Wildlife - Afrikas Tierleben“ mit öffentlichen 
Fördermitteln realisiert?  
 
2. Wenn ja, in welcher Höhe? 
 
3. Welche Kriterien beeinflussen die Entscheidung, 
ob und in welcher Höhe derartige Lehrmittelausstel-
lungen mit öffentlichen Mitteln gefördert werden?  
 
4. Durch welche Gremien werden diese auf Inhalte 
und ihren pädagogischen Gehalt geprüft?  
 
Vizepräsidentin Pelke: 
 
Danke. Es antwortet Staatssekretär Prof. Dr. Bauer-
Wabnegg. 
 
Prof. Dr. Bauer-Wabnegg, Staatssekretär: 
 
Frau Präsidentin, sehr geehrte Damen und Herren, 
die Mündliche Anfrage der Abgeordneten Bernin-
ger beantworte ich im Namen der Landesregierung 
insgesamt wie folgt: 
 
Frage 1 und Frage 2: Die genannte Ausstellung wur-
de nicht mit öffentlichen Mitteln gefördert. 
 
Frage 3: Lehrmittelausstellungen werden grundsätz-
lich nicht gefördert. 
 
Frage 4: Sofern Ausstellungen nicht gefördert wer-
den, gibt es auch kein Landesgremium, das die In-

halte prüft. 
 
Vizepräsidentin Pelke: 
 
Danke. Gibt es Nachfragen? Das ist nicht der Fall. 
Dann kommen wir zur nächsten Mündlichen Anfrage 
der Abgeordneten Dr. Fuchs, Fraktion der Linkspar-
tei.PDS, in Drucksache 4/1124. 
 
Abgeordnete Dr. Fuchs, Die Linkspartei.PDS: 
 
Auswirkungen von Hartz IV auf die Entwicklung der 
Mitgliederzahlen der gesetzlichen Krankenversiche-
rung in Thüringen 
 
Nach offiziellen Mitgliedermeldungen der Kranken-
kassen an die Kassenärztliche Vereinigung Thürin-
gen zur Berechnung der Quartalsgesamtvergütung 
für das I. Quartal 2005 sind die Mitgliederzahlen in 
der gesetzlichen Krankenversicherung zurückgegan-
gen. 
 
Ich frage die Landesregierung: 
 
1. Wie haben sich die Mitgliederzahlen der Kran-
kenkassen, Primär- und Ersatzkassen, in Thüringen 
im I. Quartal 2005 entwickelt gegenüber der Anzahl 
der Mitglieder im IV. Quartal 2004? 
 
2. Welche Auswirkungen hat die Entwicklung der 
Mitgliederzahlen der gesetzlichen Krankenversiche-
rung in Thüringen auf die Höhe der budgetierten Ge-
samtvergütung der niedergelassenen Ärzte? 
 
3. Welche Auswirkungen hat die Entwicklung der 
Mitgliederzahlen in Thüringen auf die ambulante me-
dizinische Versorgung? 
 
Vizepräsidentin Pelke: 
 
Es antwortet Staatssekretär Illert. 
 
Illert, Staatssekretär: 
 
Frau Präsidentin, meine sehr geehrten Damen und 
Herren Abgeordneten, namens der Landesregierung 
beantworte ich die Mündliche Anfrage wie folgt: 
 
Zu Frage 1: Der Mitgliederverlust im I. Quartal 2005 
gegenüber dem Jahr 2004 wird von der Kassenärzt-
lichen Vereinigung Thüringen mit insgesamt 36.761 
angegeben. Seitens der Krankenkassen wurden bis-
her nur von der AOK Thüringen Daten mitgeteilt. Bei 
ihr sank die Mitgliederzahl von 706.919 im Dezem-
ber 2004 auf 685.644 im März 2005. Weitere An-
gaben liegen uns nicht vor. 
 
Zu Frage 2: Diese Entwicklung hat finanzielle Aus-
wirkungen. Der Budgetverlust im I. Quartal 2005 
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durch die Mitgliederentwicklung bei den gesetzlichen 
Krankenkassen in Thüringen wird von der Kassen-
ärztlichen Vereinigung mit 3.068.718,96 € beziffert. 
 
Zu Frage 3: Eine direkte Auswirkung der Entwick-
lung der Mitgliederzahlen auf die ambulante medi-
zinische Versorgung in Thüringen gibt es nicht. Al-
lerdings wird der Anreiz für eine Niederlassung in 
den neuen Ländern noch mehr gemindert. Deshalb 
muss es auf Bundesebene eine grundlegende Struk-
turreform im Gesundheitswesen geben, die auch 
diese Problematik mit einbezieht. 
 
Vizepräsidentin Pelke: 
 
Danke. Gibt es Nachfragen? Das ist nicht der Fall. 
Dann kommen wir zur nächsten Mündlichen An-
frage des Abgeordneten Hauboldt, Fraktion der Links-
partei.PDS, in Drucksache 4/1141. 
 
Abgeordneter Hauboldt, Die Linkspartei.PDS:  
 
Behördenreform - Reduzierung der Forstämter 
 
Einer Pressemitteilung ist zu entnehmen, dass „nach 
Monaten der Ungewissheit die Beschäftigten in den 
Forstämtern bald wissen, wo sich ihr neuer Arbeits-
platz befindet“ (Ostthüringer Zeitung, Lokalausgabe 
Schleiz vom 21. August 2005). 
 
Aufgrund der Behördenstrukturreform der Landes-
regierung hatten sich alle Beschäftigten der Forst-
ämter neu zu bewerben, wenn eine Weiterbeschäf-
tigung angestrebt worden ist. Bis Mitte August soll-
te das Verfahren der Personalauswahl für die Dienst-
posten in den nachgeordneten Forstbereichen ab-
geschlossen sein. 
 
Nach Informationen der Presseabteilung des Thü-
ringer Ministeriums für Landwirtschaft, Naturschutz 
und Umwelt werden alle Mitarbeiterinnen und Mit-
arbeiter schriftlich über ihren neuen Arbeitsplatz in-
formiert.  
 
Ich frage die Landesregierung: 
 
1. Welche Maßnahmen sind hinsichtlich der Redu-
zierung von 46 auf 28 Forstämter bisher umgesetzt 
worden? 
 
2. Welche weiteren Maßnahmen sollen bis zu wel-
chem Zeitpunkt abgeschlossen werden? 
 
3. Wie viel Personal wurde bisher abgebaut und nach 
welchen Kriterien erfolgte die Personalauswahl? 
 
4. In welcher Form sind die betroffenen Bedienste-
ten entsprechend dem Thüringer Personalvertre-
tungsgesetz in die Strukturplanung und deren Um-

setzung einbezogen worden? 
 
Vizepräsidentin Pelke: 
 
Danke, es antwortet Minister Dr. Sklenar. 
 
Dr. Sklenar, Minister für Landwirtschaft, 
Naturschutz und Umwelt: 
 
Frau Präsidentin, meine sehr geehrten Damen und 
Herren Abgeordneten, im Namen der Landesregie-
rung beantworte ich die Mündliche Anfrage des 
Herrn Abgeordneten Haubold wie folgt: 
 
Zu Frage 1: Mit dem Konzept „Behördenstrukturre-
form im Freistaat Thüringen“ vom 1. März dieses Jah-
res wurde auch für die Forstämter eine deutliche 
Straffung beschlossen. Die bisher 46 Forstämter 
wurden zu 28 neuen Forstämtern zusammengeführt. 
Gleichzeitig wird auch die Revierstruktur angepasst. 
Bisher sind folgende Maßnahmen umgesetzt wor-
den: Abgrenzung der neuen Strukturen der 28 Forst-
ämter und 300 Reviere, Erarbeitung einer Dienstver-
einbarung mit dem Forsthauptpersonalrat zur sozial-
verträglichen Umsetzung des Kabinettsbeschlusses 
über die Reduzierung der Thüringer Forstämter von 
April 2005, Durchführung des Melde- und Auswahl-
verfahrens der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter für 
die neuen Dienstposten in den Monaten Mai bis Juli 
2005 und Versendung der Versetzungsverfügung 
im Monat August. 
 
Zu Frage 2: Errichtung der 28 neuen Forstämter zum 
01.10.2005, Umzug und Dienstübergabe in den 
Forstämtern im Zeitraum vom 01.09. bis 30.11.2005.  
 
Zu Frage 3: Der Personalabbau der im Behörden-
strukturkonzept geforderten 107 Stellen kann nur 
sozialverträglich und damit langfristig erfolgen. Bis 
zum Ende des Jahres 2005 werden davon 20 Stel-
len abgebaut sein. Die Personalauswahl für die 
neuen Dienstposten erfolgte nach Eignung, Befä-
higung und fachlicher Leistung und - zusätzlich in 
der Dienstvereinbarung genannt - Kriterien wie Dauer 
der Betriebszugehörigkeit, Lebensalter, Unterhalts-
pflichten und ggf. Schwerbehinderung der Bediens-
teten und Beschäftigten. 
 
Zu Frage 4: Die Personalvertretung hat den gesam-
ten Prozess der Behördenstrukturreform in der Forst-
verwaltung konstruktiv begleitet. Mit dem Forsthaupt-
personalrat wurde eine Dienstvereinbarung über die 
sozialverträgliche Umsetzung des Kabinettsbeschlus-
ses über die Reduzierung der Thüringer Forstäm-
ter abgeschlossen. Die Personalvertretung war mit 
jeweils vier Vertretern sowohl in der Strukturkommis-
sion als auch in der Personalkommission tätig. Die 
Strukturkommission hat die Abgrenzung der Forst-
ämter und Reviere beschlossen. Die Personalkom-
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mission hat einen Besetzungsvorschlag für die Neu-
besetzung der Dienstposten entsprechend den o.g. 
Kriterien erarbeitet.  
 
Meine sehr verehrten Damen und Herren Abgeord-
neten, wir werden fristgerecht zum 01.10.2005 die 
Forststrukturreform durchführen. Zum Abschluss 
möchte ich noch hinzufügen, dass die Mitarbeite-
rinnen und Mitarbeiter der Landesforstverwaltung 
im Zeitraum von März bis August monatlich über 
den Stand der Strukturreformen und die weitere Vor-
gehensweise unterrichtet wurden. 
 
Vizepräsidentin Pelke: 
 
Danke. Es gibt eine Nachfrage. Frau Abgeordnete 
Scheringer-Wright. 
 
Abgeordnete Dr. Scheringer-Wright, Die Links-
partei.PDS: 
 
Herr Minister, ein Bürger in Bleicherode hat mir be-
richtet, dass ein Ausschussmitglied des Ausschus-
ses für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten bei 
der Personalauswahl des Forstamtsleiters in Blei-
cherode maßgeblich Einfluss genommen hat. Mei-
ne Frage: Ist Ihnen von diesem Vorgang bekannt 
und wäre das statthaft? 
 
Dr. Sklenar, Minister für Landwirtschaft, 
Naturschutz und Umwelt: 
 
Also, zu Ihrer Frage kann ich Ihnen nur sagen, das 
Personal ist so ausgewählt worden, wie ich das hier 
vorgetragen habe. Mir ist davon nichts bekannt. 
Wenn das in dieser Richtung passiert wäre, wäre 
das natürlich nicht statthaft. Wenn hier einer etwas 
anderes behauptet, muss er das beweisen.  
 

(Zwischenruf Abg. Becker, SPD: Es ist 
aber so passiert. Das wissen wir.) 

 
Mir ist es nicht bekannt. Ich verwahre mich auch da-
gegen. 
 
Vizepräsidentin Pelke: 
 
Gibt es weitere Nachfragen? Das ist nicht der Fall. 
Dann danke ich und rufe die nächste Mündliche An-
frage des Abgeordneten Bausewein, SPD-Fraktion, 
in Drucksache 4/1144, auf.  
 
Abgeordneter Bausewein, SPD: 
 
Gestaltung des Ausbildungsvertrags der Berufsaka-
demie Thüringen 
 
Voraussetzung für den Besuch der Berufsakademie 
Thüringen ist der Abschluss eines Ausbildungsver-

trags zwischen dem Studienbewerber und der Aus-
bildungseinrichtung eines Praxispartners. In Punkt 
11.2 des von der Berufsakademie den Vertragschlie-
ßenden vorgegebenen Vertragstextes heißt es: „Un-
zulässige Nebenabreden sind u.a. Abreden über eine 
Bindung nach Beendigung der Ausbildung oder über 
einen Kostenersatz bei einem Wechsel des Arbeit-
gebers nach Beendigung der Ausbildung.“ 
 
Ich frage die Landesregierung: 
 
1. Wie bewertet die Landesregierung diese Vertrags-
klausel? 
 
2. Inwiefern hat sich diese Vertragsklausel aus Sicht 
der Landesregierung bewährt, insbesondere im Hin-
blick auf die Bereitschaft Thüringer Unternehmen, 
derartige Ausbildungsverträge einzugehen? 
 
3. Ist der Landesregierung Kritik an dieser Vertrags-
klausel seitens der Thüringer Unternehmen bekannt? 
 
Vizepräsidentin Pelke: 
 
Danke. Es antwortet Staatssekretär Prof. Bauer-
Wabnegg. Bitte.  
 
Prof. Dr. Bauer-Wabnegg, Staatssekretär: 
 
Frau Präsidentin, sehr geehrte Damen und Herren, 
die Mündliche Anfrage des Abgeordneten Bause-
wein beantworte ich im Namen der Landesregierung 
wie folgt: 
 
Zu Frage 1: Die vertragliche Regelung dient dem 
Schutz der an der Staatlichen Studienakademie Stu-
dierenden. Sie ist sinnvoll, weil die Studierenden ei-
nen Doppelstatus besitzen: einerseits Studierende, 
andererseits Auszubildende. Im Hinblick auf die im 
Vordergrund stehende wissenschaftliche Ausbildung 
soll sich im Vergleich zu Studierenden an Hochschu-
len keine Schlechterstellung ergeben.  
 
Zu Frage 2: Die in Rede stehende Klausel stellt keine 
Belastung für die Unternehmen dar, weil mit Ab-
schluss des Ausbildungsvertrags der jeweilige Pra-
xispartner sein grundsätzliches Interesse an der 
Übernahme des Auszubildenden nach erfolgreichem 
Studium erklärt hat. Es liegt daher ebenfalls im In-
teresse des Unternehmens, positive Voraussetzun-
gen für eine Bindung des Auszubildenden an das 
Unternehmen nach erfolgreichem Bestehen des Stu-
diums zu schaffen.  
 
Zu Frage 3: Die vertragliche Regelung ist von den 
Vertragspartnern gut akzeptiert, Klagen von Aus-
zubildenden oder von Praxispartnern sind nicht be-
kannt.  
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Vizepräsidentin Pelke: 
 
Danke. Gibt es Nachfragen? Das ist nicht der Fall, 
dann kommen wir zur nächsten Mündlichen Anfra-
ge des Abgeordneten Hausold, Die Linkspartei.PDS, 
in Drucksache 4/1160.  
 
Abgeordneter Hausold, Die Linkspartei.PDS: 
 
Frau Präsidentin, meine Damen und Herren! 
 
Ausländische Direktinvestitionen in Thüringen 
 
Aus der Bestandserhebung der Deutschen Bundes-
bank zu Direktinvestitionen vom Mai 2005 geht her-
vor, dass im Jahr 2003 in Thüringen die bundesweit 
geringsten unmittelbaren und mittelbaren auslän-
dischen Direktinvestitionen zu verzeichnen waren. 
Von insgesamt über 306 Mrd. € ausländischer Di-
rektinvestitionen in Deutschland hatte Thüringen nur 
einen Anteil von 1,11 Mrd. €. Es rangierte damit weit 
abgeschlagen hinter Sachsen (1,75 Mrd. €), Bran-
denburg (1,827 Mrd. €) und Mecklenburg-Vorpom-
mern (2,085 Mrd. €). 
 
Ich frage die Landesregierung: 
 
1. Worin sieht die Landesregierung die Gründe für 
die im Vergleich mit anderen Bundesländern offen-
bar geringere Attraktivität des Freistaats für auslän-
dische Direktinvestoren, die sich in dieser Platzie-
rung ausdrückt? 
 
2. Wie will die Landesregierung erreichen, dass aus-
ländische Investoren stärker als bisher in Thüringen 
investieren? 
 
Vizepräsidentin Pelke: 
 
Es antwortet Minister Reinholz.  
 
Reinholz, Minister für Wirtschaft, Technologie 
und Arbeit: 
 
Sehr geehrte Frau Präsidentin, meine sehr verehr-
ten Damen und Herren, die Mündliche Anfrage des 
Herrn Abgeordneten Hausold beantworte ich für die 
Thüringer Landesregierung wie folgt. 
 
Gestatten Sie mir dazu jedoch zunächst eine Vor-
bemerkung: Um die finanziellen Verflechtungen zwi-
schen den deutschen und den ausländischen Unter-
nehmen in einer Gesamtbilanz darzustellen, gibt die 
Deutsche Bundesbank jährlich die Veröffentlichung 
„Kapitalverflechtung mit dem Ausland“ heraus. Sta-
tistisch erfasst werden dort die deutschen Direktin-
vestitionen im Ausland und die ausländischen Di-
rektinvestitionen in Deutschland. Für interne Zwe-
cke wird zudem eine Statistik angefertigt, in der die 

Aufteilung der ausländischen Direktinvestitionen auf 
die deutschen Bundesländer dargestellt wird und die 
dieser Mündlichen Anfrage offenbar zugrunde liegt.  
 
Auf Nachfrage räumt die Deutsche Bundesbank ein, 
dass der Modus, der zur Berechnung der Direktin-
vestitionen in den deutschen Bundesländern verwen-
det wird, zwar den erforderlichen statistischen Grund-
sätzen und Methoden entspricht, jedoch zu erheb-
lichen Verzerrungen führen kann. Dies ergibt sich 
u.a., da  
 
- erstens ausländische Direktinvestitionen in den 
Bundesländern ausgewiesen werden, wo das Un-
ternehmen seinen Hauptsitz hat,  
 
- zweitens die Berechnungsmethode nicht nur die 
ausländischen Kapitalbeteiligungen, sondern auch 
die betriebswirtschaftlichen und bilanztechnischen 
Prozesse widerspiegelt,  
 
- drittens in der vorliegenden Statistik absolute Zah-
lenwerte ausgewiesen werden, die zum Vergleich 
von Standorten natürlich ungeeignet sind - betrachtet 
man die ausländischen Investitionen pro Kopf, ran-
giert Thüringen übrigens vor Sachsen -, und  
 
- viertens nicht die tatsächlichen Transaktionen, z.B. 
Investitionen in neue Fertigungsstätten, sondern nur 
finanzielle Transaktionen aufgezeigt werden.  
 
Die vorliegende Aufteilung der Direktinvestitionen auf 
die einzelnen Bundesländer ist aus verschiedenen 
Gründen somit untauglich, wenn es darum geht, 
innerdeutsche Vergleiche zur Attraktivität der ein-
zelnen Bundesländer oder bestimmter Standorte für 
Investoren vorzunehmen. Daher sieht die Bundes-
bank auch davon ab, diese Statistik in der oben er-
wähnten jährlichen Publikation selbst zu veröffent-
lichen. 
 
Nun zu Frage 1: Die Landesregierung sieht im Ver-
gleich mit anderen Bundesländern keine geringere 
Attraktivität des Freistaats Thüringen für ausländische 
Direktinvestitionen. In Thüringen ist bereits eine er-
hebliche Anzahl ausländischer Investoren tätig. Der 
Landesregierung sind allein 242 Unternehmen in 
Thüringen bekannt, an denen ausländische Unter-
nehmen oder Personen ganz oder teilweise betei-
ligt sind. Durch diese ausländischen Beteiligungen 
wurden rund 30.000 Arbeitsplätze neu geschaffen 
oder gesichert. Der in der Vorbemerkung erwähnte 
Grundsatz, dass ausländische Direktinvestitionen in 
dem Bundesland ausgewiesen werden, in dem das 
Unternehmen seinen Hauptsitz hat, führt u.a. dazu, 
dass alle Investitionen, die General Motors über die 
Adam Opel AG in Deutschland vornimmt, dem Bun-
desland Hessen angerechnet werden, selbst wenn 
sich das entsprechende Montagewerk in Eisenach 
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und damit im Freistaat Thüringen befindet. Eine der 
wichtigsten ausländischen Investitionen in Thürin-
gen wird damit statistisch gar nicht dem Freistaat 
Thüringen zugerechnet, sondern dem benachbar-
ten Bundesland Hessen. Die Landesregierung geht 
deshalb davon aus, dass durch den geschilderten 
und andere ähnlich gelagerte Fälle ausländische In-
vestitionen in Thüringen in Höhe von mehreren hun-
dert Millionen Euro verschleiert sein können. 
 
Zu Frage 2: Die Landesregierung wird das Thürin-
genmarketing auch zukünftig mit allem Nachdruck 
vorantreiben mit dem Ziel, den Bekanntheitsgrad Thü-
ringens weiter zu erhöhen und ein positives Image 
vom Wirtschaftsstandort zu vermitteln. Nur ein pro-
fessionell geführtes Thüringenmarketing schafft letzt-
lich die Voraussetzungen dafür, dass Thüringen als 
Standortalternative bei international tätigen Unter-
nehmen in Standortentscheidungsprozessen einbe-
zogen wird. Die Landesregierung wird darüber hinaus 
auch alle politischen Kontakte auf internationaler 
Ebene nutzen, um auf den Standort aufmerksam zu 
machen und potenzielle Investoren weiterhin gezielt 
anzusprechen. Danke. 
 
Vizepräsidentin Pelke: 
 
Danke. Gibt es Nachfragen? Das ist nicht der Fall. 
Dann kommen wir zur letzten Mündlichen Anfrage 
für heute der Abgeordneten Jung, Fraktion der Links-
partei.PDS, in Drucksache 4/1161. 
 
Abgeordnete Jung, Die Linkspartei.PDS: 
 
Schreiben der Flughafen Erfurt GmbH an am Flug-
hafen Erfurt ansässige Reisebüros  
 
In einem Schreiben vom 25. Juli 2005 teilt der Ge-
schäftsführer der Flughafen Erfurt GmbH, Herr Gerd 
Ballentin, den im Erfurter Flughafen ansässigen Rei-
sebüros u.a. Folgendes mit: „Ansässige Unterneh-
men, die nicht auch im wirtschaftlichen Interesse der 
Flughafen Erfurt GmbH tätig werden oder sind, soll-
ten ihre Räumlichkeiten am Flughafen Erfurt aufge-
ben, um anderen Büros die Möglichkeit zu bieten, 
einen Beitrag zur Standortsicherung zu leisten.“  
 
Ich frage die Landesregierung: 
 
1. Wie bewertet die Landesregierung die Art und 
Weise des Umganges mit anderen Unternehmen, 
die am Erfurter Flughafen als Mieter ihrer Geschäfts-
tätigkeit nachgehen? 
  
2. Wie gedenkt die Landesregierung derartige wie 
das oben genannte Schreiben des Geschäftsfüh-
rers der Flughafen Erfurt GmbH, welches in unzu-
lässiger Art und Weise in das operative Geschäft 
anderer Unternehmen einzugreifen versucht, zukünf-

tig zu unterbinden oder ist die Landesregierung der 
Auffassung, dass das Vorgehen korrekt war, wenn 
ja warum? 
 
3. Hat die Landesregierung Kenntnisse darüber, ob 
in den Mietverträgen der Reisebüros eine Quote 
vorgegeben wurde, wie viele Reisen sie verkaufen 
müssen, bei denen Erfurt An- und Abflughafen ist, 
wenn ja, wie bewertet sie das? 
 
4. Wie bewertet die Landesregierung die Tatsache, 
dass der Geschäftsführer mit oben genanntem 
Schreiben zwar Druck auf die Reisebüros ausübt, 
scheinbar jedoch nicht in der Lage ist, neue Zielge-
biete zu erschließen oder wenigstens schon mal be-
stehende Destinationen zu sichern?  
 
Vizepräsidentin Pelke: 
 
Es antwortet Staatssekretär Dr. Spaeth. 
 
Dr. Spaeth, Staatssekretär: 
 
Sehr geehrte Frau Präsidentin, meine Damen und 
Herren Abgeordneten!  
 
Zu Frage 1: Der Landesregierung sind keine Umstän-
de bekannt, die den Umgang der Geschäftführung 
mit den am Flughafen ansässigen Unternehmen als 
negativ erscheinen lassen. 
 
Zu Frage 2: Der Geschäftsführer der Flughafen Er-
furt GmbH trägt die Verantwortung für eine möglichst 
hohe Auslastung des Flughafens. Es ist daher nach-
vollziehbar, dass er vorzugsweise Mieter auswählt, 
die auch zu einer Kooperation im Interesse einer 
hohen Auslastung des Flughafens Erfurt bereit sind. 
Für den Abschluss der Mietverträge besteht für die 
Vertragspartner kein Kontrahierungszwang. Zudem 
unterliegt der Abschluss der Mietverträge mit den 
am Flughafen ansässigen Reisebüros nicht der Zu-
stimmung des Aufsichtsrats oder der Gesellschaf-
terversammlung. 
 
Zu Frage 3: Nein.  
 
Zu Frage 4: Hierfür liegen der Landesregierung keine 
Erkenntnisse vor.  
 
Vizepräsidentin Pelke: 
 
Gibt es Nachfragen? Abgeordneter Lemke, bitte. 
 
Abgeordneter Lemke, Die Linkspartei.PDS: 
 
Herr Staatssekretär, zu Frage 1 haben Sie gesagt, 
Ihnen liegen keine Erkenntnisse vor. Die Kollegin 
Jung hat doch ganz klar auf ein Schreiben verwie-
sen. Haben Sie sich bemüht, dieses Schreiben ein-
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zusehen? Wenn ja, was konnten Sie daraus entneh-
men, wenn nein, warum nicht? 
 
Dr. Spaeth, Staatssekretär: 
 
Ich habe doch geantwortet, der Landesregierung sind 
keine Umstände bekannt, die den Umgang mit der 
Geschäftsführung als negativ mit den dort ansässi-
gen Unternehmen erscheinen lassen.  
 
Abgeordneter Lemke, Die Linkspartei.PDS: 
 
Das war nicht meine Frage. Ich habe Sie gefragt, 
ob Sie sich bemüht haben, dieses Schreiben ein-
zusehen, ja oder nein?  
 
Dr. Spaeth, Staatssekretär: 
 
Wir haben das Schreiben gelesen, wenn Sie das 
nicht hören wollten, kann ich es nicht ändern. 
 
Vizepräsidentin Pelke: 
 
Damit ist der Disput beendet. Die zweite Frage. 
 
Abgeordneter Lemke, Die Linkspartei.PDS: 
 
Zweite Frage: Sie sprechen von einer Mieterauswahl. 
Es geht nicht darum, neue Mieter auszuwählen, es 
geht dort darum, ansässige Mieter werden durch die-
ses Schreiben mehr oder weniger in ihrer Geschäfts-
tätigkeit beeinflusst, das heißt, sie werden genötigt, 
Flugreisen ab Erfurt zu verkaufen. Ist Ihnen das aus 
diesem Schreiben so hervorgegangen, ja oder nein?  
 
Dr. Spaeth, Staatssekretär: 
 
Nein.  
 

(Zwischenruf Abg. Becker, SPD: Ja, ja, 
ist in Ordnung, das ist nicht nur einmal 
passiert!) 

 
Vizepräsidentin Pelke: 
 
Das wäre jetzt eine nächste Nachfrage. Gibt es aber 
weitere Nachfragen? Das ist nicht der Fall.  
 
Dann beende ich die Fragestunde, Tagesordnungs-
punkt 19, und rufe auf den ersten Teil des Tages-
ordnungspunkts 20 
 

Aktuelle Stunde 
 

 
 
 
 
 

a) auf Antrag der Fraktion der CDU  
zum Thema:  
„Thüringer Ergebnisse aus der  
am 14. Juli 2005 veröffentlichten  
PISA-E-Studie“ 
Unterrichtung durch die Präsidentin  
des Landtags 
- Drucksache 4/1086 - 

 
Als Erster hat sich zu Wort gemeldet Abgeordneter 
Dr. Krause, CDU-Fraktion. Möchten Sie zuerst, Herr 
Minister? Dann bitte, haben Sie, Herr Minister, das 
Wort.  
 
Prof. Dr. Goebel, Kultusminister: 
 
Frau Präsidentin, meine sehr geehrten Damen und 
Herren, die Veröffentlichung der Ergebnisse der Er-
gänzungsstudie PISA-E 2003 war zunächst für heute, 
den 15. September 2005, vorgesehen, 9 Monate 
nach Vorlage der Ergebnisse des internationalen 
Vergleichs; wenn Sie so wollen, eine doppelte Ak-
tualität des Themas. Wegen der politischen Bedeu-
tung des innerdeutschen Vergleichs haben sich je-
doch die Kultusministerkonferenz und das PISA-Kon-
sortium auf ein geteiltes Verfahren der Ergebnisver-
öffentlichung geeinigt. Am 14. Juli wurden zunächst 
zentrale Ergebnisse des Ländervergleichs vorgestellt; 
für den 3. November ist eine ausführliche Darstel-
lung der umfangreichen und differenzierten Befun-
de sowie gegebenenfalls auch schulartübergreifende 
Analysen vorgesehen. Die Schüler aus den unions-
geführten Ländern Bayern, Sachsen, Baden-Würt-
temberg und Thüringen, um dieses Ergebnis vorweg-
zunehmen, schnitten in der Bildungsstudie PISA-E 
erneut am besten ab. Bayern hat inzwischen An-
schluss zur Weltspitze erreicht; Sachsen, Baden-
Württemberg und unser Freistaat Thüringen sind auf 
dem Weg dorthin. 
 
Meine Damen und Herren, es hat sich gezeigt, Bil-
dung ist keine Vision, sondern eine Aufgabe, und 
um ihr gerecht zu werden, müssen wir verstärkt Qua-
litäts- und nicht Strukturdebatten führen. Wir müs-
sen auf Bewährtes setzen und bewährt hat sich die 
Bildungspolitik der genannten Länder.  
 

(Heiterkeit Abg. Döring, SPD) 
 
Wir in Thüringen setzen bewusst auf Eigenverant-
wortung und Eigeninitiative mit Begleitung und Un-
terstützung. Sie können die Ergebnisse, Herr Kolle-
ge Döring, schlicht nicht wegdiskutieren. Unser Leit-
ziel ist es, den Schulen den Rahmen zu geben, sich 
Qualitätsentwicklung, Qualitätssicherung und Qua-
litätskontrolle als Maßstab für eine eigenverantwort-
liche Entwicklung bewusst zu machen.  
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(Zwischenruf Abg. Döring, SPD:  
Das glaubt doch kein Mensch.) 

 
Im Übrigen zeigen nicht nur die PISA-Ergebnisse, 
sondern beispielsweise auch die Ergebnisse ande-
rer repräsentativer Studien - ich erinnere an den 2. 
Bildungsmonitor der Initiative „Neue soziale Markt-
wirtschaft“ -, dass die neuen Länder Sachsen und 
Thüringen zu Musterschülern in der Bildung wer-
den und in die erste Bildungsliga aufsteigen. Dazu 
kommen die Ergebnisse der PISA-Studie. Die Mit-
telwerte für Thüringen haben sich von PISA-E 2000 
zu PISA-E 2003 in allen Kompetenzbereichen sig-
nifikant erhöht. In der Lesekompetenz beträgt der 
Fortschritt gegenüber 2000 E für Thüringen 12, in 
der naturwissenschaftlichen Kompetenz 13 Punk-
te. Das heißt, wir verzeichnen eine deutliche, über-
durchschnittliche Steigerung, die in allen Teilberei-
chen signifikant und von einem bereits hohen Niveau 
ausgegangen ist. Das ist ein 
 

(Zwischenruf Abg. Matschie, SPD: Wo-
rauf führen Sie die Steigerung zurück?) 

 
gutes, ein hervorragendes Ergebnis - auf die konti-
nuierliche Entwicklung in unserer Schulpolitik, da-
rauf -, dadurch, dass wir  
 

(Zwischenruf Abg. Matschie, SPD:  
Werden Sie doch mal konkreter.) 

 
klar Bildungsgleichmacherei ablehnen, dass wir for-
dern und fördern, dass wir die Schulen dabei un-
terstützen, jeden Schüler in seinen Eigenheiten, in 
seinen Stärken und Schwächen anzunehmen, dass 
wir individuelles Leistungsvermögen entwickeln. Das 
sind unsere Kernpunkte einer zukunftsfähigen Schul- 
und Unterrichtsgestaltung. Wir liegen mit unserer 
Strategie der Verbesserung von Unterrichts- und 
Schulqualität, der Stärkung der Eigenverantwortung 
richtig. Ich denke, es muss endlich möglich sein, dass 
alle Schüler in Deutschland teilhaben können an sol-
chen Maßstäben.  
 
Meine Damen und Herren, die aktuelle PISA-Stu-
die stellt der Bildungspolitik manches SPD-regier-
ten Landes ein miserables Zeugnis aus. Es gelingt 
vier Ländern, sich in allen Kompetenzbereichen ober-
halb des OECD-Schnitts zu platzieren, das sind die 
Länder Bayern, Sachsen, Baden-Württemberg und 
Thüringen. Das erfreulichste Ergebnis und gleich-
zeitig die Bestätigung 
 

(Zwischenruf Abg. Döring, SPD:  
Thüringen stimmt eben nicht.) 

 
- auch das stimmt - für unser Handeln ist, Herr Dö-
ring, nicht die soziale Herkunft, sondern Leistung und 
Förderung entscheiden über den Bildungserfolg. 

PISA-E zeigt, Kinder aus bildungsfernen Schichten 
werden in Thüringen besser gefördert. Die Korrela-
tion zwischen sozialer Herkunft und schulischer Leis-
tung ist in Thüringen besonders gering. Hier liegen 
wir in der internationalen Spitzengruppe, sind ver-
gleichbar mit Schweden, Dänemark, Frankreich oder 
unserem Nachbarland Österreich. „Die Zeit“ hat am 
21. Juli, also eine Woche nach Veröffentlichung der 
ersten Ergebnisse, passend zusammengefasst - ich 
zitiere: „Die Unionsstammländer Bayern und Baden-
Württemberg können bessere Leistungen vorwei-
sen als etwa Hessen und Nordrhein-Westfalen, die 
Experimentierfelder sozialdemokratischer Bildungs-
politik. Auch im Schaffen sozialer Gerechtigkeit konn-
te die SPD nicht punkten: Arbeiter- und Einwande-
rerkinder haben unter den Schwarzen mehr gelernt 
als unter den Roten.“  
 
Einer der renommiertesten Bildungsexperten, Prof. 
Baumert vom Berliner Max-Planck-Institut für Bil-
dungsforschung, lobt das Thüringer System der Re-
gelschule zu Recht an der festen Überzeugung, dass 
die Veränderung des Unterrichts für die Öffnung 
starrer Strukturen einen erheblichen Vorteil gegen-
über den Grabenkämpfen um die beste Schulart ha-
ben. Die Thüringer Regelschule trägt dem Rechnung. 
Der eben zitierte Artikel erhärtet diese Theorie. Ich 
zitiere noch einmal: „Thüringen und Sachsen können 
im innerdeutschen Vergleich deshalb punkten, weil 
sie neben dem Gymnasium nur eine weitere Schul-
form kennen.“ Mein Fazit: PISA zeigt, das differen-
zierte gegliederte Schulwesen ist leistungsfähig, da-
her setzen wir auf Verlässlichkeit, Qualität und Kon-
sequenz. Unser Thüringer Weg ist eine Bildungs-
allee mit Entfaltungsmöglichkeiten und keine Milch-
straße nach irgendwo.  
 

(Zwischenruf Abg. Döring, SPD:  
Das ist richtig.) 

 
Wir werden diesen Weg weitergehen.  
 

(Zwischenruf Abg. Matschie, SPD: Sag-
ten Sie Bildung alle oder Bildungsallee?) 

 
Es ist im Übrigen bemerkenswert, Herr Matschie, 
dass sich jetzt ein neues Streitfeld bei der Aus-
wertung der Daten der nationalen Ergänzungsstufe 
auftut, es geht um bislang nicht beauftragte schul-
artspezifische Vergleiche. Bei PISA-E 2000 wurden 
bekanntermaßen nur die Gymnasien schulartmä-
ßig verglichen, die zwei führenden Bildungsexper-
ten Prenzel und Baumert bestätigen jedoch, die Da-
tenlage lässt einen Ländervergleich zwischen den 
übrigen Schulenarten ebenso zu. Wenn das mög-
lich ist, so meine ich, dann sollten wir dies auch tun. 
Sämtliche Forschungsergebnisse der aktuellen PISA-
Studie müssen transparent dargelegt werden, nur 
so kann die deutsche Bildungslandschaft überhaupt 
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von der Studie profitieren. Sie wissen wie ich, noch 
sperren sich einige Länder gegen eine entsprechen-
de Auftragserweiterung, vielleicht kommt es dann 
doch noch zu einem Sinneswandel und wir können 
die vertiefenden Ergebnisse im November gegebe-
nenfalls auch hier in diesem hohen Hause noch ein-
mal diskutieren. Danke 
 

(Beifall bei der CDU) 
 
Vizepräsidentin Pelke: 
 
Das Wort hat jetzt Abgeordneter Dr. Krause, CDU-
Fraktion. 
 
Abgeordneter Dr. Krause, CDU: 
 
Frau Präsidentin, meine Damen und Herren, es ist 
schade, dass ich gleich nach dem Minister reden 
muss. Die Vorveröffentlichung - ja, ich hätte noch 
gern auf Sie gewartet, Herr Döring - von PISA-E im 
Vergleich der deutschen Länder war ein Beitrag, 
die Leistungsfähigkeit des deutschen Bildungssys-
tems transparent zu machen. Der Minister hat die 
Ergebnisse dargelegt. Mit Blick auf diese Ergebnis-
se lässt sich eindeutig zeigen, wo Bildungskompe-
tenzen in hoher Qualität vorhanden sind, nämlich 
in den langjährig CDU-regierten Ländern. PISA-E ist 
ein unbestreitbarer Erfolg der stabilen CDU-Bildungs-
politik in Thüringen. Thüringen hat das hohe Niveau 
nicht nur gehalten, sondern in allen Teilbereichen 
deutlich zugelegt. Der Ländervergleich gibt uns zwar 
keinen Grund, uns jetzt auszuruhen, aber was wir 
fortan nicht mehr unentwegt führen werden, ist eine 
lähmende Strukturdebatte, deshalb einige letzte Sät-
ze dazu.  
 
Bereits vor PISA 2000 hatte die damalige NRW 
Kultusministerin Spaeth, Vorsitzende der SPD-Ar-
beitsgemeinschaft für Bildung, gesagt, auch ohne 
aufwändiges Testverfahren sei doch für jeden klar, 
„dass die Länder mit selektiven Schulsystemen, die 
den Strukturreformen der letzten 30 Jahre widerstan-
den haben, bessere Schulleistungen haben werden 
als Bundesländer mit gesamtschulähnlichen Syste-
men.“ Marianne Demmer von der GEW teilte zu PISA 
2000 mit, sie halte von der Studie nichts, und zwar 
weil es unseriös und tendenziös sei, die Gesamt-
schule mit gegliederten Schulsystemen zu verglei-
chen. Also, wir wissen, dass wir schlechter sind als 
die anderen, aber das haben wir auch so gewollt 
und PISA-E, weil es diesen Ansatz aufdeckt, stört 
naturgemäß, es sei denn, man interpretiert es um. 
Wirklich überraschen können gewisse Deutungen 
der neuesten PISA-E-Studie nicht. Weil die GEW 
ahnte, dass wieder die Unionsländer an der Spitze 
stehen werden, warnte sie eine Woche vor der 
Vorabveröffentlichung, PISA-E könne instrumentali-
siert werden. Und dann, weil es so kam wie erwar-

tet, kritisierte die GEW flugs die Reduzierung der 
PISA-Studie auf eine Länderrangliste. Es dürften ei-
gentlich nur solche Bundesländer miteinander ver-
glichen werden, die hinsichtlich sozialer Herkunft, 
Migrationsstatus und Bildungshintergrund eine ähn-
liche Schülerzusammensetzung hätten, so GEW Bun-
desvizin Demmer. Nachdem man uns jahrelang mit 
Finnland verglichen hat, ein Land, das völlig ande-
re Sozialräume hat als Deutschland, soll nun plötz-
lich nicht mehr verglichen werden, weil das Ergeb-
nis von PISA-E nicht in das ideologische Bild passt. 
Auch Jürgen Zöllner, SPD, Wissenschaftsminister 
von Rheinland-Pfalz, eher unter dem OECD-Durch-
schnitt als darüber, hält nichts von PISA-E. Wir sollten 
auf die Gesamtentwicklung sehen und nicht auf die 
einzelnen Länderpositionen, meint er. Was will uns 
diese Nullaussage mitteilen? Hier flüchtet jemand 
aus der konkreten Verantwortung in das große Gan-
ze. Der PDS-Parteivorstand in Berlin war deutlicher 
und sprach sich in unbelehrbarer Monotonie für ei-
ne 10-jährige Gemeinschaftsschule nach finnischem 
Vorbild aus. In der Linkspartei ist bekanntlich die 
Sehnsucht nach der alten POS und einem zentra-
listischen System seltsam untot. Aber wir leben nicht 
mehr in einer geschlossenen Gesellschaft, in der 
Schulen noch Makarenko hießen, nur 10 Prozent 
der Schüler Abitur machten und der Studienplatz sich 
über die Länge des Wehrdienstes regelte. Das Sys-
tem des PISA-Siegers Finnland hat nur äußerlich 
etwas mit der DDR-POS oder der deutschen SPD-
Gesamtschule zu tun. Wir haben das hier oft vor-
getragen, kleinste Schulen, höchste Bildungsstan-
dards, größte Autonomie der Schulen, härtester Wett-
bewerb, stärkste Binnendifferenzierung. Nach die-
sem idyllisch-nordischen Schulsystem kommt, was 
den Erfolg angeht, in Europa gleich das bayerische, 
und da wollen wir zuerst hin, denn es liegt näher.  
 
Bundesbildungsministerin Bulmahn ist nicht weni-
ger anachronistisch als der Linksparteivorstand. Sie 
kommentierte PISA-E: „Angesichts des von PISA 
2003 und dem von der Wissenschaft festgestellten 
Auseinanderdriftens der deutschen Länder müss-
ten alle Verantwortlichen ihre Anstrengungen wei-
ter verstärken.“ Abgesehen davon, dass hier unse-
re Bildungsministerin mit Dativ und Genetiv ins Ge-
hege kommt, sollten doch vor allem jene ihre An-
strengungen verstärken, die versagt haben. Und wa-
rum Frau Bulmahn - ich darf zitieren - angesichts der 
nach wie vor großen Unterschiede zwischen den 
Ländern in der Bundesrepublik eine besondere Ver-
antwortung des Bundes ableitet, liegt nun völlig ne-
ben der Sache. Natürlich brauchen wir nationale Bil-
dungsstandards, aber bitte nicht aus dem Hause 
Bulmahn.  
 
Das Ergebnis aus PISA-E kann also für die erfolg-
reichen Länder wie Thüringen nur heißen: zukunfts-
fähige, langfristig angelegte Korrekturen im Bildungs-
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system ohne das gegliederte Schulsystem anzutas-
ten. Wir müssen intensiv über Qualität reden und 
Qualität hat etwas mit Bildungsstandards, mit Leis-
tung und Leistungsbereitschaft zu tun. Ganztags-
schulen sollten weiter ausgebaut werden, aber auch 
das ist kein Allheilmittel und eine Ganztagsschule 
ist kein Hort, sondern Schule, und nicht jeder Schüler 
steht eine Stundentafel wie in Schnepfenthal durch.  
 
Die Tatsache, dass in Deutschland die Herkunft stark 
die Schullaufbahn mitbestimmt, darf nicht akzeptiert 
werden. Das ist allerdings keine Folge der Schul-
struktur, sondern eine Konsequenz zu schwacher 
individueller Förderung in verschiedenen Systemen, 
und es ist eine Frage der Verantwortung der Eltern. 
Für den Bildungshintergrund, den die Kinder von zu 
Hause mitbringen, ist der Staat nicht durchweg ver-
antwortlich. 
 
Vizepräsidentin Pelke: 
 
Herr Abgeordneter, bitte kommen Sie zum Ende. 
 
Abgeordneter Dr. Krause, CDU: 
 
Danke. Wir wollten uns an der Spitze orientieren 
und nicht am Ende und nicht am Durchschnitt und 
dadurch Thüringer Schülern Zukunftschancen ermög-
lichen. Genau das ist Bildungspolitik als Sozialpoli-
tik. Danke. 
 

(Zwischenruf Abg. Matschie, SPD:  
Von Finnland lernen.) 

 
(Beifall bei der CDU) 

 
Vizepräsidentin Pelke: 
 
Als nächste Rednerin folgt Abgeordnete Ehrlich-
Strathausen, SPD-Fraktion. 
 
Abgeordnete Ehrlich-Strathausen, SPD: 
 
Herr Dr. Krause, ich hoffe, Sie sind jetzt nicht ent-
täuscht, dass ich als Erste spreche und nicht Herr 
Döring. Gegenüber der letzten nationalen PISA-Run-
de 2002 hat sich das Kompetenzniveau der Thü-
ringer Schüler bei PISA-E 2005 leicht verbessert. 
Das erkennen wir an, aber wir wissen auch, dass 
diese Leistungssteigerung insbesondere dem gro-
ßen Engagement der Thüringer Lehrerschaft zu ver-
danken ist. 
 

(Beifall bei der Linkspartei.PDS, SPD) 
 
Sie arbeitet unter äußerst schwierigen bildungspo-
litischen Rahmenbedingungen. Ich nenne hier nur: 
fortwährende Mittelstreichung im Bildungsbereich, 
anhaltender Personalmangel, die Auferlegung im-

mer neuer Verwaltungsaufgaben - Stichwort Bücher-
geld. Sie arbeiten nicht, wie uns die Landesregierung 
gern immer wieder weismachen möchte, in einer 
Art Schulschlaraffenland. Daher von dieser Stelle 
noch einmal mein herzliches Dankeschön an die 
Thüringer Lehrerinnen und Lehrer. 
 

(Beifall bei der SPD) 
 
Meine sehr verehrten Damen und Herren, das muss-
te einmal hier gesagt werden, denn der Anteil der 
Pädagogen am Thüringer Abschneiden bei PISA ist 
bei dem vielen unangemessenen Selbstlob, mit dem 
die Thüringer Landesregierung auf die jüngsten PISA-
Resultate reagiert hat, leider untergegangen. Da 
spricht das Kultusministerium von überdurchschnitt-
lichen Leistungssteigerungen, die seien natürlich im 
Wesentlichen der eigenen Bildungspolitik geschuldet. 
Der Ministerpräsident sieht Thüringen sogar schon 
auf Augenhöhe mit den Spitzenstaaten der interna-
tionalen PISA-Studien. Aber wie sieht die Realität 
aus? Die Resultate der nationalen PISA-Studie 2005 
sind für Thüringen ernüchternd. Der Freistaat hat 
ebenso wie bei PISA-E 2002 den vierten Platz be-
legt. In allen getesteten Kompetenzbereichen liegt 
Thüringen nur in der Nähe des OECD-Durchschnitts. 
Zwar ist anzuerkennen, ich betone das noch einmal, 
dass sich das Kompetenzniveau der Thüringer Schü-
ler in den bereits bei PISA 2000 getesteten Berei-
chen leicht verbessert hat. Wir haben das vorhin 
schon gehört, das betrifft die Bereiche mathema-
tische Kompetenz, Lesekompetenz und naturwissen-
schaftliche Kompetenz. Wir haben vom Minister auch 
schon die Punkte gehört. Bei der mathematischen 
Kompetenz beträgt das Leistungsplus 17 Punkte, 
bei der Lesekompetenz 12 Punkte, bei der natur-
wissenschaftlichen Kompetenz 13 Punkte. Aber Herr 
Dr. Kause sprach auch von „transparent machen“. 
Da gehört dazu, zu sagen, dass man bedenken 
muss, dass ein Plus oder ein Minus von fünf bis zehn 
Leistungspunkten vom PISA-Konsortium als rein sta-
tistische Schwankung angesehen wird. Dann wird 
deutlich, wie marginal Thüringens reale Zugewinne 
gegenüber PISA 2002 ausfallen. 
 

(Beifall bei der SPD) 
 
Von überdurchschnittlichen Leistungssteigerungen, 
Herr Minister, kann also wahrlich nicht die Rede sein. 
Aber noch etwas gilt es im Auge zu behalten, mei-
ne Damen und Herren. Nach Ansicht der meisten Bil-
dungsforscher besitzt das nationale PISA-Ranking 
insgesamt wenig Aussagekraft. Zugespitzt gesagt 
bedeutet dies, dass es letztlich irrelevant ist, ob sich 
Thüringen national messen kann oder nicht. Es zählt 
einzig der internationale Vergleichsmaßstab. Hier 
zeigt sich, dass die PISA-Spitzenstaaten in allen ge-
testeten Kompetenzbereichen 30 bis 40 Leistungs-
punkte vor Thüringen liegen. Laut OECD entspricht 
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das einem Kompetenzunterschied von mehr als ei-
nem Schuljahr. Wir spielen also noch längst nicht 
in der internationalen PISA-Spitzenliga, wie uns das 
der Ministerpräsident gerne einreden möchte.  
 

(Beifall bei der Linkspartei.PDS, SPD) 
 
Ein ähnliches Resultat hat der Freistaat bereits bei 
PISA-E 2002 erzielt. Positiv bewegt hat sich in Thü-
ringen also kaum etwas. Das gegliederte Schulwe-
sen im Freistaat hat sich erneut als wenig leistungs-
fähig erwiesen. Das ist die nüchterne Realität der 
PISA-Zahlen abseits der künstlich erzeugten Be-
geisterungsstürme aus dem Ministerium.  
 
Noch etwas gilt es richtig zu stellen. Die Landesre-
gierung leitet ja aus PISA-E eine generelle positive 
Bewertung des gegliederten Schulsystems in Thü-
ringen ab im Hinblick auf dessen soziale Gerechtig-
keit. Die Daten zur sozialen Selektivität der Schul-
strukturen in den einzelnen Bundesländern wird das 
PISA-Konsortium aber erst - wir haben dies vorhin 
gehört - im November 2005 vorstellen.  
 

(Zwischenruf Prof. Dr. Goebel, Kultus- 
minister: Das ist nicht wahr!) 

 
Bei PISA-E wird lediglich eine Kopplung - lesen 
Sie es nach - von sozialer Herkunft und mathema-
tischer Kompetenz näher beleuchtet. Dabei werden 
Brandenburg, Bayern, Thüringen und Sachsen relativ 
schwache Zusammenhänge zwischen Merkmalen 
der sozialen Herkunft und der Kompetenz attestiert. 
PISA-E 2005 hebt allein darauf ab, dass in Thürin-
gen beim Erwerb mathematischer Kompetenzen so-
ziale Faktoren keine so große Rolle spielen wie in 
anderen Bundesländern. Mehr wird dort nicht gesagt. 
 
Ich denke, eines ist klar geworden: Einen Grund zum 
Jubeln haben wir nicht nach Platz vier beim dies-
jährigen PISA-Ranking, auch wenn die Landesre-
gierung das im Widerspruch zur Faktenlage zu sug-
gerieren versucht. Wenn Thüringen endlich zu den 
PISA-Spitzenstaaten aufschließen will,  
 
Präsidentin Prof. Dr.-Ing. habil. Schipanski: 
 
Frau Abgeordnete, Ihre fünf Minuten Redezeit sind 
zu Ende. 
 
Abgeordnete Ehrlich-Strathausen, SPD: 
 
muss es sich an den Bildungsstrukturen orientie-
ren, z.B. längeres gemeinsames Lernen - ich bin so-
fort am Ende -,   
 

(Glocke der Präsidentin) 
 
 

Ausbau schulischer Ganztagsangebote usw. Das 
sind die wichtigen bildungspolitischen Konsequen-
zen, die sich für PISA ableiten. Die Landesregierung 
verweigert das doch seit Jahren aus ideologischen 
Gründen. Ich frage, will oder kann diese Landesre-
gierung nicht von den Besten lernen? Deshalb bin 
ich gespannt, welche Mühen Sie bei der nächsten 
PISA-Runde aufwenden wird, das Abschneiden Thü-
ringens wieder schönzureden. Danke schön. 
 

(Beifall bei der SPD) 
 
Präsidentin Prof. Dr.-Ing. habil. Schipanski:  
 
Das Wort hat der Abgeordnete Emde, CDU-Frak-
tion. 
 
Abgeordneter Emde, CDU: 
 
Frau Präsidentin, meine sehr verehrten Damen und 
Herren, Frau Ehrlich-Strathausen, das übermäßige 
Selbstlob, das Sie der Landesregierung unterstel-
len, habe ich so nie gehört. Das bringen Sie hier nur 
so zum Ausdruck. 
 

(Heiterkeit bei der SPD) 
 

(Zwischenruf Abg. Ehrlich-Strathausen, 
SPD: Nein? Da müssen Sie mal lesen!) 

 
Wir haben immer gesagt, wir stellen die Dinge so 
dar, wie sie sind. 
 

(Zwischenruf Abg. Matschie, SPD: Der 
plakatiert das sogar!) 

 
(Unruhe bei der SPD) 

 
Nein, wir haben immer gesagt, wir nehmen die Dinge 
so, wie sie sind, und haben gesagt, wir sind auf ei-
nem Weg, an dem wird gearbeitet. Dass wir dabei auf 
einem guten Weg sind, das wird man wohl noch sa-
gen dürfen. Sie können jetzt schlechtreden, was Sie 
wollen, Fakt ist jedenfalls, dass wir in Deutschland 
Spitze sind, und Fakt ist natürlich auch, dass wir im 
internationalen Vergleich zugelegt haben. Ich bin da 
mit Frau Reimann sogar einer Meinung. Ich habe 
die Pressemitteilung vom Juli gelesen und habe ge-
sagt, na ja so aus den ersten Sätzen, dass Thürin-
gen im nationalen Vergleich auch weiterhin zu den 
Spitzenreitern zählt, das akzeptieren Sie, dazu sa-
ge ich Ja, aber auch, dass nicht alles in Butter ist, 
dazu sage ich auch Ja. Wir haben auch immer ge-
sagt, es ist nicht alles in Butter. Dann sagen Sie, im 
Vergleich zu den führenden Bildungsnationen sind 
wir weiterhin nur Mittelmaß; dazu sage ich auch Ja, 
zu den führenden ja, aber wir sind mittlerweile über 
dem Durchschnitt der OECD-Länder und das muss 
man ja wohl mal anerkennen dürfen.  
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(Beifall bei der CDU) 
 
Also bitte schön, nicht immer alles nur schlechtre-
den.  
 

(Zwischenruf Abg. Dr. Klaubert, Die 
Linkspartei.PDS: Da muss ja Frau Rei-
mann überhaupt nicht mehr reden.) 

 
Nein, Frau Reimann muss jetzt nicht mehr reden. 
Wir sind uns fast einig, aber eben nicht ganz einig. 
Denn die Herleitung, die Frau Reimann dann z.B. 
nimmt, dass wir jetzt eben die DDR-Schule wieder 
einführen müssen und alle Schüler müssen lange 
gemeinsam lernen und davon wird alles besser, 
nämlich leistungsmäßig und auch von den sozialen 
Ungerechtigkeiten her, dem halte ich nur ein Zitat 
von Herrn Baumert entgegen, der ja das PISA-Kon-
sortium hier in Deutschland vertritt und der sagt: Ins-
besondere ließ sich anhand der Längsschnittbefunde 
zeigen, dass eine Vergrößerung der Leistungshe-
terogenität keineswegs automatisch zu einer Ver-
minderung sozialer Disparität führt. 
 

(Zwischenruf Abg. Matschie, SPD:  
Von automatisch war keine Rede.) 

 
Das, was Sie hier herleiten wollen - automatisch wird 
durch gemeinsames Lernen alles besser, automa-
tisch führt das zu einer Verbesserung unserer Stel-
lung in der Welt -, das kann so nicht sein. Herr Mat-
schie, nehmen Sie es doch einfach mal zur Kennt-
nis, die SPD-geführten Länder mit ihrer ideologisch 
geprägten Bildungspolitik schneiden nach wie vor 
schlechter ab bei der PISA-Studie. Gehen Sie bitte 
einfach mal hin zu Ihren sozialdemokratischen Kol-
legen, die immer noch nicht wollen, dass die PISA-
Ergebnisse eben auch für Haupt- und Realschulen 
deutschlandweit ausgeweitet werden. Na bitte schön, 
dann sollen sie es doch mal auf den Tisch legen, 
das würden wir gern sehen. Da müssen wir uns dann 
auch nicht ideologisch darum streiten, wer nun hier 
der Bessere ist, da können wir uns mal einfach an 
einen Tisch setzen und können schauen, wer hat 
die besseren Konzepte. Ich sage, die unionsgeführ-
ten Länder haben bisher durch beständige Bildungs-
politik bessere Konzepte gehabt.  
 

(Beifall bei der CDU) 
 
Im Übrigen, Frau Reimann, ich bin noch an einer 
Stelle mit Ihnen einer Meinung. Sie sagen nämlich, 
dass die Qualität im Mittelpunkt stehen muss, und 
genau das tun wir ja auch in Thüringen. Wir ma-
chen es eben nicht mit der Strukturdebatte und wir 
lassen sie uns auch nicht aufdrängen. 
 
Ich will noch ein paar Argumente aufgreifen, die sich 
in der Zeitung wiedergefunden haben von den Op-

positionsparteien, nämlich, die schlechten PISA-Er-
gebnisse hätten zu keinen Änderungen geführt hier 
für Thüringen. Wir haben eine ganze Menge an Än-
derungen herbeigeführt. Angefangen damals mit der 
Einführung der kompetenzbezogenen Lehrpläne hat 
es Maßnahmen gegeben,  
 

(Zwischenruf Abg. Döring, SPD:  
Das war vor PISA.) 

 
wo wir eben Kompetenztests einführen, standardi-
sierte Prüfungen sowieso, Standards gelten deutsch-
landweit und viele andere Maßnahmen. Jetzt die 
ganzen Bemühungen um die eigenverantwortliche 
Schule, eins greift ins andere und man ist auf dem 
Weg. Deswegen ist abzusehen, anders als die Über-
schrift, die Herr Döring gefasst hat, wir gefährdeten 
praktisch unsere Stellung oder wir würden wieder 
schlechter werden, wird ja geunkt, es wird anders 
sein, wir werden auch in Zukunft noch mehr zulegen 
und noch besser werden. Oder auch die Aussage, 
wir sparen auf Bildungskosten, das haben wir ja eben 
auch wieder gehört. Fakt ist, dass Thüringen mehr 
Geld ausgibt als andere deutsche Flächenländer. 
Fakt ist, dass die Thüringer Schüler ein Jahr Kom-
petenzvorsprung haben gegenüber Schülern aus 
anderen Bundesländern. Das soll natürlich auch so 
bleiben. Auch so schizophrene Argumente wie, wir 
haben in Thüringen und in Deutschland überhaupt 
zu wenige Schüler, die dann studieren und heben 
dann ab auf Länder, die 50 bis 70 Prozent Studie-
rende haben, ich denke, das ist eine Frage der De-
finition. Denn es wird ja wohl jedem auch in diesem 
Saale einleuchten, dass nicht über 50 Prozent aller 
Schüler die Möglichkeit haben, hier zu studieren, 
das, was wir unter einem Studium verstehen. Dann 
passt das auch nicht zusammen mit den Forde-
rungen zurück zum DDR-System, alle sollen wie-
der gemeinsam lernen und dann wird das alles bes-
ser. Da muss man ja auch wissen, dass zu DDR-
Zeiten maximal 10 Prozent aller Schüler zugelassen 
waren zum Studium. Wollen Sie das dann auch wie-
der einführen? Das muss schon zueinander passen.  
 
Präsidentin Prof. Dr.-Ing. habil. Schipanski: 
 
Herr Abgeordneter Emde, Ihre Redezeit geht zu 
Ende. 
 
Abgeordneter Emde, CDU: 
 
Alles in allem, ich denke, es war wichtig, hier mal 
ein paar Worte zu sagen und geradezurücken wo 
Thüringen steht, nämlich gut. Wir werden im Aus-
schuss für Bildung, wenn die konkreten Ergebnisse 
für die Länder vorliegen, im Herbst noch mal mitei-
nander diskutieren. 
 

(Beifall bei der CDU) 
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Präsidentin Prof. Dr.-Ing. habil. Schipanski: 
 
Mir liegen keine weiteren Wortmeldungen … Doch, 
bitte, Frau Abgeordnete Reimann, Die Linkspar-
tei.PDS. 
 
Abgeordnete Reimann, Die Linkspartei.PDS: 
 
Wenn Herr Emde so bettelt, dann muss ich natür-
lich auch noch drei Worte dazu sagen. Verehrte Frau 
Präsidentin, meine Damen und Herren Abgeordne-
ten, worüber reden wir denn eigentlich? Wir reden 
über allererste Ergebnisse. Dass die sozusagen vor-
ab veröffentlicht worden sind, das liegt doch nur da-
ran, dass erwartungsgemäß die CDU-Kultusminis-
ter zur Eile drängten. So eine erhoffte Wahlkampf-
hilfe kann man sich ja schließlich nicht entgehen las-
sen. Wenn man Sie so reden hört, dann kann man 
fast denken, dass von Dezember bis jetzt Thürin-
gen so einen richtigen Sprung gemacht hat und dass 
wir über irgendwelche anderen Ergebnisse reden. 
Nein, wir reden über dieselben Ergebnisse, die im 
Dezember schon vorlagen, und dass da Thüringen 
ein bisschen was besser ist als andere Bundeslän-
der, das hat so ein Durchschnitt an sich, dass mal 
ein paar Länder drüber und ein paar Länder drun-
ter sind, das ändert aber nichts an dem deutsch-
landweiten Ergebnis insgesamt. 
 

(Beifall bei der SPD) 
 
Im Übrigen, die Vorabveröffentlichung enthält kei-
nerlei Informationen zu den zentralen Problemen 
Deutschlands, der mangelnden Chancengleichheit, 
der großen Leistungsspreizung und der großen Grup-
pe der Risikoschüler. Genau darauf haben die Ver-
fasser von PISA-E hingewiesen, auch bei den ers-
ten Ergebnissen. Sie haben nachdrücklich darauf hin-
gewiesen, dass hier noch keine Ursachen ablesbar 
sind. Das Ergebnis ist nach wie vor ein weiter aus-
einanderdriftendes Länderergebnis innerhalb von 
Deutschland. Das kann uns doch nicht wirklich hier 
in Thüringen zu Jubelschreien veranlassen.  
 
Am 3. November werden in der Expertenkonferenz 
die differenzierten Daten nachgereicht. Angesichts 
dieser völlig unvollständigen Faktenlage finde ich 
das Thema der heutigen Aktuellen Stunde eigent-
lich geradezu peinlich. 
 

(Beifall bei der Linkspartei.PDS) 
 
Aktuell wäre die Situation an Förder- und Berufs-
schulen gewesen, Lehrermangel, Stundenausfall, 
Auslaufen der Stellen der Sozialarbeiter. Aktuell wäre 
die Kinderarmut in Thüringen gewesen. Hier in der 
Landeshauptstadt, ich sagte es heute schon mal, 
gilt jedes dritte Kind als arm. Aktuell wäre auch die 
Situation der vielen freiwilligen kommunalen Ange-

bote beispielsweise auf jugendkulturellem Gebiet, 
ich erinnere an das Streichkonzert der Musikschu-
len am 01.09. Sie hingegen, meine Damen und Her-
ren von der CDU, Sie nutzen die Aktuelle Stunde 
und hoffen sogar noch, Herr Emde, dass die Oppo-
sition in die Jubelgesänge mit einstimmt. Aber ge-
genseitiges Schulterklopfen, welches in Stoibers Äu-
ßerungen von den angeblich klügeren Bayern gip-
felte, ist unseres Erachtens überhaupt gar nicht an-
gebracht. 
 

(Beifall bei der Linkspartei.PDS, SPD) 
 
Dank - und da hat die Frau Antje Ehrlich-Strathau-
sen völlig Recht - haben wir den Thüringer Päda-
goginnen und Pädagogen zu sagen, die trotz stän-
dig zunehmender Aufgabenverdichtung und trotz 
zunehmender Verschlechterung der Arbeitsbedin-
gungen die Situation meistern und zum Wohle der 
Kinder diese an erster Stelle sehen. Ihre PISA-Pla-
kate, meine Damen und Herren von der CDU, je-
denfalls wirken auf jeden, der noch nicht so weit 
weg ist von der Realität, einfach nur lächerlich. Nach 
wie vor leisten wir uns in Thüringen den höchsten 
Förderschulanteil in Deutschland mit 8 Prozent und 
dieser ist sogar in den letzten zehn Jahren um 
70 Prozent gestiegen. Das heißt, wir haben in Thü-
ringen nicht nur die dicksten Kinder, wir haben of-
fensichtlich auch die dümmsten Kinder. Aber ich be-
haupte, das stimmt eben nicht. Das liegt an unse-
rem ungerechten auslesenden Schulsystem. 
 

(Beifall bei der Linkspartei.PDS, SPD) 
 
Übrigens in Mecklenburg-Vorpommern gibt es nur 
1 Prozent von Schülern in Sonderschulen, nur mal 
so als Vergleichswert. Nach wie vor leisten wir uns 
oder verlassen 9 Prozent der Thüringer Schüler die 
Schule ohne Abschluss. Nach wie vor haben wir, Gott 
sei Dank, nicht die Verhältnisse wie im Westen, wo 
Kinder so genannter bildungsferner Familien mitt-
lerweile in der dritten Generation ohne Chance auf 
angemessene Bildungsbeteiligung sind.  
 
Warum klagen denn beispielsweise die Handwerks-
betriebe über die mangelnde Ausbildungsfähigkeit 
und dass das ständig abnimmt? Dass für die Thü-
ringer Schüler im Durchschnitt in den vier erfassten 
Kompetenzbereichen innerhalb von drei Jahren deut-
liche Verbesserungen nachweisbar sind, das ist er-
freulich. Weniger erfreulich ist es aber, dass diese 
mittleren Leistungssteigerungen vor allem auf Ver-
besserungen der Schüler in den Gymnasien zurück-
zuführen sind.  
 
Keine Aussage liefert der Ländervorbericht zu die-
ser wichtigen Ergänzung, die belegt, dass das Leis-
tungsgefälle zwischen den Schülern unterschiedlicher 
Schularten noch größer geworden ist. Schüler in Re-
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gelschulen profitieren von den bisherigen Verände-
rungen beispielsweise kaum. Im bestehenden se-
lektierenden Schulsystem sind somit Leistungsstei-
gerungen durchaus möglich. Die gravierende Chan-
cenungleichheit wird aber weiter zementiert. Inso-
fern sind die blumigen Aussagen, Herr Professor 
Goebel, falsch, wenn Sie behaupten, dass Thüringen 
auf dem besten Weg sei, für alle Schüler gerechte Bil-
dungschancen zu realisieren. 
 
Ganz deutlich zeigt der PISA-Ländervergleich schon 
2000: Wer bereits durch sein Elternhaus benachtei-
ligt ist, wird durch unser früh selektierendes Schul-
system doppelt und dreifach bestraft. Gleich begabte 
Kinder aus Akademikerfamilien haben in Thüringen 
eine dreimal höhere Chance auf einen Gymnasial-
besuch als Arbeiterkinder. Im viel gelobten Bayern 
ist diese Privilegierung sogar sechsmal höher. Das 
hat mit gleichen Bildungschancen unabhängig vom 
sozialen Status herzlich wenig zu tun. 
 
Präsidentin Prof. Dr.-Ing. habil. Schipanski: 
 
Frau Abgeordnete Reimann, Ihre Redezeit ist ab-
gelaufen. 
 
Abgeordnete Reimann, Die Linkspartei.PDS: 
 
Gut, dann werde ich Gelegenheit haben, im No-
vember dazu noch mal Stellung zu nehmen, wenn 
wir die aktuellen Daten haben. Da hoffe ich, dass 
dazu auch eine Ausschussberatung stattfinden wird. 
Sie haben es ja leider zurückgezogen. Im Ausschuss 
hätten wir uns länger dazu auseinander setzen kön-
nen. Danke. 
 

(Beifall bei der Linkspartei.PDS, SPD) 
 
Präsidentin Prof. Dr.-Ing. habil. Schipanski: 
 
Mir liegen keine weiteren Wortmeldungen zum Teil a) 
der Aktuellen Stunde vor. Damit beende ich diesen 
Teil und eröffne den zweiten Teil der Aktuellen Stun-
de 
 

b) auf Antrag der Fraktion der SPD  
zum Thema: 
„Auswirkungen einer möglichen  
Abschaffung der Investitionszulage 
auf den Freistaat Thüringen und die  
Thüringer Wirtschaft“ 
Unterrichtung durch die Präsidentin  
des Landtags 
- Drucksache 4/1152 - 

 
Ich eröffne die Aussprache und erteile als Erstes 
das Wort Herrn Hausold von der Linkspartei.PDS. 
 
 

Abgeordneter Hausold, Die Linkspartei.PDS: 
 
Frau Präsidentin, meine verehrten Damen und Her-
ren, ich denke, die Vorlage zu diesem Aktuellen-Stun-
de-Thema hat wohl unser Herr Ministerpräsident Die-
ter Althaus geliefert, denn er machte den Vorschlag, 
die Investitionszulage ab 2007 zu kürzen und ab 
2011 auf sie zu verzichten. Herr Ministerpräsident 
verwies auf das Institut für Wirtschaft und Forschung 
in Halle, das Mitnahmeeffekte sowie eine fehlende 
Einzelfallprüfung bei der Investitionszulage moniert 
hat. Nun muss ich mal sagen, es bringt allerdings 
aus meiner Sicht sehr wenig, dieses Thema sozusa-
gen aus den Gesamtfragen von Förderung und Zula-
gen hier herauszustellen. Denn, wenn man ins Ein-
zelne geht, ist es so, die Investitionszulage wird - wie 
der Name sagt - an Betriebe zur Förderung von In-
vestitionen aus dem Körperschaftsaufkommen ge-
zahlt. Sie betrug in Thüringen im Jahr 2002 laut 
Rechnungshofbericht z.B. etwa 240 Mio. €. Wenn 
ich nun das Thema der SPD-Fraktion beantworte, 
dann heißt es eigentlich, dass man sagen könnte, 
dass eben diese Mittel nach Ansinnen unseres Mi-
nisterpräsidenten der Wirtschaft in Zukunft fehlen 
werden.   
 
Man muss aber auch, meine Damen und Herren, 
deutlich sagen, der Ministerpräsident hat vorgeschla-
gen, die Investitionszulage mit der Gemeinschafts-
aufgabe regionale Wirtschaftsstruktur zu verschmel-
zen. Das ist eigentlich natürlich schon wieder ein wei-
teres Thema, was ein stückweit über die hier auf-
gemachte Fragestellung hinausgeht.  
 
Allerdings, meine Damen und Herren von der CDU, 
merkwürdig ist nun wirklich die Vielstimmigkeit - so 
will ich das mal höflich benennen -, mit der Ihre Partei 
zu dieser Frage diskutiert. Die CDU-Wirtschaftsmi-
nister der neuen Bundesländer wollen die Zulage 
auch weiterhin. Sachsen-Anhalts Ministerpräsident 
Böhmer will sie absenken. Der Vizevorsitzende der 
Bundestagsfraktion der CDU/CSU Herr Vaatz denkt 
über Alternativen nach - man höre. Frau Merkel ver-
spricht, sie beizubehalten. Werden von der CDU ei-
gentlich alle Positionen besetzt, die man dazu ha-
ben kann, damit dann wenigstens eine nach den 
Bundestagswahlen am 18. September auch noch 
weiterhin geht? Also, die Frage muss man doch hier 
mal stellen. Oder wollen Sie schon vorbeugend ei-
nen eventuellen Untersuchungsausschuss im Bun-
destag, der sich dann mit dem Thema „Investitions-
zulage“ befasst? Sie haben auf dem Gebiet Erfah-
rungen bewiesen. Sie hatten den Ausschuss, der sich 
mit Wahlversprechen der rotgrünen Regierung be-
fasst hat, ins Leben gerufen, meine Damen und Her-
ren. 
 
Ich glaube, eigentlich wenig tauglich sind solche Po-
sitionen. Bei Herrn Althaus, das will ich natürlich noch 
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sagen, muss man zumindest einen ziemlich radikalen 
Bewusstseinswandel der Landesregierung feststel-
len. Schließlich hat Wirtschaftsminister Reinholz noch 
im Oktober 2003 in einer Regierungserklärung be-
tont: „Die Fortführung der Investitionszulage ist nicht 
zuletzt auf den Einsatz der Thüringer Landesregie-
rung zurückzuführen.“ Jetzt ist man offensichtlich 
anderer Meinung. Da sage ich Herrn Ministerpräsi-
denten und der CDU/CSU sowie der Landesregie-
rung: Wenn man nun noch diese Frage mit der Ost-
förderung vermengt, wenn man alles aufschnüren 
will, Solidarpaktmittel am Ende zur Schuldentilgung 
nutzen will, da muss ich sagen, das ist nicht nur 
weit über das Ziel hinaus, sondern das ist einfach 
ein ziemlich verfehlter Weg, mit diesen Fragen um-
zugehen.  
 

(Beifall bei der Linkspartei.PDS) 
 
Und die Meinungen, die es z.B. aus der Thüringer 
Wirtschaft gibt und uns zugänglich sind, sehen das 
auch eher kritisch.  
 

(Zwischenruf Abg. Kretschmer, CDU: 
Welche?) 

 
Mit der Überführung der Investitionszulage in die GA 
würden große Teile des Handwerks von der Förde-
rung ausgeschlossen, sagt Herr Ostermann. Herr 
Chrestensen, der parteiferne Präsident der IHK, wie 
Sie ja immer betonen, lobt Rechts- und Planungs-
sicherheit sowie leichte Handhabbarkeit eben die-
ser Investitionszulage. Klar ist also auf alle Fälle eins, 
dass auch weiterhin ein Förderinstrument zur An-
regung der Investitionstätigkeit auch für kleine Fir-
men nötig ist. Dessen Ausgestaltung sollte eigent-
lich mehr zur Debatte hier im Haus gehören. Ich 
glaube aber, wir verschieben das besser dann auf 
die Zeit mit nächster Woche beginnend, da wird es 
vielleicht ein Stück sachlicher geführt werden können.  
 
Ihnen, meine Damen und Herren von der SPD-Frak-
tion, kann ich allerdings nicht ersparen, dass Ihr An-
trag mir schon ein bisschen von der Zeitleiste mit 
Blick auf das Wochenende bestimmt ist, denn von 
der Chefsache Ost unseres Kanzlers, das muss ich 
hier noch mal deutlich sagen, ist eigentlich nichts 
übrig geblieben als seine Bereisung ostdeutscher 
Bundesländer. Und wenn ich mal das Wahlprogramm 
der SPD - wurde, glaube ich, heute schon mal ge-
macht an dieser Stelle - zitieren will, dann steht da 
Folgendes - schön, dass ich das mache, ja, genau.  
 
Präsidentin Prof. Dr.-Ing. habil. Schipanski: 
 
Herr Abgeordneter, Ihre Redezeit ist abgelaufen. Ich 
bitte Sie zum Ende zu kommen.  
 
 

Abgeordneter Hausold, Die Linkspartei.PDS: 
 
Ja, dann ganz kurz Frau Präsidentin.  
 

(Unruhe bei der SPD) 
 

(Zwischenruf Abg. Matschie, SPD: Das 
muss ihm noch gestattet sein.) 

 
In Ihrem Wahlprogramm, Herr Matschie, steht: Über 
die Investitionszulage muss man sozusagen nach-
denken, ich kürze das ab, aber man kann auch da-
rüber nachdenken, ob man sie in die Gemeinschafts-
aufgabe überführt. Ende ist: Die Positionen zwischen 
Ihnen und den Herren und Damen in der Mitte un-
terscheiden sich wie so oft gar nicht weitestgehend, 
insofern haben wir heute sicherlich ein Stück Schau-
fenster, aber keinen Gewinn in der Sache. Danke 
schön.  
 

(Beifall bei der Linkspartei.PDS) 
 
Präsidentin Prof. Dr.-Ing. habil. Schipanski: 
 
Das Wort hat der Abgeordnete Matschie, SPD-Frak-
tion.  
 
Abgeordneter Matschie, SPD: 
 
Frau Präsidentin, meine sehr geehrten Kolleginnen 
und Kollegen, wir haben die Aktuelle Stunde bean-
tragt, weil uns nicht mehr ganz klar ist, welche Po-
sition die Landesregierung eigentlich zur I-Zulage 
vertritt. Der Regierungschef jedenfalls vertritt offen-
sichtlich jede Position, vorausgesetzt, er darf sie in 
ein Mikrofon sagen.  
 

(Zwischenruf Abg. Becker, SPD:  
Welche, weiß man nie.) 

 
(Beifall bei der SPD) 

 
Denn noch im März vor dem Jobgipfel - Sie erin-
nern sich vielleicht - hat Dieter Althaus gesagt, ein 
Wegfall der I-Zulage, also Investitionszulage, wäre 
für Ostdeutschland nicht zu verkraften. Am 3. Juli - 
da lief die Debatte über das CDU-Wahlprogramm - 
hat Dieter Althaus laut dpa gesagt: „Die Union will 
das auslaufende Gesetz über die I-Zulage verlän-
gern und die Finanztransfers aus dem Solidarpakt 
rechtlich fixieren.“ Dann Ende Juli haben alle ost-
deutschen Finanzminister gefordert, auch die Thü-
ringer Finanzministerin, die I-Zulage solle über 2006 
hinaus verlängert werden. Und nur vier Wochen spä-
ter kam dann die Rolle rückwärts von Dieter Alt-
haus, am 22. August konnten wir nachlesen: „Die 
I-Zulage soll bis 2011 auf Null gefahren werden.“ 
Der Kollege Hausold hat schon deutlich gemacht, 
die Reaktionen aus der Union sind völlig bunt auf 
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diesen Vorschlag, Vaatz als Fraktionsvize hat dann 
einen Tag später gesagt: „Wir möchten als ostdeut-
sche CDU-Abgeordnete so lange wie möglich eine 
Investitionszulage haben.“ Einen Tag später hat Mil-
bradt in der FAZ gesagt: „Je länger die Zulage zur 
Verfügung steht, desto besser ist es.“ Auch andere 
aus der Unionsfraktion - selbst die FDP, Frau Pie-
per - haben sich für die Verlängerung der Investi-
tionszulage eingesetzt, ebenfalls auch Stimmen aus 
der Wirtschaft, Herr Ostermann z.B. als Präsident 
des Thüringer Handwerkstages. Und das ist auch 
berechtigt, dass sich viele Stimmen äußern, die sa-
gen, wir wollen die I-Zulage weiter, denn zwischen 
2000 und 2003 hat die Investitionszulage Investi-
tionen von 13 Mrd. € in Gang gesetzt, und deshalb 
sage ich hier klipp und klar, wir wollen an der Zu-
lage festhalten.  
 

(Beifall bei der SPD) 
 
In der Tat steht in unserem Wahlprogramm, Herr 
Hausold, noch mal zum Nachlesen, die Investitions-
zulage wird über 2006 hinaus fortgesetzt oder über-
geleitet in die Gemeinschaftsaufgabe „Regionale 
Wirtschaftsstruktur“. Der zweite Halbsatz steht da 
drin, weil niemand heute sicher sein kann, ob die 
Investitionszulage als Beihilfe auch über 2006 hi-
naus von der Europäischen Union genehmigt wird. 
Deshalb haben wir gesagt, sollte das nicht der Fall 
sein, wollen wir sie auf jeden Fall erhalten und dann 
in die GA überführen. Aber die erste Position ist 
Verlängerung der I-Zulage. Wir wollen das Instru-
ment weiter haben.  
 
In der Wirtschaft, unter den Wirtschaftspolitikern und 
Wirtschaftswissenschaftlern ist die I-Zulage seit Lan-
gem kontrovers diskutiert worden. Es gibt Für und 
Wider. Der Sachverständigenrat der Bundesregie-
rung bspw. oder das IWH in Halle haben sich für 
das Auslaufen der I-Zulage ausgesprochen. Aber 
man muss sich die Argumente genau anschauen. 
Beide argumentieren erstens, es gibt zu viele Mit-
nahmeeffekte, und zweitens die Finanzierung ist un-
durchschaubar. Es gibt aber auch klare Vorteile, zu 
denen komme ich später.  
 
Aber zuerst einmal zu den Gegenargumenten, es 
gibt zu viele Mitnahmeeffekte: Nun ist ja das Inves-
titionszulagengesetz deswegen deutlich verschärft 
worden, die Fördervoraussetzungen sind wesentlich 
enger gefasst worden, um die Mitnahmeeffekte weit-
gehend einzugrenzen. Zum Zweiten plädieren zum 
Teil die gleichen Wissenschaftler, die hier Mitnah-
meeffekte beklagen, für Steuererleichterungen in den 
neuen Bundesländern, um die Wirtschaft stärker an-
zukurbeln. Dabei wären noch stärkere Mitnahme-
effekte zu erwarten als bei diesem Instrument. Die 
Wissenschaft widerspricht sich hier also.  
 

Zum zweiten Argument - schwer durchschaubare 
Finanzierung: Hier liegt eigentlich genau der Vorteil 
für die ostdeutschen Bundesländer, und deshalb wird 
das auch vom Sachverständigenrat so ausgeführt. 
In dem Gutachten schreibt der Sachverständigen-
rat: „Aus ostdeutscher Sicht rechnet sich die Inves-
titionszulage besser als jeder andere Förderweg.“ 
Sie wird nämlich zum allergrößten Teil von den al-
ten Bundesländern und vom Bund getragen. Ich sage 
Ihnen mal eine Zahl dazu: 2003 wurden in Thürin-
gen Unternehmen mit 273 Mio. € gefördert. Wenn 
man die I-Zulage abschaffen würde, dann hätte der 
Freistaat 24 Mio. € mehr in der Landeskasse, müsste 
aber auf 273 Mio. € Förderung verzichten. Und des-
halb ist auch die Enquetekommission des Thürin-
ger Landtags, die sich ebenfalls mit der Frage be-
schäftigt hat, in ihrer Empfehlung 15 zu dem Schluss 
gekommen: „Die Investitionszulage soll weiterhin als 
zentrales Förderinstrument in der Thüringer Wirt-
schaftsförderung eingesetzt werden.“ Denn „ange-
sichts der europäischen Standortkonkurrenz und des 
Entwicklungsstandes der ostdeutschen Wirtschaft 
ist nicht einzusehen, warum die neuen Bundeslän-
der auf dieses Instrument verzichten werden sollen.“ 
Wer die I-Zulage abschaffen will, der schadet den 
neuen Bundesländern, und Dieter Althaus  
 
Präsidentin Prof. Dr.-Ing. habil. Schipanski: 
 
Herr Abgeordneter Matschie, Ihre Redezeit ist ab-
gelaufen. 
 
Abgeordneter Matschie, SPD: 
 
- ich bin beim letzten Satz - hat nach meiner Über-
zeugung hier einfach eine Position von Professoren 
nachgeplappert, ohne genau zu prüfen, was es ei-
gentlich für die neuen Bundesländer bedeutet, aber 
mit den Professoren hat die Union ja im Moment 
ohnehin so ihre Schwierigkeiten. 
 

(Beifall bei der SPD) 
 
Präsidentin Prof. Dr.-Ing. habil. Schipanski: 
 
Das Wort hat der Abgeordnete Kretschmer, CDU-
Fraktion. 
 
Abgeordneter Kretschmer, CDU: 
 
Frau Präsidentin, meine Damen und Herren, ich will 
nicht schimpfen über diese Aktuelle Stunde, son-
dern ich habe mich schon bedankt dafür. Und Glück-
wunsch, Herr Kollege Matschie, ich würde sagen, 
diese Aktuelle Stunde ist ein klassisches Eigentor 
für Ihre Fraktion. 
 

(Beifall bei der CDU) 
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Ich hoffe, dass Sie nicht angeblich CDU-nahe Mit-
arbeiter Ihrer Fraktion dafür haftbar machen. Ich bin 
froh, dass Sie den Bericht der Enquetekommission 
erwähnt haben, ich habe ihn nämlich schon mitge-
bracht. Falls Sie ihn nicht als Exemplar gehabt hätten, 
wir haben ihn sogar in unseren elektronischen Papie-
ren nachlesbar. Es nutzt nichts, einfach nur die Emp-
fehlung vorzulesen, sondern Sie müssen schon in 
den Bericht der Enquetekommission hineinschauen, 
in Kapital C II - Diskussionen zu den Förderinstru-
menten. Da ist das, was Sie hier als Diskussionspro-
zess so diffus darstellen, schon damals 2001 sehr 
deutlich diskutiert worden. Vorteil ist klar, Rechtsan-
spruch, das geht sehr schön. Aber es ist keine Diffe-
renzierung möglich, es ist eine sektorale oder regio-
nale Differenzierung. Es sind Mitnahmeeffekte und 
es sind im Wesentlichen keine zusätzlichen Investi-
tionen, sondern es ist ein Gewöhnungseffekt und die 
Anreizwirkung ist dementsprechend gering. Also, das 
hat nun die Enquetekommission relativ ausgiebig dis-
kutiert, Herr Gerstenberger und Herr Ramelow wa-
ren hier in der Sitzung oftmals mit dem Buch in der 
Hand gegen Herrn Minister Schuster und sagten, 
setzt das endlich um, und Sie hätten vielleicht mit 
Herrn Kollegen Höhn noch darüber reden sollen, 
denn der hat sehr intensiv … 
 

(Zwischenruf Abg. Matschie, SPD:  
Die Empfehlung ist eindeutig!) 

 
Ja, das steht ja dabei. Wissen Sie, warum? Weil 
wir Angst hatten. Weil, Sie machen den Leuten ja 
auch Angst, indem Sie sagen, wir wollen wegfallen 
lassen. Die Diskussion war doch damals mit Ihrer 
Bundesregierung auch 2001, dass ersatzlos gestri-
chen wird. Da haben wir gesagt, ehe wir uns das 
ersatzlos streichen lassen, dann bitte fortführen, denn 
es wurde immer die Frage 
 

(Zwischenruf Abg. Matschie, SPD: Der 
Althaus will sie selber abschaffen.) 

 
der Kompensation … Ich komme noch dazu, war-
ten Sie mal. Aus Ihrem Wahlprogramm haben Sie 
ja schon zitiert. Aber er hat immer gesagt, wir müs-
sen neu ordnen und diese Chance der Neuordnung 
war in 2001 nicht gegeben und es hat sich sogar noch 
verschärft, dieser Mitnahmeeffekt. Aber, ich komme 
gleich noch darauf. Wissen Sie, wir merken ja auch, 
der Mann an der Spitze Ihrer Bewegung, der Bun-
deskanzler, hat ja das Instrumentarium offensicht-
lich noch nicht mal richtig verstanden. Wenn ich nach-
lese in dem Interview ZDF, Berlin direkt, da haben 
Sie ihn gefragt, die Fachleute der Aufbaukommis-
sion sagen, es wäre ein Gießkannenprinzip, und da-
rauf antwortete der Bundeskanzler: Wenn Sie über 
Investitionszulage reden, reden Sie nicht über Gieß-
kannenprinzip, dann sollte man schon unterscheiden, 
Investitionszulage heißt, dass wir rangehen und sa-

gen, hier gibt es Wachstumskerne und die werden 
gezielt gefördert. Also Rechtsanspruch für alle, da 
ist nichts mit gezielter Förderung. Wenn der also 
nicht mal selber weiß, wie das Instrumentarium zu 
handhaben ist, dann tut es mir verdammt Leid.  
 
Und jetzt noch die spannende Frage, weil Sie nun 
gerade sagten, was dem Land dabei entgehen wür-
de. Wissen Sie, die Zahlen kann man auch anders 
lesen. Ich habe mir die von Sachsen 2003 genom-
men, dort sind 585 Mio. € über Investitionszulage 
gezahlt worden, davon sind 6,6 Prozent, also gut 
oder knapp 40 Mio. € von Sachsen selbst bezahlt 
worden. Sie wissen aber, woran das liegt, weil die 
meisten Firmen ihren Sitz ja in Westdeutschland ha-
ben und dort bei den Finanzämtern zahlen. Ich sa-
ge mal, der einheimischen Wirtschaft wird es ja nur 
in geringem Maße zuteil und das war die Diskus-
sion, zu sagen, wenn ich das Geld in die Gemein-
schaftsaufgabe beispielsweise nehmen kann ... 
 

(Zwischenruf Abg. Matschie, SPD: Aber 
die I-Zulage gibt es nur für Investitionen 
im Osten.) 

 
Ja, ja, aber Sie sind doch an anderer Stelle wieder 
derjenige, der sagt, verlängerte Werkbänke. Ich den-
ke, aus den sachlichen Argumentationen von 2001 
herrührend, die hat sich ja nicht geändert, die Dis-
kussion, ist es schon sehr wohl verständlich, zu sa-
gen, wie können wir das Instrumentarium der Wirt-
schaftsförderung in Ost- und Mitteldeutschland ins-
besondere neu stricken und da ist die Investitions-
zulage kein ideales Instrumentarium. Wenn der Mi-
nisterpräsident davon gesprochen hat, das neu zu 
strukturieren, heißt das nicht, dass wir auf das Geld 
verzichten wollen, sondern wir wollen es in eine neue, 
besser durch uns handhabbare Form nehmen und 
nicht nur als Rechtsanspruch beim Finanzamt an-
melden. Also, klares Eigentor. Ihre nachgeschobe-
ne Erklärung wegen der EU-Notifizierung, die akzep-
tiere ich, aber im Grundsatz stand Ihr Programm 
eben auch auf dieser Frage, wie können wir das 
besser stellen. Das belegen ja auch Aussagen von 
Dohnanyi und anderen SPD-Leute. Am Ende hat 
der Bundeskanzler selbst noch nicht einmal verstan-
den, wie das Instrumentarium der Investitionszula-
ge hier in Thüringen wirkt. Ich denke schon, dass wir 
in der nächsten Woche beginnen können, zu über-
legen, wie man das Instrumentarium Investitionszula-
ge umstrukturieren kann in eine bessere Art und Wei-
se und damit zielgenau hier in Thüringen den hei-
mischen Mittelstand, die heimische Industrie zu för-
dern.  
 
Ich will nur eine Nebenbemerkung machen, Herr Kol-
lege Matschie, und auch an Herrn Hausold. Die In-
vestitionszulage ist geändert worden. Wir haben ja 
darum gestritten sie fortzuführen, aber das Hand-
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werk ist damals schon herausgenommen worden. 
Das heißt also, es ist jetzt gar nicht in der Förde-
rung drin, so wie auch der Wohnungsbau nicht drin 
ist. Das muss man einfach mal im Hinterkopf halten, 
dass die Investitionszulage für das Handwerk nicht 
gilt. Danke schön. 
 

(Beifall bei der CDU) 
 
Präsidentin Prof. Dr.-Ing. habil. Schipanski: 
 
Das Wort hat der Abgeordnete Gerstenberger, Die 
Linkspartei.PDS. 
 
Abgeordneter Gerstenberger, Die Linkspar-
tei.PDS: 
 
Wahlen haben doch etwas Gutes, meine Damen 
und Herren, Frau Präsidentin, denn plötzlich bewe-
gen sich Politiker, denen früher nichts heiliger war, 
Herr Kretschmer, als die Beständigkeit der beste-
henden Förderlandschaft, und plötzlich machen sie 
Vorschläge und was für welche! Und vor allen Din-
gen bunt durcheinander, wie schon zu hören war. 
Jeder darf im Hühnerhof ein Körnchen picken und 
danach auch noch laut gackern. Hatte die Enque-
tekommission „Wirtschaftsförderung in Thüringen“ 
im Jahr 2001, Herr Kretschmer, noch einvernehm-
lich festgestellt - ich zitiere: „Der Aufbau der mate-
riellen Infrastruktur sollte einer Prioritätenliste folgen, 
nach welcher zunächst die für die weitere wirtschaft-
liche Entwicklung des Landes kritischen Lücken ge-
schlossen werden.“, spielt solch ein Konsens in Wahl-
kampfzeiten keine Rolle mehr. Eine Prioritätenliste 
ist Fehlanzeige; Schwerpunktsetzung und kontinu-
ierliche Verbesserung der Arbeit ist ebenfalls Fehl-
anzeige, stattdessen Diskussionen um Investitionszu-
lage ja oder nein, Gemeinschaftsaufgabe neu oder 
gar nicht oder vielleicht ganz anders, und die Fest-
stellung, dass man die Thüringer Solidarpaktmittel, 
eigentlich zur Entwicklung des Landes vorgesehen, 
als Bundeszuschuss für das Stopfen von Haushalts-
löchern betrachtet usw. usf. Die Liste der Unsinnig-
keiten im Wahlkampfgetöse ließe sich fortsetzen. 
Aber keine Vorschläge zu den drängenden Fragen, 
etwa zu den Kommunalfinanzen, so wie in der Emp-
fehlung 31 des Enqueteberichts, Herr Kretschmer, 
wo vorgeschlagen wird - und ich zitiere wieder: 
„Durch Stärkung der Kommunalfinanzen ist ein In-
vestitionsschub für die kommunale Infrastruktur aus-
zulösen.“ Und auch keine Vorschläge zur Finanzie-
rung arbeitsmarktpolitischer Erfordernisse - stattdes-
sen Kirchhof-Vorschläge mit Reduzierung von Spit-
zensteuersätzen, in deren Folge anfängliche Steuer-
ausfälle für den Bund von bis zu 43 Mrd. € zu er-
warten sind, was für Thüringen einen Steuerausfall 
von 400 bis 600 Mio. € bedeutet. Oder auch von Sei-
ten der SPD - ich will Sie dort nicht ausnehmen - 
der Hinweis: Weiter so mit Hartz IV.  

Meine Damen und Herren, vor diesem Hintergrund 
ist das, was Sie mit dieser Aktuellen Stunde veran-
stalten, lediglich ein Schaukampf. Sie bieten keine 
Lösungen an, Folgen Ihrer Aussagen sind nicht ab-
geschätzt, Konsequenzen oder sogar Inhaftnahme 
für das heute Gesagte bestehen nicht, aber, und 
das ist das Schlimme, es wird weiter verunsichert, 
es wird weiter Vertrauen zerstört und es wird der 
Frust unter der Bevölkerung auf die Politik weiter 
geschürt.   
 

(Beifall bei der Linkspartei.PDS) 
 
Sie haben kein Konzept für die Lösung der tatsäch-
lichen Probleme einer Mehrheit der Menschen. Und 
dabei bleibe ich, da ist die I-Zulage nur ein klitze-
kleiner Aspekt des Handelns. Gerade bei diesem Teil 
werden auch die Äußerungen der Enquetekommis-
sion bewusst missverstanden, Herr Kretschmer, und 
durch den Ministerpräsidenten umgedeutet. Herr Alt-
haus stellt fest, dass sich die Enquetekommission 
zur Abschaffung der I-Zulage positiv geäußert hat. 
Ich halte das schlicht und ergreifend für eine Falsch-
meldung - Herr Matschie sprach das schon an -, 
denn die Enquetekommission stellt fest, die Inves-
titionszulage soll weiterhin gleichermaßen wie der 
Investitionszuschuss als zentrales Förderinstrument 
in der Thüringer Wirtschaftsförderung eingesetzt wer-
den. Sie begründet die Feststellung unter anderem 
mit dem Satz: „Angesichts der europäischen Stand-
ortkonkurrenz und der Entwicklungsrückstände der 
ostdeutschen Wirtschaft ist nicht einzusehen, wa-
rum die neuen Bundesländer leichthin auf die Inves-
titionszulage verzichten sollen.“  
 
Herr Kretschmer, es wäre einfach gewesen, man 
hätte den Ministerpräsidenten, bevor er den Unsinn 
erzählt, darauf hingewiesen, dass er das nachle-
sen kann im Enquetebericht auf Seite 100 bzw. 101. 
Wenigstens lesen sollte man, bevor man spricht, 
aber vielleicht gilt ja doch auch für die Landesre-
gierung der Grundsatz: „Woher soll ich wissen, was 
ich denke, bevor ich gehört habe, was ich sage.“ Das 
jedenfalls hier war heute eine Luftnummer. 
 

(Beifall bei der Linkspartei.PDS) 
 
Präsidentin Prof. Dr.-Ing. habil. Schipanski: 
 
Das Wort hat Minister Reinholz. 
 
Reinholz, Minister für Wirtschaft, Technologie 
und Arbeit: 
 
Sehr geehrte Frau Präsidentin, meine sehr verehr-
ten Damen und Herren: „Trotz aller Kritik an Mitnah-
meeffekten und Fehlinvestitionen ist die Industrie-
förderung in Ostdeutschland insgesamt eine Er-
folgsgeschichte.“ Diese Auffassung des Kölner Insti-
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tuts der deutschen Wirtschaft wird durch eine Rei-
he wissenschaftlicher Studien verschiedener Insti-
tute und Einrichtungen belegt. Die Förderung mit 
Investitionszulagen und Zuschüssen aus der Ge-
meinschaftsaufgabe „Verbesserung der regionalen 
Wirtschaftsstruktur“ hat einen ganz wichtigen Bei-
trag dazu geleistet, dass sich das verarbeitende Ge-
werbe in den neuen Bundesländern, und gerade 
vor allen Dingen auch in Thüringen, so dynamisch 
entwickelt hat.  
 
Gegenüber 1995 hat sich die Bruttowertschöpfung 
des verarbeitenden Gewerbes bei uns in Thüringen 
fast verdoppelt, nämlich plus 98,3 Prozent - danach 
folgen abgeschlagen Sachsen-Anhalt mit 83 Prozent 
und Sachsen mit 82,9. Das verarbeitende Gewer-
be trägt heute mehr als 22 Prozent zur gesamten 
Thüringer Bruttowertschöpfung bei, rund 10 Prozent-
punkte mehr als noch vor zehn Jahren und fast 
5 Prozentpunkte mehr als im Durchschnitt aller neuen 
Länder, dort liegt sie nämlich nur bei 17,4. Die Zahl 
der Industriearbeitsplätze je 1.000 Einwohner ist seit 
Mitte der 90er-Jahre etwa um die Hälfte auf heute 
62 gestiegen. Herr Matschie, der Durchschnitt liegt 
bei den neuen Bundesländern bei 44 und in den 
SPD-regierten Ländern Mecklenburg-Vorpommern 
wesentlich niedriger.  
 
Auf regionaler Ebene haben sich zahlreiche indus-
trielle Branchenschwerpunkte herausgebildet, Bei-
spiele sind die Kraftfahrzeugtechnik und der Maschi-
nenbau, z.B. im Südwesten Thüringens, die Mess-, 
Prüf- und Steuertechnik in der Mitte und die Optik-, 
Kunststoff- und Werkzeugtechnik in Ostthüringen. 
Diese Entwicklung ist das Ergebnis einer breit an-
gelegten Förderpolitik, die auf eine staatliche Beein-
flussung unternehmerischer Standortentscheidungen 
ganz bewusst verzichtet. Die Kombination aus flä-
chendeckender Zulage mit Rechtsanspruch - wir ha-
ben das heute mehrfach gehört - zum Ausgleich von 
Standortnachteilen und die gezielten Zuschüsse für 
arbeitsplatzschaffende Investitionsvorhaben aus der 
Gemeinschaftsaufgabe hat sich in der Vergangen-
heit bewährt. Beide Instrumente sind stetig weiter-
entwickelt und auf das Wesentliche konzentriert wor-
den, die Gemeinschaftsaufgabe zuletzt durch die 
Novellierung der Richtlinie im vergangenen Jahr, 
die Zulage durch das Investitionszulagengesetz 2005. 
Zulagen und Zuschüsse werden heute nur noch für 
Erstinvestitionen des verarbeitenden Gewerbes und 
einiger produktionsnaher Dienstleistungsbereiche ge-
währt. Die Förderung, meine Damen und Herren, 
setzt damit dort an, wo es angesichts der beste-
henden Strukturprobleme auch noch notwendig ist. 
Die Gemeinschaftsaufgabe ist seit der Wiederver-
einigung das zentrale Investitionsförderprogramm 
mit dem Ziel der Schaffung und Sicherung wettbe-
werbsfähiger Dauerarbeitsplätze in den neuen Län-
dern.  

Als zweiter Eckpfeiler der Investitionsförderung ist die 
Zulage eine ganz wichtige Ergänzung. Der Rechtsan-
spruch sorgt für Planungssicherheit, bei den Inves-
toren und die Steuerfreiheit natürlich für eine hohe 
Anreizwirkung. Darüber hinaus ist das Instrument 
durch die nicht notwendige Budgetierung flexibel zu 
handhaben. Die Landesregierung hat sich daher in 
den vergangenen Jahren entschieden dafür einge-
setzt, die Investitionszulage über das Jahr 2004 
hinaus zu erhalten. Das Investitionszulagengesetz 
2005 ist nicht zuletzt aufgrund des beharrlichen Ein-
satzes des Thüringer Ministerpräsidenten und sei-
ner ostdeutschen Kollegen gegen ganz erhebliche 
Vorbehalte der rotgrünen Regierung auf Bundesebe-
ne dann doch noch verabschiedet worden. Nach ak-
tuellem Recht läuft die Förderung Ende des Jahres 
2006 aus. Um eine belastbare Planungsgrundlage 
für Investoren zu schaffen, müssen wir uns deshalb 
frühzeitig Gedanken darüber machen, wie es mit 
der Zulagenförderung nach diesem Zeitpunkt wei-
tergehen soll. Die Ministerpräsidenten der ostdeut-
schen Länder haben sich bereits Ende Januar die-
ses Jahres für eine Fortführung der Zulagenförde-
rung ausgesprochen. Der Ministerpräsident Dieter 
Althaus hat vor einigen Tagen dies noch einmal be-
kräftigt und damit den Vorschlag verbunden, die Zu-
lage in dem Verlängerungszeitraum zunächst zurück-
zuführen und dann am Ende auslaufen zu lassen. 
Was ich im Übrigen selbst in den verschiedensten 
Veranstaltungen im vergangenen Jahr gepredigt ha-
be, denn nichts ist so grausam wie ein schlagartig 
endendes Zulagen- oder Zuschussprogramm oder 
Förderprogramm, wie es jetzt ursprünglich von der 
bisherigen Bundesregierung geplant ist. Klar ist 
aber, meine Damen und Herren, dass eine Verlän-
gerung ohne Auslaufregelung nicht durchzusetzen 
sein wird. Dagegen sprechen der hohe Anteil, den 
Bund und westdeutsche Länder zur Finanzierung 
der Zulagenförderung beitragen und auch die Kri-
tik, die u.a. vom Sachverständigenrat zur Begutach-
tung der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung und vom 
Institut für Wirtschaftsförderung Halle, dem IWH, an 
dem Instrument vorgebracht wird. 
 

(Zwischenruf Abg. Matschie, SPD: Sie 
geben auf, bevor Sie gekämpft haben.) 

 
Folgt man dem IWH, so lässt - Zitat - „die Tatsache, 
dass auf die Förderung ein Rechtsanspruch besteht, 
auf hohe Mitnahmeeffekte schließen.“ Der Vorschlag 
des Ministerpräsidenten trägt den mit der Investi-
tionszulage verbundenen Problemen Rechnung und 
ist auch mit Blick auf die von uns angestrebte grund-
legende Steuerreform ein ganz klares Signal. Es 
darf beim Abbau von steuerlichen Sonderregelun-
gen keine Tabus geben. Darüber hinaus weist die 
vorgeschlagene Überführung der Zulage in die Ge-
meinschaftsaufgabe auch förderpolitisch in die rich-
tige Richtung. Die Investitionszulage zielt als För-
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derinstrument mit Rechtsanspruch vor allem auf den 
Ausgleich von Standortnachteilen. Wir sind seit der 
Wiedervereinigung beim Abbau der Nachteile aber 
erheblich vorangekommen und werden in den kom-
menden Jahren weitere Fortschritte auch machen. 
Die Verbesserung der Standortbedingungen recht-
fertigt es deshalb, Zulagenförderung mittelfristig zu 
beenden. In den kommenden Jahren müssen wir die 
Investitionsförderung noch wesentlich gezielter ein-
setzen. Hierfür ist die Gemeinschaftsaufgabe das 
deutlich geeignetere Instrument. Über die Förde-
rung jedes Investitionsprojekts wird, wie Sie wis-
sen, einzeln entschieden und wir können über die 
Gestaltung der Richtlinie auf Förderschwerpunkte 
und natürlich auch auf Konditionen Einfluss nehmen. 
Insgesamt wird in der Wirtschaftsförderung das Ziel, 
regionale Schwerpunkte, aber auch Branchen und 
Cluster durch den abgestimmten Einsatz aller zur 
Verfügung stehenden Instrumente zu stärken, noch 
mehr in den Vordergrund treten.  
 
So wie der Ministerpräsident, sieht es auch der Sach-
verständigenrat zur Begutachtung der gesamtwirt-
schaftlichen Entwicklung, der sich für eine einzel-
fallbezogene und regionalpolitischen Zielen entspre-
chende Investitionsförderung ausgesprochen hat. 
Auch die Enquetekommission, wir haben es bereits 
gehört, hatte den Investitionszuschüssen den Vorrang 
vor der Investitionszulage eingeräumt und in diesem 
Zusammenhang den mit der Einzelfallentscheidung 
verbundenen gezielten Fördermitteleinsatz bei der 
Gemeinschaftsaufgabe betont.  
 
Mit der Überführung der Investitionszulage werden 
unsere Spielräume bei der Gemeinschaftsaufgabe 
gestärkt. Der Bund steht durch den Solidarpakt II 
in der Pflicht, sowohl die mit der Zulage verbunde-
nen Steuermindereinnahmen als auch die Mittel für 
die GA-Förderung werden auf den so genannten 
Korb II angerechnet, aus dem bis zum Jahr 2019 
insgesamt 51 Mrd. € unter anderem für die Wirt-
schaftsförderung zur Verfügung gestellt werden sol-
len. Entfällt das eine Instrument, muss dafür ein Aus-
gleich geschaffen werden, zwar ist der Korb II ge-
setzlich nicht geregelt, aber der Bund darf sich sei-
ner Verantwortung für die Umsetzung des Korbes II 
nicht entziehen.  
 
Aufgrund der schwierigen Haushaltslage in den 
neuen Ländern sollten wir aber Änderungen an dem 
bisherigen Finanzierungsmodus der GA prüfen. Die 
Überführung der Investitionszulage in die GA wird 
den zielgerichteten Einsatz der Gemeinschaftsauf-
gabe in den ostdeutschen Ländern stärken und der 
Thüringer Wirtschaft neue Impulse geben. Mit der 
vorgeschlagenen Weiterentwicklung der Förderung 
würde eine wichtige Grundlage dafür geschaffen, 
dass sich das dynamische Wachstum der Thürin-
ger Industrie fortsetzen kann.  

Im Übrigen, Herr Matschie, wundert es mich schon 
ein wenig, dass sich Ihr Parteikollege und Minis-
terpräsident von Brandenburg, Herr Platzeck, heu-
te in „Freie Presse“ (Chemnitz) ähnlich äußert, wie 
der Ministerpräsident des Freistaats Thüringen. Herz-
lichen Dank. 
 

(Beifall bei der CDU) 
 

(Zwischenruf Abg. Matschie, SPD:  
Was sagt er denn?) 

 
 Lesen Sie es nach, „Freie Presse“.   
 

(Zwischenruf Abg. Matschie, SPD:  
Zitieren Sie mir mal, wo er die Auf- 
gabe der Zulage fordert.) 

 
Haben Sie mich zum Schluss nicht gehört, was ich 
zum Korb II noch gesagt habe? Die Frage lautete 
sinngemäß: Der Aufbau Ost spielt im Wahlkampf 
eine Rolle, der im Kompetenzzentrum von Kanzler-
kandidatin Angela Merkel für den Osten zuständige 
Thüringer Ministerpräsident Dieter Althaus will den 
Solidarpakt neu justieren. Matthias Platzeck: „Ich 
glaube, wir sind in dem Punkt sehr nah.“ 
 

(Zwischenruf Abg. Matschie, SPD:  
Aber es geht um die I-Zulage. )  

 
Das gehört wohl nicht dazu? 
 

(Zwischenruf Abg. Matschie, SPD: Das 
ist etwas anderes, was Sie da vorlesen.) 

 
Präsidentin Prof. Dr.-Ing. habil. Schipanski: 
 
Das Wort hat der Abgeordnete Pidde, SPD-Frak-
tion. 
 
Abgeordneter Dr. Pidde, SPD: 
 
Frau Präsidentin, meine Damen und Herren, ich hätte 
es nicht für möglich gehalten, dass sich ein ost-
deutscher Ministerpräsident derart gegen die Inte-
ressen des eigenen Landes stellt.  
 

(Beifall bei der SPD) 
 
Es ist schade, dass Ministerpräsident Althaus heu-
te nicht da ist, dass er Wahlkampfveranstaltungen 
vorzieht, anstatt hier dem Parlament Rede und Ant-
wort zu stehen. Das, was Herr Kretschmer vorgetra-
gen hat, war doch sehr verworren. Er hat sich im 
Klein, Klein der Argumente verheddert. Auch die Aus-
führungen vom Wirtschaftsminister, der zuerst über 
den Äpfel-und-Birnen-Vergleich gestartet ist und dann 
über den allgemeinen Wirtschaftsexkurs redete, ha-
ben gezeigt, dass er bei dem wichtigen Förderins-
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trument der Investitionszulage die Flinte schon ins 
Korn geworfen hat. Das beste Beispiel war ja das 
Zitat von Ministerpräsident Platzeck, welches völlig 
aus dem Zusammenhang gerissen ist und wo wie-
der Äpfel mit Birnen verglichen werden.  
 
Meine Damen und Herren, der Schaden, den die vom 
Ministerpräsidenten angestoßene Debatte langfris-
tig nach sich ziehen wird, ist heute noch gar nicht 
absehbar. Er gibt mit seinen Äußerungen denen Mu-
nition in die Hand, denen der ganze West-Ost-Trans-
fer seit jeher zu weit geht. Das Vorgehen des Mi-
nisterpräsidenten ist entweder Ausdruck einer tota-
len Überforderung und Hilflosigkeit oder aber eines 
vorauseilenden Gehorsams gegenüber Herrn Stoiber.  
 

(Beifall bei der SPD) 
 
Mit anderen West-Ministerpräsidenten hat er ja die 
Entsolidarisierung mit den neuen Bundesländern 
ganz offen angestrebt und auch vor Klagen vor dem 
Bundesverfassungsgericht nicht zurückgeschreckt.  
 
Meine Damen und Herren, der Solidarpakt II regelt 
die Mittel für den Aufbau Ost. Der Solidarpakt II ist 
großzügig mit Finanzmitteln ausgestattet und lang-
fristig bis zum Jahr 2019 geregelt. Es ist doch naiv 
zu glauben, man könne den Solidarpakt II aufma-
chen und neu verhandeln. Ein besseres Ergebnis für 
den Osten als das, was unter Eichel und Schröder 
damals zustande gekommen ist, ein besseres Ver-
handlungsergebnis zum Solidarpakt II wird es nicht 
geben. 
 

(Beifall bei der SPD) 
 
Gegen Ihren Vorschlag, die Investitionszulage ab-
zuschaffen und vielleicht stattdessen in die Gemein-
schaftsaufgabe zu überführen, sprechen nicht nur 
wirtschaftspolitische Argumente. Ich will mal das 
Institut für Wirtschaftsforschung Halle zitieren, Frau 
Präsidentin, wenn Sie gestatten: „Dass vor allem die 
ostdeutschen Länder trotz der offenkundigen Nach-
teile für eine erneute Verlängerung der Investitionszu-
lage plädieren, hat wohl primär damit zu tun, dass 
sie als Steuerermäßigung den Verteilungsmechanis-
men des Steuer- und Finanzausgleichssystems un-
terliegt. Von einem ostdeutschen Bundesland aus-
gezahlte Investitionszulagen in Höhe von 100 € ver-
mindern die insgesamt verfügbaren Einnahmen die-
ses Landes deswegen lediglich um 3 €.“ 
 
Meine Damen und Herren, wir wären doch mit dem 
Klammersack gepudert, wenn wir diese Investitions-
zulage, die fast ausschließlich von den alten Bundes-
ländern finanziert wird, selbst zur Disposition stel-
len würden.  
 

(Beifall bei der SPD) 

Ihre Abschaffung wäre ein Programm zur Sanie-
rung der Haushalte in Bayern, Baden-Württemberg, 
Hessen und Hamburg, da insbesondere die Geber-
länder die Investitionszulage zu großen Teilen über 
den Ausgleichsmechanismus des Länderfinanzaus-
gleichs finanzieren.  
 
Meine Damen und Herren, wer in Kenntnis der Zah-
len so tut, als könne man bei dem Deal „Investi-
tionszulage abschaffen, Gemeinschaftsaufgabe er-
weitern“, irgendwas gut machen, der beherrscht die 
Grundrechenarten nicht. Unser Ministerpräsident, un-
sere Landesregierung verschenkt schon heute Jahr 
für Jahr zig Millionen GA-Fördermittel im Bereich Wirt-
schaftsförderung, mehr als 100 Mio. € in den letz-
ten Jahren. Unsere Regierung enthält unserer Wirt-
schaft, unseren Firmen dringend benötigte Gelder, 
geschenkte Gelder des Bundes, vor. Das passt doch 
alles nicht zusammen. Wenn unser Ministerpräsi-
dent der Thüringer Wirtschaft, der Thüringer Bevöl-
kerung einen Gefallen tun will, dann rudert er zu-
rück und sagt, die Sache mit der Investitionszulage 
war nicht bis zu Ende gedacht. Ich danke für die Auf-
merksamkeit. 
 

(Beifall bei der SPD) 
 
Präsidentin Prof. Dr.-Ing. habil. Schipanski: 
 
Das Wort hat Minister Reinholz. 
 
Reinholz, Minister für Wirtschaft, Technologie 
und Arbeit: 
 
Sehr geehrter Herr Matschie, sehr geehrter Herr 
Dr. Pidde, wir wollen doch mal bitte eines klarstel-
len: Wenn es nach Ihrer rotgrünen Regierung ge-
gangen wäre, wäre die Investitionszulage bereits am 
31.12.2004 ausgelaufen.  
 

(Beifall bei der CDU) 
 
Nur auf massiven Protest von Ministerpräsident Alt-
haus  
 

(Heiterkeit bei der SPD) 
 
zusammen mit seinen ostdeutschen Ministerpräsi-
denten hat sich der Bundeskanzler überhaupt be-
reit erklärt, bis zum 31.12.2006 zu verlängern. 
 

(Beifall bei der CDU) 
 
Zum 31.12.2006 läuft nach einem von Ihnen ver-
abschiedeten Gesetz die I-Zulage aus.  
 

(Zwischenruf Abg. Matschie, SPD:  
Märchenstunde.) 
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Stellen Sie sich doch jetzt nicht hierhin und weisen 
sich als Retter der Wirtschaft in Thüringen aus und 
erzählen uns, Sie wollen die I-Zulage verlängern. 
 

(Beifall bei der CDU) 
 
Das, was in Ihrem Wahlprogramm geschrieben wor-
den ist, das möchte ich hinterher - ich hoffe, dass 
es nie dazu kommt - erst einmal umgesetzt sehen. 
 

(Zwischenruf Abg. Matschie, SPD:  
Wir werden das umsetzen.) 

 
Sie wollten die I-Zulage abschaffen, Sie hätten Sie 
schon Ende 2004 abgeschafft. 
 

(Beifall bei der CDU) 
 
Präsidentin Prof. Dr.-Ing. habil. Schipanski: 
 
Mir liegen keine weiteren Wortmeldungen vor. Da-
mit beende ich den zweiten Teil der Aktuellen Stunde 
und ich schließe die heutige Plenarsitzung.  
 
Wir hatten 16.00 Uhr vereinbart, es sind noch 6 Mi-
nuten bis 16.00 Uhr. Wir werden keinen neuen Ta-
gesordnungspunkt aufrufen. Ich lade Sie noch mal 
alle recht herzlich heute Abend zum parlamenta-
rischen Abend ein. Es wird ein interessanter parla-
mentarischer Abend, da wir alternative Energiefor-
men nahe gebracht bekommen. Danke. 
 
 
 
E n d e   d e r   S i t z u n g:   15.54 Uhr 
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Anlage 1 
 
Namentliche Abstimmung in der 21. Sitzung am  
15.09.2005 zum Tagesordnungspunkt 3 
 
Thüringer Verwaltungskostengesetz  
(ThürVwKostG) 
Gesetzentwurf der Landesregierung 
- Drucksache 4/912 - 
ZWEITE BERATUNG 
hier: Änderungsantrag der Fraktion der SPD 
 - Drucksache 4/1221 - 
 
 
  1. Althaus, Dieter (CDU) nein 
  2. Bärwolff, Matthias  
 (Die Linkspartei.PDS) ja 
  3. Bausewein, Andreas (SPD) ja 
  4. Becker, Dagmar (SPD) ja 
  5. Bergemann, Gustav (CDU) nein 
  6. Berninger, Sabine  
 (Die Linkspartei.PDS) ja 
  7. Blechschmidt, André  
 (Die Linkspartei.PDS) 
  8. Buse, Werner (Die Linkspartei.PDS) ja 
  9. Carius, Christian (CDU) nein 
10. Diezel, Birgit (CDU) nein 
11. Doht, Sabine (SPD) ja 
12. Döring, Hans-Jürgen (SPD) ja 
13. Ehrlich-Strathausen, Antje (SPD) ja 
14. Emde, Volker (CDU) nein 
15. Enders, Petra (Die Linkspartei.PDS) ja 
16. Fiedler, Wolfgang (CDU)  
17. Fuchs, Dr. Ruth (Die Linkspartei.PDS) ja 
18. Gentzel, Heiko (SPD) ja 
19. Gerstenberger, Michael  
 (Die Linkspartei.PDS) ja 
20. Goebel, Prof. Dr. Jens (CDU) nein 
21. Grob, Manfred (CDU) nein 
22. Groß, Evelin (CDU) nein 
23. Grüner, Günter (CDU) nein 
24. Gumprecht, Christian (CDU) nein 
25. Günther, Gerhard (CDU) nein 
26. Hahnemann, Dr. Roland  
 (Die Linkspartei.PDS)  
27. Hauboldt, Ralf (Die Linkspartei.PDS) ja 
28. Hausold, Dieter (Die Linkspartei.PDS) ja 
29. Hennig, Susanne  
 (Die Linkspartei.PDS)  
30. Heym, Michael (CDU) nein 
31. Höhn, Uwe (SPD) ja 
32. Holbe, Gudrun (CDU) nein 
33. Huster, Mike (Die Linkspartei.PDS) ja 
34. Jaschke, Siegfried (CDU) nein 
35. Jung, Margit (Die Linkspartei.PDS) ja 
36. Kaschuba, Dr. Karin  
 (Die Linkspartei.PDS) ja 
37. Klaubert, Dr. Birgit  
 (Die Linkspartei.PDS) ja 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
38. Köckert, Christian (CDU) nein 
39. Kölbel, Eckehard (CDU) nein 
40. Krapp, Dr. Michael (CDU) nein 
41. Krause, Dr. Peter (CDU) nein 
42. Krauße, Horst (CDU) nein 
43. Kretschmer, Thomas (CDU) nein 
44. Krone, Klaus, von der (CDU) nein 
45. Künast, Dagmar (SPD) ja 
46. Kummer, Tilo (Die Linkspartei.PDS)  
47. Kuschel, Frank (Die Linkspartei.PDS) ja 
48. Lehmann, Annette (CDU) nein 
49. Lemke, Benno (Die Linkspartei.PDS)  
50. Leukefeld, Ina (Die Linkspartei.PDS) ja 
51. Lieberknecht, Christine (CDU) nein 
52. Matschie, Christoph (SPD) ja 
53. Mohring, Mike (CDU) nein 
54. Naumann, Kersten  
 (Die Linkspartei.PDS)  
55. Nothnagel, Maik  
 (Die Linkspartei.PDS)  
56. Ohl, Eckhard (SPD)  
57. Panse, Michael (CDU) nein 
58. Pelke, Birgit (SPD) ja 
59. Pidde, Dr. Werner (SPD) ja 
60. Pilger, Walter (SPD) ja 
61. Primas, Egon (CDU) nein 
62. Ramelow, Bodo (Die Linkspartei.PDS)  
63. Reimann, Michaele  
 (Die Linkspartei.PDS) ja 
64. Reinholz, Jürgen (CDU) nein 
65. Rose, Wieland (CDU) nein 
66. Scheringer-Wright, Dr. Johanna  
 (Die Linkspartei.PDS) ja 
67. Schipanski, Prof. Dr.-Ing. habil.  
 Dagmar (CDU) nein 
68. Schröter, Fritz (CDU) nein 
69. Schubert, Dr. Hartmut (SPD) ja 
70. Schugens, Gottfried (CDU) nein 
71. Schwäblein, Jörg (CDU) nein 
72. Sedlacik, Heidrun  
 (Die Linkspartei.PDS) ja 
73. Seela, Reyk (CDU) nein 
74. Skibbe, Diana (Die Linkspartei.PDS) ja 
75. Sklenar, Dr. Volker (CDU) nein 
76. Stauch, Harald (CDU) nein 
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77. Stauche, Carola (CDU) nein 
78. Tasch, Christina (CDU) nein 
79. Taubert, Heike (SPD) ja 
80. Thierbach, Tamara  
 (Die Linkspartei.PDS) ja 
81. Trautvetter, Andreas (CDU) nein 
82. Walsmann, Marion (CDU) nein 
83. Wehner, Wolfgang (CDU) nein 
84. Wetzel, Siegfried (CDU) nein 
85. Wolf, Katja (Die Linkspartei.PDS)  
86. Worm, Henry (CDU) nein 
87. Zeh, Dr. Klaus (CDU) nein 
88. Zitzmann, Christine (CDU) nein 
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Anlage 2 
 
Namentliche Abstimmung in der 21. Sitzung am  
15.09.2005 zum Tagesordnungspunkt 5 
 
Gesetz zur Änderung des Thüringer Schulge- 
setzes 
Gesetzentwurf der Fraktion der SPD 
- Drucksache 4/971 - 
ZWEITE BERATUNG 
 
  1. Althaus, Dieter (CDU)  
  2. Bärwolff, Matthias  
 (Die Linkspartei.PDS) ja 
  3. Bausewein, Andreas (SPD) ja 
  4. Becker, Dagmar (SPD) ja 
  5. Bergemann, Gustav (CDU) nein 
  6. Berninger, Sabine  
 (Die Linkspartei.PDS) ja 
  7. Blechschmidt, André  
 (Die Linkspartei.PDS) ja 
  8. Buse, Werner (Die Linkspartei.PDS) ja 
  9. Carius, Christian (CDU) nein 
10. Diezel, Birgit (CDU) nein 
11. Doht, Sabine (SPD)  
12. Döring, Hans-Jürgen (SPD) ja 
13. Ehrlich-Strathausen, Antje (SPD) ja 
14. Emde, Volker (CDU) nein 
15. Enders, Petra (Die Linkspartei.PDS)  
16. Fiedler, Wolfgang (CDU)  
17. Fuchs, Dr. Ruth (Die Linkspartei.PDS) ja 
18. Gentzel, Heiko (SPD) ja 
19. Gerstenberger, Michael  
 (Die Linkspartei.PDS) ja 
20. Goebel, Prof. Dr. Jens (CDU) nein 
21. Grob, Manfred (CDU) nein 
22. Groß, Evelin (CDU) nein 
23. Grüner, Günter (CDU) nein 
24. Gumprecht, Christian (CDU) nein 
25. Günther, Gerhard (CDU) nein 
26. Hahnemann, Dr. Roland  
 (Die Linkspartei.PDS)  
27. Hauboldt, Ralf (Die Linkspartei.PDS) ja 
28. Hausold, Dieter (Die Linkspartei.PDS) ja 
29. Hennig, Susanne  
 (Die Linkspartei.PDS) ja 
30. Heym, Michael (CDU) nein 
31. Höhn, Uwe (SPD) ja 
32. Holbe, Gudrun (CDU) nein 
33. Huster, Mike (Die Linkspartei.PDS) ja 
34. Jaschke, Siegfried (CDU) nein 
35. Jung, Margit (Die Linkspartei.PDS) ja 
36. Kaschuba, Dr. Karin  
 (Die Linkspartei.PDS) ja 
37. Klaubert, Dr. Birgit  
 (Die Linkspartei.PDS) ja 
38. Köckert, Christian (CDU) nein 
39. Kölbel, Eckehard (CDU) nein 
40. Krapp, Dr. Michael (CDU) nein 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
41. Krause, Dr. Peter (CDU) nein 
42. Krauße, Horst (CDU) nein 
43. Kretschmer, Thomas (CDU) nein 
44. Krone, Klaus, von der (CDU) nein 
45. Künast, Dagmar (SPD) ja 
46. Kummer, Tilo (Die Linkspartei.PDS)  
47. Kuschel, Frank (Die Linkspartei.PDS)  
48. Lehmann, Annette (CDU) nein 
49. Lemke, Benno (Die Linkspartei.PDS)  
50. Leukefeld, Ina (Die Linkspartei.PDS) ja 
51. Lieberknecht, Christine (CDU) nein 
52. Matschie, Christoph (SPD) ja 
53. Mohring, Mike (CDU) nein 
54. Naumann, Kersten  
 (Die Linkspartei.PDS) ja 
55. Nothnagel, Maik  
 (Die Linkspartei.PDS) ja 
56. Ohl, Eckhard (SPD)  
57. Panse, Michael (CDU) nein 
58. Pelke, Birgit (SPD) ja 
59. Pidde, Dr. Werner (SPD)  
60. Pilger, Walter (SPD) ja 
61. Primas, Egon (CDU) nein 
62. Ramelow, Bodo (Die Linkspartei.PDS)  
63. Reimann, Michaele  
 (Die Linkspartei.PDS) ja 
64. Reinholz, Jürgen (CDU) nein 
65. Rose, Wieland (CDU) nein 
66. Scheringer-Wright, Dr. Johanna  
 (Die Linkspartei.PDS) ja 
67. Schipanski, Prof. Dr.-Ing. habil.  
 Dagmar (CDU) nein 
68. Schröter, Fritz (CDU) nein 
69. Schubert, Dr. Hartmut (SPD) ja 
70. Schugens, Gottfried (CDU) nein 
71. Schwäblein, Jörg (CDU) nein 
72. Sedlacik, Heidrun  
 (Die Linkspartei.PDS) ja 
73. Seela, Reyk (CDU) nein 
74. Skibbe, Diana (Die Linkspartei.PDS) ja 
75. Sklenar, Dr. Volker (CDU) nein 
76. Stauch, Harald (CDU) nein 
77. Stauche, Carola (CDU) nein 
78. Tasch, Christina (CDU) nein 
79. Taubert, Heike (SPD) ja 
80. Thierbach, Tamara  
 (Die Linkspartei.PDS) ja 
81. Trautvetter, Andreas (CDU) nein 
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82. Walsmann, Marion (CDU) nein 
83. Wehner, Wolfgang (CDU) nein 
84. Wetzel, Siegfried (CDU) nein 
85. Wolf, Katja (Die Linkspartei.PDS) ja 
86. Worm, Henry (CDU) nein 
87. Zeh, Dr. Klaus (CDU) nein 
88. Zitzmann, Christine (CDU) nein 
 
 


